


Die Öffentliche Meinung 
in der Demokratiekonzeption von Ferdinand Tönnies 

Von Martin Poske' 

1. Einleitung 

Mit Ferdinand Tönnies (1855-1936), einem Mitbegründer der modemen Sozial­
wissenschaften in Deutschland, ist in den letzten Jahren ein vergessener Klassiker 
wieder ins Licht der Öffentlichkeit gerückt. 2 Gemeinschaft und Gesellschaft, 1887 
in erster Auflage erschienen, ist sein Jugend- und Hauptwerk. Die dort ent­
wickelten Grundgedanken sind heute Gegenstand intensiver Forschungsarbeit. 
Tönnies' umfangreichstes Werk ist jedoch ein anderes, nämlich die 1922 er­
schienene Kritik der öffentlichen Meinung. Mit diesem Werk entwickelt er, auf 
Gemeinschaft und Gesellschaft aufbauend, ein eigenes Konzept von öffentlicher 
Meinung. 

Bei der Kritik der öffentlichen Meinung (im Folgenden KöM genannt) stehen 
Umfang und Rezeption in einem reziproken Verhältnis. Die KöM wurde nach 
ihrem Erscheinen von der wissenschaftlichen Öffentlichkeit zwar nicht ignoriert, 
wie bis 1912 Gemeinschaft und Gesellschaft, erreichte aber auch nicht denselben 
Bekanntheitsgrad wie das Jugend- und Hauptwerk. In der Sozialwissenschaft der 
neugegründeten Bundesrepublik Deutschland fiel die KöM so wie das gesamte 
Tönniessche Werk dem Vergessen anheim. Als der Topos "Öffentlichkeit" in den 
60er und 70er Jahren Gegenstand intensivster sozial wissenschaftlicher Diskussion 
war, fand Tönnies' Konzeption von öffentlicher Meinung keine Erwähnung. Erst 
mit der Wiederentdeckung von Tönnies als Klassiker der Soziologie wird auch 
der KöM wieder mehr Interesse zugewendet (vgl. Deichsel 1987, 1991; Howard 
1991, Schreib 1991, Anschlag 1991). 

Tönnies' konzeptionelle Überlegungen zum Thema "Demokratie" hingegen 
sind weitgehend unbekannt. Die Politikwissenschaft hat Tönnies zwar in Erinne-

, Martin Poske erlangte 1997 mit dieser Arbeit den akademischen Grad eines Magister 
Artium an der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel. 

2 Tönnies-Symposien fanden in Kiel (1980, 1983, 1987) und in Meran (1987) statt. 
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rung behalten, aber in erster Linie wegen seiner grundlegenden Arbeit als 
Hobbes-Forscher (vgl. Fletscher 1984, S. XLIV). Die Ideologisierung der Volks­
gemeinschaft im Dritten Reich war sicher nicht unschuldig daran, daß die Über­
legungen des Verfassers von Gemeinschaft und Gesellschaft zum Thema "Demo­
kratie" in der Nachkriegszeit ignoriert worden sind. Gleichwohl fällt auf, daß 
seine Demokratiekonzeption auch in der aktuellen Forschung insgesamt recht 
wenig Beachtung findet. Thematisiert wird meistens Tönnies' Kampf gegen den 
Rückfall in die Barbarei als politischer Publizist (vgl. z. B. Heberle 1981 und 
Rode 1991). Sein Eintreten für die Erhaltung der Weimarer Republik äußerte sich 
u.a. im öffentlichen Aufruf, die SPD zu wählen (Juli 1932) und in einer nach der 
"Machtergreifung" gehaltenen Rede in der Kroll-Oper (Berlin), in der Tönnies 
entschieden für die Lehr- und Redefreiheit eintrat. 3 

Wenn in dieser Arbeit von Tönnies' Demokratiekonzeption die Rede ist, so 
stütze ich mich hauptsächlich auf den Vortrag zum Thema "Demokratie", den 
Tönnies 1926 in Wien auf dem 5. deutschen Soziologentag gehalten hat. In seinen 
dort entwickelten verfassungspolitischen Vorstellungen er sich nach eigener An­
gabe auf den ,,Normalbegriff' der Demokratie, was auf die elementare Bedeutung 
dieses Textes für seine Demokratiekonzeption hinweist. Die 20 "Leitsätze" des 
V ortrages sind im Anhang dieser Arbeit aufgeführt. Darüber hinaus sind die Auf­
sätze Demokratie und Parlamentarismus (1927) und Partei und Staat (1929) für 
die hier vorgelegte Arbeit von größter Wichtigkeit. In dem erstgenannten Text 
geht Tönnies auf wesentliche Aspekte des auf dem Soziologentag gehaltenen 
Vortrags erläuternd ein, und dem letztgenannten Text spricht Jacoby, langjähriger 
Forschungsassistent von Tönnies, erhebliche Bedeutung im Rahmen der Tön­
niesschen Demokratiekonzeption zu, so daß eine Nichtberücksichtigung dieser 
Schrift eine adäquate Bearbeitung der Thematik kaum zulassen dürfte (vgl. 
Jacoby 1971, S. 247). 

Die hier vorgelegte Arbeit stellt die Frage nach Stellung und Funktion von "der 
Öffentlichen Meinung" in Tönnies' Demokratiekonzeption. Die ungewöhnliche 
Orthographie verweist auf das spezifisch Tönniessche Modell von öffentlicher 
Meinung, das einer ausführlichen Darlegung bedarf. Erst anschließend kann die 

~ Tönnies hielt die Rede am 19. Februar auf dem Kongreß "Das freie Wort". Einen Monat 
später tagte, ebenfalls in der Berliner Kroll-Oper, der Reichstag, und Hitler setzte an 
selber Stelle das Ermächtigungsgesetz durch. 
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Stellung "der Öffentlichen Meinung" in der Demokratiekonzeption geklärt 
werden. Daß Tönnies überhaupt eine eigene Theorie der öffentlichen Meinung 
entwickelt hat, ist in der scientific community durchaus nicht verbreitet: so 
schreibt z. B. Habermas, daß Tönnies mit seiner Kritik der öffentlichen Meinung 
die Untersuchungen der älteren deutschen Soziologie zu diesem Thema lediglich 
"zusammengefaßt" hätte. Und wenn Tönnies' Öffentlichkeitskonzept einmal er­
wähnt wurde, dann nicht positiv: Habermas' Strukturwandel der Öffentlichkeit 

war gerade erschienen, als Fraenkel (1962, S. 7) urteilte, daß Tönnies ' Kritik der 
öffentlichen Meinung nicht den Anforderungen entspricht, "die an eine dem heu­
tigen Stand der Sozialwissenschaft entsprechende Untersuchung über die öffent­
liche Meinung gestellt werden müssen." Andererseits finden sich in der neueren 
Tönnies-Forschung Kommentare, die Tönnies' "zweites Lebenswerk" (Harms 
1936, S. 380) in ein ganz anderes Licht stellen. So wird hervorgehoben, daß 
Tönnies mit seiner zwischen 1915 und 1922 geschriebenen Arbeit über die öf­
fentliche Meinung wesentliche Ergebnisse der berühmt gewordenen Habermas­
schen Habilitationsschrift vorwegnimmt (vgl. Schlüter 1988, S. 398). Die 
kontroversen Beurteilungen der KöM verdeutlichen den nach wie vor ungeklärten 
Status dieses Werkes. Tönnies' Demokratiekonzept spielt in diesem Zusam­
menhang eine wichtige Rolle, denn dort führt er einen Gedankengang zu Ende, 
der mit der KöM begonnen worden ist. 

Bei der Vorstellung von Tönnies' Theorie der öffentlichen Meinung möchte 
ich mich aber nicht ausschließlich auf die veröffentlichten Schriften stützen. Der 
Tönnies-Nachlaß, der sich in der Schleswig-Holsteinischen Landesbibliothek 
(SHL) befindet, enthält einige bis heute unveröffentlichte Aufsätze von Tönnies 
zum Thema öffentliche Meinung. Das Hinzuziehen dieser Quellen wird Tönnies' 
Theorie der öffentlichen Meinung, wie sie sich aus den veröffentlichten Schriften 
ergibt, noch verdeutlichen. Im Zuge der Recherchen im Tönnies-Nachlaß ist es 
gelungen, einige Manuskripte, die bisher noch nicht dem veröffentlichten Werk 
zugeordnet werden konnten, inhaltlich und biographisch einzuordnen. Diese Er­
gebnisse sind im Anhang der Arbeit aufgeführt. 

Mit der vorliegenden Arbeit soll herausgearbeitet werden, daß Tönnies einen 
normativen Begriff von "der Öffentlichen Meinung" entwickelt. Normativität be­
deutet in diesem Zusammenhang, daß Tönnies mit dem Begriff "der Öffentlichen 
Meinung" durchaus auch einer Idealvorstellung Ausdruck verleihen will - was 
jedoch seinem eigentlichen Wissenschaftsverständnis widerspricht. Es soll mit 
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dieser Arbeit die These vertreten w~rden, daß die Diskrepanz zwischen nonna­
tivem Begriff und empirischer Realität Tönnies dazu führt, "der Öffentlichen 
Meinung" in seiner Demokratiekonzeption durch Institutionalisierung Geltung zu 

verschaffen. 

Mit der KöM versucht Tönnies zunächst, eine begrifflich-theoretische Klärung 
"über eine so wichtige Tatsache und Erscheinung" (1922a, S. VI)4 zu leisten, um 
dann vor diesem Hintergrund die empirische Öffentliche Meinung zu 
untersuchen. Bei der Entwicklung des Begriffs und den empirischen Beobach­
tungen geht Tönnies nach eigenem Verständnis wertfrei und objektiv vor. Daß er 
diese Perspektive jedoch nicht einhält, soll durch die Hinzuziehung des Aufsatzes 
Macht und Wert der Öffentlichen Meinung gezeigt werden. Mit dieser Inter­
pretation der Tönniesschen Theorie der öffentlichen Meinung soll eine Lesart 
vorgeschlagen werden, die Tönnies' Forderung nach wertfreier, nach nicht­
wertender Wissenschaft kritisch hinterfragt (siehe dazu Tönnies 1981). 

In der vorliegenden Arbeit soll der Schwerpunkt bei der Vorstellung von 
Tönnies' Theorie der öffentlichen Meinung allerdings nicht auf dem in der KöM 
auch entwickelten makrosoziologischen Prozeß der Entwicklung von "Religion" 
zu "Öffentlicher Meinung" liegen. Dieser Teil des historischen Entwicklungspro­
zesses von "Gemeinschaft" nach "Gesellschaft" steht hier nicht im Mittelpunkt 
des Interesses. Vielmehr soll Tönnies' Analyse, die die neuere politische Ge­
schichte der öffentlichen Meinung betrifft, vorgestellt werden. 

Die mit dieser Arbeit vertretenen These, daß Tönnies mit einem nonnativen 
Begriff von "der Öffentlichen Meinung" arbeitet und diesen im Demokratiemo­
dell in institutionalisierter Form zur Geltung bringt, soll mit folgender Vorgehens­
weise belegt werden: zunächst wird in Kapitel 2. sein Wissenschaftsverständnis 
erläutert, wobei der Schwerpunkt auf die Unterscheidung zwischen Begriffs­
konstruktion und Empirie gelegt wird. Gerade diese wird in der vorliegenden 
Arbeit von erheblicher Bedeutung sein. Die von Tönnies' entwickelten 
"Nonnalbegriffe" sind Charakteristika eines Denkens, das sich als wertfrei 
begreift, aber trotzdem kritisches Potential zur Verfügung stellen möchte. 

In Kapitel 3. sollen zuerst die politischen und gesellschaftlichen Zeitumstände, 

4 Die hier gegebenen Literaturhinweise (nach der Harvard-Konvention) ohne 
Namensnennung beziehen sich ausschließlich auf Tönniessche Werke. 
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die die Entstehung der KöM zwischen 1915 und 1922 begleitet haben, kurz darge­
stellt werden. Außerdem sollen werkimmanente Zusammenhänge zwischen der 
KöM und anderen Arbeiten von Tönnies über die öffentliche Meinung aufgezeigt 
werden. Hierzu sei nochmals auf den Anhang verwiesen. 

Daraufhin wird gezeigt, wie Tönnies über eine Kritik des "Sprachgebrauchs" 
den Begriff von "der Öffentlichen Meinung" erarbeitet. Hierfür trennt er in einem 
ersten Schritt "Meinung" von "öffentlich" und fragt nach der Bedeutung des 
Wortes "Meinung". Auch Fraenkel hat deutlich gemacht, daß gerade die Analyse 
des Wortes "Meinung" unentbehrlich ist, wenn man sich dem Topos öffentliche 
Meinung nähert (vgl. Fraenkel 1991 b, S. 233). Erst danach thematisiert Tönnies 
den Bereich des Öffentlichen. In seiner Theorie der öffentlichen Meinung ist die 
orthographisch etwas unglückliche Unterscheidung zwischen "öffentlicher 
Meinung" und "der Öffentlichen Meinung" von erheblicher Bedeutung. Bei der 
Bestimmung dessen, was Tönnies "die Öffentliche Meinung" nennt, führt er noch 
die begriffliche Differenzierung der verschiedenen "Aggregatzustände" ein. Erst 
mit der Unterteilung in einen "festen", "flüssigen" und "luftartigen" Aggregatzu­
stand wird Tönnies' Bestimmung der Öffentlichen Meinung, als deren Subjekt 
ihm die "Gelehrtenrepublik" gilt, vollständig. In diesem Zusammenhang wird 
dann über die Bestimmung von Inhalt und Funktion der Öffentlichen Meinung 
versucht, den normativen Gehalt des Normalbegriffs deutlich zu machen . 

Anschließend soll Tönnies' Blick auf die empirische Öffentliche Meinung 
untersucht werden. Dabei wird vor allem seine Kritik des kommerzialisierten 
Pressewesens thematisiert werden; die Untersuchung des Verhältnisses zwischen 
"der Öffentlichen Meinung" und der (Tages-)presse wird hierbei einen 
Schwerpunkt bilden. Die "Konfrontation" des (auch als Norm zu verstehenden) 
Begriffs mit der empirischen Realität macht für Tönnies die dazwischen 
bestehende Diskrepanz deutlich. Insbesondere die Haltung der Öffentlichen 
Meinung gegenüber der Sozialdemokratie im vorletzten Jahrzehnt des 19. 
Jahrhunderts sowie die Stellung der Öffentlichen Meinung zur Weimarer 
Republik werden von Tönnies thematisiert - wobei für Tönnies deutlich wird, 
daß die deutsche Öffentliche Meinung nicht kritisch, sondern "reaktionär"S ist. Es 
soll gezeigt werden, daß sich für Tönnies am Ende der KöM das Problem ergibt, 

; Siehe das Manuskript (Signatur CB 54.34:42, S. 14) im Tönnies-Nachlaß der Schles­
wig-Holsteinischen Landesbibliothek zu Kiel (folgend: TN). 
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einen auf Emanzipation gerichteten Begriff von "der Öffentlichen Meinung" 
entwickelt zu haben, dessen gesellschaftliche Ausprägung sich jedoch als defizitär 
erweist. Da dieser Begriff für Tönnies nach der hier vertretenen These auch eine 
Norm darstellt, ergibt sich die von ihm selber allerdings nicht ausgesprochene 
Frage, wie er dem anspruchsvollen Konzept der "Gelehrtenrepublik" Geltung ver­
schaffen kann. Tönnies beantwortet diese Frage mittels einer Institution , die in 
seiner Demokratiekonzeption eine wichtige Rolle spielt. 

In Kapitel 4. wird Tönnies' Demokratiekonzeption, wie er sie mit seinem Vor­
trag 1926 auf dem Soziologentag vorgestellt hat, untersucht. Es soll herausgear­
beitet werden, daß er seine Konzeption der sozialen Demokratie sowohl in Kritik 
zu einem rein formalen Demokratieverständnis als auch in Abgrenzung zu einem 
als Ideologie interpretierten (Wirtschafts-)Liberalismus formuliert. Dabei wird 
deutlich werden, daß Tönnies mit seinen verfassungspolitischen Vorstellungen 
auf die spezifischen Probleme der Weimarer Republik versucht einzugehen. Nach 
der Vorstellung seiner Liberalismuskritik soll Tönnies' "Entwurf einer demo­
kratischen Staatsverfassung" (Jacoby 1971, S. 191) unter besonderer Berück­
sichtigung seiner Konzeptualisierung von Wahlrecht, Parlament und Regierung 
untersucht werden. Insbesondere die Konzeption der Regierung als "demo­
kratisches Direktorium", das sowohl die Exekutive als auch die Legislative in sich 
vereint, sowie die nur beratende Funktion des Parlaments werden zu beachten 
sein. Tönnies' Überlegungen zum Verhältnis zwischen Direktorium und Parla­
ment werden die zeitgeschichtliche Eingebundenheit seiner Demokratiekonzep­
tion deutlich machen, und auch seine bemerkenswerten, in der Literatur bisher 
kaum thematisierten Gedanken zum Verhältnis zwischen Partei und Staat müssen 
unter diesem Blickwinkel betrachtet werden. 

Nach Parlament und Direktorium ist schließlich das "Ephorat" vorzustellen . 
Von Tönnies als "Gerichtshof' entwickelt, hat das Ephorat gegenüber dem Direk­
torium eine sehr starke Stellung. Es ist ebenfalls durch direkte Volkswahllegiti­
miert, besitzt aber trotzdem besondere Zugangskriterien. Tönnies stattet das Epho­
rat nicht nur mit judikativen Funktionen aus, sondern unterstellt ihm auch die of­
fizielle Publizistik, die ihm als Alternative zum an kapitalistische Profitinteressen 
gebundenen "freien Zeitungswesen" sieht. 

Mit dem 5. Kapitel soll dann die These vertreten werden, daß das Ephorat als 
institutionalisierte "Öffentliche Meinung" interpretiert werden kann. Es soll her-
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ausgearbeitet werden, daß mit der Institution des "Ephorats" nicht einfach eine 
antik anmutende Institution im Demokratiemodell unvermittelt auftaucht, sondern 
daß diese Institution einen Lösungsversuch für Probleme darstellt, die für Tönnies 
mit seinen Arbeiten zur öffentlichen Meinung deutlich geworden sind. 

2. Wissenschaftstheoretische Vorbestimmungen 

Mit der KöM hält sich Tönnies nach eigener Aussage an das Schema der Willens­
formen, wie er es mit Gemeinschaft und Gesellschaft vorgelegt hat. Er knüpft 
daran an und thematisiert eine Kategorie seines ausdifferenzierten Begriffs­
systems: öffentliche Meinung. Eine philosophisch-terminologische Problematisie­
rung z. B. des Verhältnisses zwischen "Konvention" und "öffentlicher Meinung" 
nimmt er in diesem Werk jedoch nicht vor. Mit Gemeinschaft und Gesellschaft 
liegt das Grundtheorem vor, das zum einen als ahistorische Typologie dient und 
zum anderen auch als ein historisches Entwicklungsschema gelesen werden kann 
und als ein solches den Weg vom Mittelalter zur Neuzeit, "von der Dorfwirtschaft 
zur kapitalistischen Marktwirtschaft, von der feudalen Territorialherrschaft über 
den Absolutismus zum parlamentarischen Parteienstaat der Gegenwart; von der 
vorherrschenden Rolle der Religion und Kirche zur Dominanz von Wissenschaft 
und öffentlicher Meinung [aufzeigt]" (Fechner 1994, S. 29). 

Mit der KöM untersucht Tönnies eine neuzeitliche Sozialform. Insofern bleibt 
der Bereich des Gemeinschaftlichen in der KöM und auch in der vorliegenden 
Arbeit eher im Hintergrund. Worauf es Tönnies mit der KöM ankommt, ist­
über eine Kritik des Sprachgebrauchs - einen Normalbegriff zu konstruieren, um 

dann die empirische öffentliche Meinung als "Faktor im Staats leben" zu unter­
suchen, wobei er sich dann auf "die neuere und besonders die neueste Ge­
schichte" (l922a, S. VII) bezieht. 

Im ersten Teil der KöM versucht Tönnies, den Begriff "der Öffentlichen Mei­
nung" zu entwickeln. Er erläutert im Vorwort: "Was ich mir vorsetzen durfte und 
zu leisten vermochte, war ein begriffliche Klärung des Gedankens über eine so 
wichtige soziologische Tatsache und Erscheinung. Darum habe ich meinem 
Werke den Titel 'Kritik der öffentlichen Meinung' gegeben. Er bedeutet, daß der 
Sprachgebrauch geprüft und geläutert werden sollte, daß ich in einem bestimmt 
umrissenen Sinne den Begriff der öffentlichen Meinung zu gestalten mir vorge­
nommen hatte" (l922a, S. VI). Damit verweist Tönnies auf die Trennung von 

Tännies-Forum 3/99 9 



Martin Poske 

begrifflicher und empirischer Ebene, die sich durch sein gesamtes Denken zieht 
(vgl. Bickel 1991, S. 18). 

Wenn Tönnies sich also vornimmt, in einem bestimmten Sinne den Begriff der 
öffentlichen Meinung zu gestalten, so bedeutet das, daß er versucht, einen "Nor­
malbegriff' zu konstruieren. Die Unterscheidung zwischen Normalbegriff und 
empirischer Wirklichkeit wird in der Tönnies-Rezeption nicht selten unter­
schlagen, was gerade in Bezug auf seine Theorie der "Gemeinschaft" häufig Miß­
verständnisse zur Folge hat (vgl. Dahrendorf 1965). In Gemeinschaft und Gesell­
schaft macht Tönnies deutlich, das ihm "Gemeinschaft" und "Gesellschaft" als 
"Artefakte des Denkens" (1991 , S. 113) gelten und als "Geräte" dazu bestimmt 
sind, das Verstehen der Wirklichkeit zu erleichtern. Sie dienen dem Begreifen der 
Wirklichkeit, stellen, nach Tönnies, sozusagen die Bedingung für die Möglichkeit 
wissenschaftlicher Erkenntnis dar: "Allgemeine oder wissenschaftliche Begriffe, 
Sätze, Systeme [sind] Werkzeugen vergleichbar, durch welche für besondere 
gegebene [empirische] Fälle ein Wissen oder wenigstens Vermuthen erreicht 
wird." (1991, S. XIX). Tönnies geht es nicht darum, die soziale Wirklichkeit 
mittels unreflektierten und gleichsam alltäglichen Begriffen zu beschreiben, denn 
damit würde das nicht-hinterfragte Alltagswissen, das in den zur Beschreibung 
bestimmten Begriffen mitschwingt, Eingang in die Wissenschaft finden. Der 
konstruierte Normalbegriff soll eine genau definierte und explizit gemachte 
Bedeutung besitzen, was ihn von der durch Kontingenz gekennzeichneten 
empirischen Wirklichkeit unterscheidet. Dem Begriff kann "vielleicht niemals 
eine Wirklichkeit entsprechen ( ... ), der aber eben dadurch ein echt 
wissenschaftlicher, ein mathematischer oder, wie Kant sagt, eine Idee [ist]." 
(1916, S. 415). Der Normalbegriff muß, "unabhängig vom Sprachgebrauch" 
(l922a, S. 60), bewußt gebildet werden. Er wird so zu einem Mittel für einen be­
stimmten Zweck: "Solcher Zweck ist die Erkenntnis ( ... ) der ( ... ) Wirklichkeit" 
(ebd.).6 

Tönnies will mit seinem begriffskonstlUktiven Verfahren "mathematische" Ge­
nauigkeit und Exaktheit erreichen. "Wissenschaftliches Denken muß der Mathe­
matik folgen, indem es seinen Gegenstand mit einer Fülle von Merkmalen und 
wenn möglich, von vollkommenen, regelmäßigen Merkmalen ausstattet. Der rich-

6 In einem Manuskript (TN, CB 54.34:42, S. 15) hebt Tönnies hervor: "Einen Begriff 
kann man nicht beweisen, man kann ihn nur mit Gründen empfehlen." 
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tige Begriff ist der Begriff eines ideellen Maßstabes." (l926c, S. 15 f.). Somit gilt 
Wissenschaft ihm als "ein System von Begriffen, die als Maasstäbe ( ... ) dienen 
sollen." (1987, S. 227). Tönnies' Methode besteht darin, die rational konstruierten 
Normalbegriffe als Maßstäbe mit der Empirie zu konfrontieren, um so z. B. den 
realen Typus eines "demokratischen" Staates mit dem ideellen (nicht idealen) 
Typus der "Demokratie" zu vergleichen. Tönnies selbst: "Will man die 
Mannigfaltigkeit der so genannten oder sich so nennenden Demokratien zu einem 
einheitlichen Begriff in Beziehung setzen, so muß man diesen Begriff künstlich 
bilden und seinen Gegenstand ( .. . ) konstruieren. Ob eine einzelne Erscheinung 
dann mit dem Namen benannt werde oder nicht, ist eine Frage der Konvenienz; 
man wird den Namen dann erweitern müssen, wenn ein Merkmal, das man als für 
den Normalbegriff wesentlich statuiert hat, gänzlich fehlt." (l926b, S. 322). 

Es ist aber hervorzuheben, daß Tönnies mit der Konstruktion seiner Normalbe­
griffe nicht den Anspruch erhebt, damit auch ein Werturteil zu fällen (vgl. 1991, 
S. XXI, XLVII). So bezieht er sich bei seinen Ausführungen zum Thema "De­
mokratie", die in Kapitel 4. vorgestellt werden sollen, "auf den Normalbegriff der 
Demokratie, der seinem Wesen nach das konstruiert, was Max Weber mit großem 
Erfolge ,Idealtypus' genannt hat; gegen welchen Ausdruck ich nur das Bedenken 
habe, daß der Wortteil ,Ideal' eine Konnotation in sich trägt, die nicht gemeint ist. 
Darum spreche ich lieber vom ideellen Typus oder eben vom Normalbegriff, 
dessen Gegenstand er bedeuten soll." (1927b, S. 26). Tönnies sieht seine Begriffs­
konstruktionen als wissenschaftliche Erkenntnisinstrumente, die als solche keiner­
lei Werturteil über den jeweiligen Gegenstand aussprechen. Er plädiert, wie Max 
Weber, für die Wertfreiheit in der Sozialwissenschaft (vgl. Schlüter 1988, S. 
397 f. und hierzu auch Lenk 1991 , S. 992). Gemäß dieser Methode versucht 
Tönnies, im ersten Teil der KöM den Begriff "der Öffentlichen Meinung" zu 
konstruieren, bevor er im zweiten Teil zu den "Empirischen Beobachtungen und 
Anwendungen" kommt. Anwendung, wie er sie in der KöM versteht, bedeutet, 
den konstruierten Begriff mit der empirischen Wirklichkeit zu konfrontieren. 
Durch diese Konfrontation wird das, was wir durch unsere Erkenntnis­
Instrumente als Wirklichkeit erkennen, überhaupt erst meß- und erkennbar. 

Es wird im folgenden Kapitel darauf zu achten sein, ob Tönnies dem Begriff 
"der Öffentlichen Meinung" wirklich nur eine wertneutrale Erkenntnisfunktion 
zuweist, oder ob er mit ihm auch darüber hinaus auf eine "nicht verwirklichte 
Aufgabe" (Schlüter 1988, S. 398) verweisen will. 
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3. Die Theorie der öffentlichen Meinung 

Im Jahr 1907, genau 20 Jahre nach der Veröffentlichung von Gemeinschaft und 

Gesellschaft, wurde Ferdinand Tönnies vom Verleger O. Haering der Antrag ge­
stellt, ein Werk über die öffentliche Meinung zu verfassen. Tönnies willigte ein. 
Bereits in Gemeinschaft und Gesellschaft hatte er die öffentliche Meinung als den 
Ausdruck der "Moral der Gesellschaft" (1991, S. 214) Meinung ist in diesem 
Werk allerdings nur eine soziale Willensform unter verschiedenen anderen 
Formen des sozialen Willens: Brauch, Sitte oder Konvention nehmen hier ebenso­
viel Platz ein wie die öffentliche Meinung. Gleichwohl darf die Bedeutung dieser 
frühen theoretisch-begrifflichen Fassung von öffentlicher Meinung für die KöM 
nicht unterschätzt werden, stellt doch Tönnies in deren Vorwort fest, daß er sich 
"an das Schema gehalten [hat], wie es in 'Gemeinschaft und Gesellschaft' vor­
liegt."(1922a, S. VII). Tönnies nimmt mit der KöM keine komplette Neufassung 
seiner frühen theoretischen Konzeption von öffentlicher Meinung vor, sondern 
expliziert den Bedeutungsgehalt, der schon 1887 gegeben ist. 

Nun ist die KöM zwar Tönnies' umfangreichste Arbeit über die öffentliche 
Meinung, jedoch keineswegs die einzige. Er verfaßte noch diverse Aufsätze zu 
dieser Thematik, teilweise zeitgleich zu der Arbeit an der KöM. Diese kleineren 
Arbeiten, zum Teil unveröffentlicht, stellen wertvolle Ergänzungen zur KöM dar. 
Gerade durch die Analyse der kleineren Schriften wird deutlich, auf welche 
Aspekte er bei seiner Theorie besonderen Wert legt. 

Da für Tönnies' Theorie der öffentlichen Meinung immer "die Beziehung auf 
öffentliche, d. i. in erster Linie politische Angelegenheiten wesentlich [ist]" 
(1922a, S. 131), scheint es sinnvoll, einen kurzen Blick auf die politischen Zeit­
umstände zu werfen. Denn Theorien dürfen nicht als unhistorisch und als unbe­
einflußt vom gesellschaftspolitischen Umfeld interpretiert werden, sondern stellen 
immer (auch) verbalisierte Antworten auf zeitgenössische Problemlagen dar (vgl. 
Röhrich 1989, S. 8). Sowohl die KöM als auch zwei eng mit ihr zusammenhän­
gende Arbeiten zum Thema öffentliche Meinung sind vor diesem zeitgeschicht­
lichen Hintergrund zu lesen. 

Tönnies begann mit der Arbeit an der KöM erst im Jahr 1915, also acht Jahre 
nachdem ihm angetragen worden ist, eine Arbeit über dieses Thema zu verfassen. 
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Beendet hat er die Arbeiten an der KöM im Jahr 1922.7 Die Jahre, in denen er die 
KöM verfaßte, haben gewaltige politische und gesellschaftliche Umwälzungen 
erlebt. 1915 stand mit Kaiser Wilhelm II. ein Monarch von Gottes Gnaden an der 
Spitze des deutschen Staates, 1922 mit dem Sozialdemokraten Friedrich Ebert ein 
demokratisch legitimierter Reichspräsident. Als Tönnies begann, seine Theorie 
der öffentlichen Meinung zu entwickeln, tobte der erste Weltkrieg, als er die Ar­
beiten abschloß, hatte die junge Weimarer Demokratie mit starken antidemokrati­
schen Strömungen zu kämpfen - sowohl auf politischem als auch auf philoso­
phischem Gebiet. Die Brisanz und Heftigkeit der politischen Umwälzungen 
drücken sich in der KöM darin aus, daß sich Tönnies häufig genötigt sieht, An­
merkungen nachträglich einzufügen, damit seine Interpretationen der aktuellen 
politischen Situation nicht als völlig anachronistisch erscheinen. So fügt er zu 
seinen Überlegungen zum Verhältnis der herrschenden und beherrschten Klasse 
mit Blick auf die Novemberrevolution hinzu: "Nachdem dies geschrieben war, hat 
eine große politische Umwälzung im Deutschen Reiche ( ... ) die bisher beherrschte 
Klasse zur herrschenden gemacht, wenn auch nicht zur unbedingt und allein herr­
schenden." (1922a, S. 129). Aber auch die Divergenzen innerhalb der ehemals 
"beherrschten Klasse" werden von Tönnies bemerkt: "Ein nicht geringer Teil ( ... ) 
fühlt sich nach wie vor als beherrschte Schicht und wendet sich mit Ungestüm 
( .. . ) gegen die neue Regierung, die jenen Revolutionären um so mehr verhaßt ist, 
weil sie die eigenen Grundsätze zu verraten scheint."(ebd.). Wenn man diese neue 
Unübersichtlichkeit nun mit der während des Weltkrieges strikt reglementierten 
und zensierten, vorherrschend nationalistisch gestimmten Öffentlichkeit des 
Kaiserreichs vergleicht, so kann man die Aussage, daß die KöM "unter dem Ein­
druck einer der gespanntesten und explosivsten Phasen deutscher Geschichte ge­
schrieben worden [ist]" (BickellFechner 1989, S. 222), nur unterstreichen. 

Die KöM ist mit über 580 Seiten zwar Tönnies umfangreichstes Werk, blieb 
aber trotzdem in gewissem Sinne unvollendet: ein ursprünglich geplanter literatur-

7 Der Beginn der Arbeiten an der KöM wird von Tännies an anderer Stelle auf das Jahr 
1907 datiert, was allerdings der Zeitangabe im Vorwort der KöM widerspricht. Er 
schreibt (Bickel/Fechner 1989, S. 145) am 21. 6.1921 an Harald Höffding: ,,Es sind nun 
14 Jahre vergangen seit wir die Freude hatten Sie hier zu sehen. ( .. . ) Ebenso lange arbeite 
ich an meiner 'öffentlichen Meinung'. Sie wird aber denke ich, in diesem Jahre fertig 
werden.". 
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historischer Teil, der verschiedene Theorien über die öffentliche Meinung unter­
suchen sollte, verfaßte er für die KöM nicht mehr. Das Erscheinen dieser zusätz­
lichen Betrachtungen wird zwar von ihm 1922 noch in Aussicht gestellt. Tatsäch­
lich verfaßte er auch noch einige Arbeiten zum Thema öffentliche Meinung, aber 
eine größere theoretische Arbeit, die den literaturhistorischen Aspekt vertieft, ist 

nicht darunter. 

Seine Theorie der öffentlichen Meinung, wie er sie mit der KöM vorgelegt hat, 
stellt nach Tönnies selber (auch) einen "Gang durch die neuere und besonders die 
neueste Geschichte" (1922a, S. Vll) dar, zahlreiche Beispiele dienen zur lllustra­
tion, in denen die Grenze zwischen konstruiertem Begriff und Sprachgebrauch 
häufig fließend ist. Deshalb läßt sich dieser "Gang durch die neueste Geschichte" 
auch nur sehr bedingt mit seinen anderen "historischen" Arbeiten wie Fortschritt 
und soziale Entwicklung (1926) oder Geist der Neuzeit (1935) vergleichen. Seine 
Theorie der öffentlichen Meinung gewinnt m. E. ihre Bedeutung weniger durch 
die Abschnitte, in denen "soziologische Wechselwirkungen" zwischen "Ein­
tracht" und "Konvention" oder "Religion" und "Öffentlicher Meinung" themati­
siert werden,8 sondern vielmehr durch ihre Konzentration auf eine Willensform, 
eben "Öffentliche Meinung", deren Struktur und Wandel er dann aufzuzeigen 
versucht. 

Auch die Ereignisse des Weltkrieges und die damals stattfindende Diskussion 
über die Kriegsschuldfrage werden in der KöM von Tönnies ausführlich be­
handelt. Dem Thema "Die Öffentliche Meinung und der Weltkrieg" widmet er 
ein eigenes Kapitel. 9 Er thematisiert bei seinen Untersuchungen zur öffentlichen 

8 Dies geschieht im 5. Kapitel der KöM. 

9 Die KöM enthält zahlreiche gegen England und das zaristische Rußland gerichtete Vor­
würfe (z. B. S. 59, 141 , 286, 551). Die von Bickel und Fechner (1989a, S. 222) ange­
sprochene "akademische Grandezza" wird von Tönnies in diesem Werk nicht immer bei­
behalten. Über Tönnies ' Motivation zur Arbeit an der KöM schreibt Brockdorff (1936, 
S. 370): "Dementsprechend hat Tönnies auch den Versailler 'Vertrag' immer wieder, von 
rechtlichen wie von politischen Gesichtspunkten aus bekämpft. So bearbeitete er von 
seinem stillen Eutiner Heim aus, nur gestützt auf die Kraft der Wahrheit seines Wortes, 
die öffentliche Meinung der Welt, mehr und mehr deren Beistimmung gewinnend. Wer 
so unausgesetzt auf die öffentliche Meinung Einfluß gewinnt, wird, wenn er kein bloßer 
Politiker, sondern Soziologe ist, die öffentliche Meinung auch als solche prüfen. Und das 
hat Tönnies in einem umfassenden Werke getan." 
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Meinung häufig die Tatsache, daß das Deutsche Reich in der internationalen 
Öffentlichkeit als alleiniger Verursacher des Weltkrieges bezeichnet wird. Mit 
vielen Schriften zur sogenannten Kriegsschuldlüge versucht er dieses Urteil als 
falsch zu widerlegen. Wohl auch deshalb haben Tönnies ' durchaus theoretisch 
und damit wertfrei gemeinte Arbeiten über die öffentliche Meinung insgesamt 

einen eher "politischen" Charakter. 

In der deutschen politischen Öffentlichkeit war neben der Diskussion über die 
Kriegsschuld auch die Verfassung der Weimarer Republik Gegenstand intensiver 
und polemischer Auseinandersetzungen. Die Schuld an der Niederlage und an der 
daran anschließenden wirtschaftlichen Rezession gaben die zahlreichen antidemo­
kratischen Parteien und Gruppierungen den demokratischen Politikern. Die Wie­
marer Republik wurde, vor allem vom Konservatismus, als eine der deutschen 
Tradition nicht angemessene politische Ordnung angesehen. In dieser Zeitspanne 
voller gesellschaftlicher und politischer Umbrüche und Verwerfungen entwickelt 
Tönnies sowohl sein Konzept von öffentlicher Meinung und als auch sein Demo­
kratiemodell. to Er spricht selber von einer Zeit "verworrenen und zerrissenen ge­
sellschaftlichen Lebens." (1923, S. 96). 

Es wird an seinem Begriff "der Öffentlichen Meinung" deutlich werden, wie 
er - in der Theorie - auf die Unübersichtlichkeit seiner Zeit reagierte. Es stehen 
nämlich nicht die vielen einander widersprechenden Partikularmeinungen, die 
"öffentlichen Meinungen" im Vordergrund, sondern mit "der Öffentlichen Mei­
nung" diejenige, die "über den Parteien" steht. 

10 An der Gliederung der KöM muß bemängelt werden, daß sich die Unübersichtlichtlich­
keit des politischen Alltags auch in der Struktur des Buches widerspiegelt: so ist z. B. ein 
Teil des IX. Kapitels, das zum Schlußteil der KöM gehört, bereits 1918 geschrieben 
worden (vgl. S. 462). Zumindest ein Teil des voran stehenden III. Kapitels ist jedoch erst 
nach dem IX. Kapitel verfaßt worden, nämlich 1920 (vgl. S. 115). Auf S. 125 der KöM 
spricht Tönnies dann wieder vom noch andauernden ersten Weltkrieg. Es finden sich in 
der KöM zahlreiche im nachhinein eingesetzte Abschnitte. Weil diese Einschübe häufig 
tagespolitische Beobachtungen zum Inhalt haben, leidet die argumentative Stringenz der 
KöM nicht unerheblich darunter. Des weiteren fällt auf, daß Tönnies dem zweiten Teil 
der KöM, in dem es (laut Vorwort) nur um empirische Beobachtungen gehen sollte, er­
neut theoretische Reflexionen voranstellt. Was Aufbau und Struktur der KöM angeht, 
muß mit Willms (1991, S. 397) festgestellt werden, daß sie ein recht "ausschweifendes 
Alterswerk" ist. 
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In den von Tönnies angegebenen zeitlichen Rahmen von 1915 - 1922 fallen 
noch weitere Arbeiten über die öffentliche Meinung. Die Texte Zur Theorie der 

öffentlichen Meinung (1916) und Macht und Wert der Öffentlichen Meinung 

(1923) sind für die vorliegende Arbeit von Interesse, weil sie inhaltlich eng mit 
der KöM zusammenhängen. Der 1916 verfaßte Text wird von Tönnies als "Vor­
studie" zur KöM charakterisiert. Es handelt sich hierbei um eine Sammelrezen­
sion; die Werke verschiedener Wissenschaftler zum Thema öffentliche Meinung 
werden beurteilt. Gleichwohl ist dieser Text aber nicht einfach nur eine Vorstudie 
im Sinne einer später noch völlig zu überarbeitenden Konzeption: Abschnitte aus 
diesem Text finden sich wortwörtlich in der KöM wieder. tt 

Anders gestaltet sich der Zusammenhang zwischen der KöM und dem Text 
Macht und Wert der Öffentlichen Meinung. Veröffentlicht wurde dieser zwar erst 
1923, also ein Jahr nach der KöM. Geschrieben wurde er aber noch vor dem Er­
scheinen der KöM, nämlich 1921. Ursprünglich trug dieser Text den Titel Die 

Öffentliche Meinung und ihre Merkmale, wurde aber von Tönnies noch in Macht 

und Wert der Öffentlichen Meinung umbenannt. Obwohl die Entstehung dieses 
Textes mit dem Abschluß der Arbeiten an der KöM zusammenfällt, gilt Tönnies 
Macht und Wert der Öffentlichen Meinung als "eine selbständige Arbeit, die auch 
einige Ergänzungen zu jenem Werke [gemeint ist die KöM; M. P.] darbieten soll." 
Im Gegensatz zum 1916 verfaßten Text finden sich zwischen der KöM und Macht 

und Wert der Öffentlichen Meinung keine textlichen Parallelen. Die Hauptaussage 
der KöM erschließt sich m. E. erst richtig mit der Heranziehung dieses "Tochter­
werks" - wird doch in diesem hauptsächlich "die Öffentliche Meinung" themati­
siert, um die es Tönnies auch in der KöM geht, was aber angesichts des Umfangs 
und der Vielschichtigkeit der KöM nicht immer klar hervortritt. t 2 

11 So entspricht z. B. Seite 402 der KöM wortwörtlich der Passage auf Seite 413 f. von 
der 1916 erschienenen ,,zur Theorie der öffentlichen Meinung" (vgl. entsprechend auch 
S. 386-389 der KöM mit den Seiten 409-413 von 1916). 

t2 In der KöM thematisiert Tönnies keineswegs nur "die Öffentliche Meinung". Sie ent­
hält wissenschaftstheoretische Reflexionen, allgemeine Überlegungen zum historischen 
P~ozeß ~on G~me~nschaft zu Gesellschaft und zahlreiche tagespolitische Betrachtungen. 
Diese Vlelschlchttgkeit macht es möglich, die KöM unter verschiedenen Blickwinkeln 
zu lesen, nicht nur unter dem Fokus öffentliche Meinung. 
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3.1 Von "Meinung" zu "öffentlicher Meinung" 

Tönnies beginnt seine Betrachtungen zu Macht und Wert der Öffentlichen Mei­

nung mit dem Satz (S. 72): "Es ist schwer zu bestimmen, was die Öffentliche 
Meinung ist. Viel leichter ist zu finden, als was sie erscheint, wofür sie gehalten 
wird." Das historische Jahr 1789 gilt Tönnies als das Jahr der "Entdeckung der 
Öffentlichen Meinung". In den Jahren der französischen Revolution ist deren 
M~cht "oft verkündet worden. ( ... ) Man stellt die politische Macht der 
Öffentlichen Meinung unmittelbar neben die Macht der Regierungen , ( ... ) man 
erklärt sie oft für die ( .. . ) letztentscheidende Macht, für die höchste Instanz in 
wichtigen politischen Angelegenheiten: Sie wird als ein denkendes Wesen 
vorgestellt, ja oft als ein geheimnisvolles, überirdisches, mystisches Wesen 
verehrt oder geschmäht." (ebd.). So groß die Macht der öffentlichen Meinung im 
politischen Leben zu sein scheint, so unklar und widersprüchlich sind - in 
Tönniesscher Ansicht - die allgemeinen Vorstellungen darüber, was die 
öffentliche Meinung denn nun eigentlich ist. 

Für Tönnies stellt sich das Problem wie folgt dar: im Bereich des Politi schen 
berufen sich häufig z. B. Regierung, Opposition oder Publikum auf die öffent­
liche Meinung, um die eigene (Partei-)Meinung zu stärken, mit jeweils divergie­
renden Vorstellungen darüber, was die öffentliche Meinung nun eigentlich ist. 
Zwar gibt es diverse Theorien und Erklärungsversuche, aber "das allgemeine Ur­
teil ( .. . ) weiß wenig oder nichts von diesen Lehren. Es begnügt sich mit einer un­
bestimmten und flatternden Vorstellung." (1923 , S. 73). 

Das, was umgangssprachlich als öffentliche Meinung bezeichnet wird, ent­
spricht nicht dem, was Tönnies später "die Öffentliche Meinung" nennt. Es geht 
Tönnies mit der KöM nach eigenem Verständnis zunächst nicht um eine Funk­
t.i.onsbeschreibung, also nicht um eine Beschreibung der Aufgaben, die "die 
Offentlic~e Meinung" in einer Demokratie wahrzunehmen hat, sondern primär 
um eine Uberprüjung des Sprachgebrauchs; er hat sich vorgenommen, "in einem 
bestimmt umrissenen Sinne den Begriff der öffentlichen Meinung zu gestalten." 
(1922a, S. VI). Deshalb versucht er ganz wertfrei zu bestimmen, was die öffent­
liche Meinung ist - zunächst als Begriff; aber dann auch als empirische Erschei­
nung. Wo und wie drückt sie sich aus? Läßt sie sich überhaupt erkennen? 

Der alltägliche Sprachgebrauch läßt nach Tönnies auch keine gen aue Bestim­
mung der öffentlichen Meinung zu - im Gegenteil : die unreflektierte Berufung 
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auf diese politische Kategorie führt zur einer Remythologisierung dieser ur­
sprünglich emanzipatorisch gedachten Instanz; öffentliche Meinung wird, wie 
Tönnies es ausdrückt hat, wieder zum "mystischen Wesen". 

Daß Tönnies auf eine bestimmte Konzeption von öffentlicher Meinung 
hinweisen will, wird an der besonderen Orthographie if!1 eingangs erwähnten Zitat 
deutlich: er spricht dort nicht von "öffentlicher Meinung", sondern von "der Öf­
fentlichen Meinung". Letztere gilt ihm als die eigentliche, als "die Öffentliche 
Meinung". 

Tönnies versucht in der KöM deutlich zu machen, daß "die Öffentliche 
Meinung" nicht identisch ist mit dem, was umgangssprachlich häufig voreilig 
unter öffentlicher Meinung verstanden wird. Diese Differenz tritt auf als 
Differenz zwischen "der Öffentlichen Meinung" und der veröffentlichten 
Meinung. 

Da sich nach Tönnies die Geburt des Terminus öffentliche Meinung aus dem 
Geiste der französischen Revolutionswirren heraus vollzogen hat, kommt es zu­
nächst darauf an, daß der Sprachgebrauch "geprüft und geläutert" (1922a, S. VI) 
wird: "Der Sprachgebrauch, der allzu viel verdauen muss, bedarf oft der Reini­
gung, wenn man seine Funktionen in den Dienst der Erkenntnis stellen will." 
(TN, eb 54.34:12, S. 3). In der KöM drückt sich diese Erkenntnis darin aus, daß 
Tönnies etymologisch versucht, die Bedeutung des Wortes "Meinung" zu be­
stimmen. Im ersten Teil der KöM bestimmt Tönnies nach der "Meinung" die "ge­
meinsame Meinung", dann die "öffentliche Meinung" und schließlich "die 
Öffentliche Meinung". Bei dieser Begriffsbestimmung konzentriert er sich vor­
wiegend auf die unterschiedlichen Bedeutungen des Wortes "Meinung". In 
keinem seinen anderen Werke stellt Tönnies so umfangreiche Reflexionen über 
die Bedeutung nur eines Wortes an; insoweit ist der Theorie-Teil der KöM auch 
schwerlich mit seinen anderen "theoretischen" Arbeiten zu vergleichen. Dieser 
Aspekt umfaßt einen großen Teil von Tönnies' theoretischen Bemühungen um 
die Bestimmung des Begriffs "der Öffentlichen Meinung". 

Nun sind im Rahmen einer politikwissenschaftlichen Arbeit rein etymologische 
Reflexionen nur von minderem Interesse. Weil Tönnies aber in der KöM nicht 
wenig Mühe darauf verwendet, den Ausdruck "Meinung" begriffstheoretisch und 
- geschichtlich zu bestimmen, sollen daher im Folgenden weniger seine umfang­
reiche Reflexionen, als vielmehr die wesentlichsten Aspekte seiner Definitions-
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bemühungen vorgestellt werden. Gemäß der willenstheoretischen Fundierung 
seiner Theorie gilt für Tönnies grundsätzlich, daß eine Meinung durch zwei 
Faktoren notwendig bedingt ist: das Wollen und das Denken. 

Tönnies hebt zunächst den rationalistischen Aspekt der Meinung etymologisch 
hervor, wobei die "Meinung" hier als individuelle Meinung behandelt wird: 
"Wenn wir begrifflich die Meinung untersuchen wollen, so müssen wir uns an 
den Sinn halten, den sie mit den entsprechenden Wörtem der lateinischen und der 
romanischen Sprachen gemein hat: dieser Sinn ist der intellektualistische, den wir 
darum auch für das deutsche Zeitwort meinen in den Vordergrund stellen." 
(1922a, S. 12). Mögen in einer Meinung auch vorrationale Gefühle und Wünsche 
mitschwingen, so gilt für Tönnies doch prinzipiell, daß Meinen "Sache des 
Kopfes" (1922a, S. 13) ist, denn es will "nur aus Gründen für wahr gehalten 

sein." (1922a, S. 21). 

Das Meinen "gibt sich selber als eine Ansicht, es will persönlich und indivi­
duell sein; es wird leicht mit dem Bewußtsein ausgesprochen, daß es 
möglicherweise irrig sei, oft will nur für sich der Meinende die Gewißheit 
betonen, nicht daß es (objektiv) gewiß, sondern daß er (subjektiv) der Sache 
gewiß ( .. . ) sei, weil er sich selbst, seinem Denken und Rechnen ( ... ) vertraut, aber 
e; weiß auch, daß in Rechnungen sich Irrtümer einschleichen, daß man all zu oft 
fehlerhafte Schlüsse zieht." (1922a, S. 14). 

Die Bedeutung des Wortsinnes der Meinung erschließt sich nach Tönnies noch 
deutlicher, wenn man die Meinung vom Glauben abgrenzt, denn der Begriff des 
Glaubens schließt "seinem rechten Sinne nach den Zweifel aus; er ist ganze und 
einheitliche Hingebung an die Person oder die Sache." (1922a, S. 14). Diese Hin­

gabe aber schließt das Hinterfragen und damit Kritik aus, weshalb auf begriff­
licher Ebene das Glauben und das Meinen sich diametral gegenüberstehen. Der 
begriffliche Gegensatz wird von ihm wie folgt gefaßt: "Glauben will und soll 
blind sein - insofern er Vertrauen ist, Hingebung an die Autorität, an das Hei­
lige, Unerkennbare, Geheimnisvoll Offenbare -; Meinen will und soll sehend 
sein - insofern es Denken ist, also auf Gründe sich stützt, mithin Forschung und 
Prüfung der Tatsachen und ihrer Zusammenhänge zur Voraussetzung, 
Wissenschaft also zum Ziele hat." (1916, S. 396). 

Der "intellektualistische" Sinn bezieht sich also, wie gesehen, auf die rationale 
Bildung einer eigenen Meinung, die nicht im Vertrauen auf dem Althergebrachten 
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und Traditionell-Gemeinschaftlichen beruht, sondern als eine "willkürliche Tätig­
keit [gilt], die eine Mühewaltung in sich einschließt." (l922a, S. 13). Forschung, 
Prüfung von Tatsachen, Begründungspflicht - das verweist auf ein kritisches Po­
tential, das nach Tönnies in der "Meinung" enthalten ist. Nun hat eine Meinung 
für Tönnies nicht nur einen "Gedankensinn", sondern auch einen "Willenssinn". 

Der "Willenssinn" der Meinung tritt weniger bei der Meinungsbildung als 
solcher, sondern vielmehr erst bei der geäußerten Meinung hervor. "Erst mein ei­
genes Wollen verwandelt die innere Meinung in eine 'Meinungsäußerung'" 
(l922a, S. 81). Seine Meinung zu äußern bedeutet, seine Meinung öffentlich zu 
machen; und erst hier beginnt das eigentliche Gebiet der öffentlichen Meinung. 
Somit ist nun Tönnies' Unterscheidung zwischen "öffentlicher Meinu~g" und 
"der Öffentlichen Meinung" zu thematisieren. 

3.2 Der Begriff der Öffentlichen Meinung 

Für Tönnies' Theorie der öffentlichen Meinung ist die Unterscheidung zwischen 
"öffentlicher Meinung" und "der Öffentlichen Meinung" von größter Relevanz. 
Nur unter Berücksichtigung dieser Unterscheidung erschließt sich Sinn und 
Zweck dessen, was Tönnies "die Öffentliche Meinung" nennt. Nachdem Tönnies 
bei der Bestimmung der Bedeutung von "Meinung" hauptsächlich begriffsanaly­
tisch vorgegangen ist, nimmt er bei der Bestimmung "der Öffentlichen Meinung" 
auch noch erläuternd eine historisch-empirische Perspektive ein - insbesondere 
was den Aspekt "Öffentlichkeit" betrifft. 

Es ist ihm "daran gelegen, die öffentliche Meinung als äußere Gesamtheit wi­
dersprech~nder mannigfacher Meinungen, die öffentlich laut werden, und dage­
gen 'die' Offentliche Meinung als einheitlich wirksame Kraft und Macht deutlich 
und scharf zu unterscheiden." (l922a, S. 131). Für beide Begriffe, also für "öf­
fentliche Meinung" und für "die Öffentliche Meinung", ist "die öffentliche Kund­
gebung und die Beziehung auf ( ... ) politische Angelegenheiten wesentlich." 

Mit dem Verweis auf das öffentliche Kundgeben einer Meinung rückt die 
Frage nach Tönnies' Verständnis von "öffentlich" bzw. "Öffentlichkeit" in den 
Vordergrund. Das Öffentliche liegt bei Tönnies jenseits der Grenzen der Gemein­
schaft: "Alles vertraute, heimliche, ausschließliche Zusammenleben ( ... ) wird als 
Leben in Gemeinschaft verstanden. Gesellschaft ist die Öffentlichkeit, ist die 
Welt." (1991, S. 3). In der nicht-gemeinschaftlichen Sphäre stehen die Individuen 

20 Tännies-Forum 3/99 

Die Öffentliche Meinung in der Demokratiekonzeption von Ferdinand Tännies 

"gleichberechtigt und mit gleichen Ansprüchen nebeneinander. Jeder kann den 
anderen belehren ( ... ) Die Mitteilung von Meinungen ( ... ) wendet sich an das 
eigene Urteil des Angeredeten oder Lesers. Sie gibt dafür Gründe, die ihm ein­
leuchten sollen, aber die er auch prüfen und verwerfen kann, sie versucht seine 
Gefühle und sein Denken zugunsten solcher Gründe zu stimmen. Autorität 'von 
oben herab' wird hier der Natur der Sache nach nicht in Anspruch genommen, 
man bewegt sich in einer Ebene, der Ebene des Tausches und des gesellschaft­
lichen Verkehrs." (l922a, S. 92). Öffentlichkeit ist, wie gesehen, für Tönnies ein 
"gesellschaftliches", also modemes Phänomen. In der Öffentlichkeit stehen sich, 
dem Begriffe nach, die Meinungen gleichberechtigt gegenüber, wobei dann in 
erster Linie "Öffentliches", d. h. die Allgemeinheit betreffendes, verhandelt wird. 
"Die Öffentlichkeit ist ihrem allgemeinen Charakter nach mit jedem entwickelten 
politischen Leben verbunden. Sie hat ihren natürlichen Ort, wie der Austausch 
von Waren und Geld, auf der Straße ('in publico'), namentlich auf dem Markt­
platz, sei es unter freiem Himmel, oder in geschlossenen Räumen, die für jeden 
zugänglich sind." (ebd., S. 100). 

Öffentlichkeit definiert sich nach Tönnies über Gleichwertigkeit der Mei­
nungen und allgemeine Zugänglichkeitll - aber auch über die damit verbundene 
Fremdheit und Distanz: das öffentliche Leben besteht "im Verkehr und gemein­
samen Interesse solcher Personen, die einander persönlich unbekannt sind, aber 
durch Besitz gemeinsamer Sprache und anderer geistiger Güter, zumeist auch 
durch materielle Interessen miteinander zusammenhängen und verbunden sind." 
(l922a, S. 103). Die Existenz von Öffentlichkeit ist Vorbedingung für die Her­
ausbildung von öffentlicher Meinung. Sowohl "öffentliche Meinung" als auch 
"die Öffentliche Meinung" setzen immer ein "bewegtes gesellschaftliches Leben 
und einen Verkehr zwischen Menschen, die einander innerlich fremd sind und 
bleiben, voraus." (ebd., S. 244). Wichtige Institutionen in einer so verstandenen 
Öffentlichkeit sind für Tönnies (ebd., S. 202) die Kaffeehäuser und Salons, die 
als "Stätten der Geselligkeit" dienen und für "die Bildung der Öffentlichen Mei­
nung im täglichen Leben hervorragende Bedeutung haben ( ... ) als Stelldichein­
Plätze der räsonnierenden, diskurrierenden, geistreich plaudernden und politisie-

Il Auch Habermas (1990, S. 98) betont die prinzipielle "Unabgeschlossenheit" des Publi­
kums und hebt den in Salons und Kaffeehäusern herrschenden "Takt der Ebenbürtigkeit" 
(S. 97) hervor - bemerkenswerte Parallelen zur KöM. 
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renden 'Welt' - der Salon typisch-französisch, aristokratisch mit bürgerlich auf­
geklärter Denkungsart, das Wirtshaus von vornherein bürgerlich, demokratisch, 
zuerst als das 'Kaffeehaus' in England wichtig für das soziale und politische 
Leben geworden." (ebd., S. 202 f.). 

Kaffeehaus und Salon haben also für die Bildung "der Öffentlichen Meinung" 
wichtige Bedeutung. Die Öffentliche Meinung entsteht aus dem Gespräch der 
prinzipiell Gleichen, die sich als Publikum in diesen "Stätten der Geselligkeit" zu­
sammenfinden. Aber auch wenn in Kaffeehäusern und Salons das Publikum par­
tiell zusammenkommen kann, so gilt Tönnies doch generell das "große" Publi­
kum als "die unbegrenzte Menge der Menschen, die ungeachtet ihrer Zerstreuung 
( ... ) möglicherweise in einem und gleichem Sinne denkt und urteilt; sie versam­
melt sich nicht, sie kann sich gar nicht versammeln, aber sie lebt und wirkt in un-
zähligen Kreisen ( ... ) Seiner Idee nach besteht dies Publikum in bezug auf be-
st~mmte Ereignisse ( ... ) aus allen Menschen, die ( ... ) darüber zu urteilen farug und 
wIllens ( ... ) sind, die also ein gewisses Maß von Geschick und Bildung dazu 
haben - die 'gebildete Welt'. Sie urteilt über politische Begebenheiten, wie über 
solche des Kunstlebens, der Wissenschaft und Technik." (l922a, S. 84). Das Be­
~anntwerd.en von Ereignissen, die dann vom Publikum beurteilt werden, geschieht 
m erster Lmie über Zeitungen. Der Zusammenhang des "großen" Publikums wird 
dementsprechend hergestellt durch Lektüre. 

~ichnet sich das Publikum seiner Idee nach durch prinzipielle Offenheit aus, 
s~ 1st d~ch ?as .fakt~sch gegeb~ne Ausgrenzungskriterium die Bildung. "Die 
BIldung 1st em hlstonsches, auf Uberlieferung, Lehre, Gespräch, Lektüre und Er­
fahrung beruhende~ Gewächs vorzugsweise des städtischen Lebens, überhaupt 
aber der oberen reIchen oder wenigstens wohlhabenden sozialen Schichten." 
(1922a, S. 85). Bildung ist notwendige Voraussetzung zur bewußten Wahrneh­
mung eigener ökonomischer und politischer Interessen, die sich dann - als Öf­
fentliche Meinung - gegenüber fragwürdig gewordenen Methoden staatlicher 
Herrschaft behaupten können. Die Öffentliche Meinung entsteht mit dem Auf­
stieg des Bürgertums, das Tönnies als der neue Herrenstand gilt. Sie ist "städtisch 
und modem und fortschrittlich gesinnt ( ... ); sie wird in der Tat, wie die Wis­
senschaft, insbesondere die Naturwissenschaft, auf welche sie sich am liebsten 
stützt, von dieser emporstrebenden und emporkommenden Schicht getragen." 
(l92~~, S. 1 ~7). Das, was Tönnies als das eigentliche Subjekt oder als die Träger 
"der Offentbchen Meinung" bezeichnet, setzt sich aus einem Teil dieser "empor-
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strebenden Schicht" zusammen. 

Als das Subjekt "der Öffentlichen Meinung" gilt ihm" 'das Publikum' oder 
näher, sofern es sich um ein wissendes, gebildetes, unterrichtetes Publikum han­
delt, als die 'Gelehrtenrepublik' ( ... ), die ihrem Wesen nach international, doch 
auch als die nationale geistige Elite über ein Land hin verstreut ist, aber in den 
Städten, zumal den Großstädten und Bildungsstätten, am liebsten in den Haupt­
städten sich versammelt ( ... ); sie wird auch als 'die Intelligenz' oder 'die Intellek­
tuellen' nicht selten bezeichnet. Man kann sie füglich als eine ideelle Ratsver­
sammlung verstehen, die durch ihre Beschlüsse Normen gibt, oder treffender ( ... ) 
als einen Gerichtshof, dessen Beschlüsse ( ... ) die ideelle Geltung von Richter­
sprüchen für sich in Anspruch nehmen und, obwohl ohne Beistand einer voll­
ziehenden Gewalt, eine Macht und Kraft der Ehrung wie der ( ... ) Verurteilung 
darstellen." (l922a, S. 77). Als Subjekt "der Öffentlichen Meinung" gilt Tönnies, 
wie gesehen, das gebildete Publikum bzw. die Gelehrtenrepublik, die sich mit 
"ungewisser Begrenzung [und] ohne Formen und Organisation [darstellt], daher 
ganz uneigentlich eine Republik genannt [wird]." (1926a, S. 112). Diese äußert 
und vertritt "die Öffentliche Meinung", die dann "Ausdruck des Willens einer 
Gesamtheit [ist], die ( ... ) als ( .. . ) Subjekt der Öffentlichen Meinung nicht ver­
sammelt ist, außer im Geiste." (1922a, S. 132). 

Welcher Art sind nun die "Beschlüsse", die der "Gerichtshof' fällt, und die an­
schließend als "die Öffentliche Meinung" hervortreten? "Die Öffentliche Mei­
nung [ist] wesentlich ein Wille, Wille im Urteil und durch das Urteil- das Urteil 
aber ist ein einheitlicher Akt -; mithin eine bewußte und ausgesprochene Willlens­
form, nach Art des Beschlusses, den ein Gerichtshof oder sonst eine 'beschluß­
fähige' Versammlung 'faßt', worauf sie sich einigt." (ebd.). Und genau hier liegt 
der wichtige Unterschied zwischen "öffentlicher Meinung" und "der Öffentlichen 
Meinung". Die "öffentliche Meinung" definiert Tönnies als eine "äußere Gesamt­
heit mannigfacher Meinungen, die laut werden und in das Licht der Öffentlichkeit 
treten" (1923, S. 82). Sie präsentiert sich in den "öffentlich kundgegebenen, allen 
sich mitteilenden Ansichten - mannigfach und bunt und einander wider­
sprechend, ja leidenschaftlich bekämpfend." (1922a, S. 132). 

Zur Erläuterung des Verhältnisses von "öffentlicher Meinung" und "der Qf­
fentlichen Meinung" stellt Tönnies die Analogie der "Versammlung" auf. Er 
unterscheidet hierbei zwischen der "Beratung" und dem gefaßten "Beschluß": 
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"Auch eine Versammlung ( ... ) ist etwas anderes, indem sie beschließt und be­
schlossen hat, etwas anderes im Zustande der Beratung." (1922a, S. 133). Die 
"öffentliche Meinung" kann also mit einer beratenden, "die Öffentliche Meinung" 
mit einer beschlossen habenden Versammlung verglichen werden. Im Zustand der 
Beratung sollten, so Tönnies, "gewisse Anstandsregeln" (ebd., S. 135) beachtet 
werden, damit "Beratung" überhaupt möglich ist. Zwar beschreibt er den Zustand 
der Beratung auch als Streit und Kampf, aber an anderer Stelle hebt er hervor, 
was "Beratung" eigentlich meint: den Austausch von gleichberechtigten Mei­
nungen, so daß der "Beschluß" durch "Argumente und Gründe" (1906, S. 103) 
Geltung erlangt. Mit dem Vergleich von öffentlicher Meinung und Versammlung 
will er hier in erster Linie auf begrifflicher Ebene den Unterschied zwischen 
"öffentlicher Meinung" und "der Öffentlichen Meinung" veranschaulichen; er 
stellt ein Gedankenexperiment dar, auf dessen Sinn später noch zurückzukommen 
sein wird, und zwar nachdem er seinen Blick auf die empirisch anzutreffende Öf­
fentlichkeit gerichtet hat. 

Er kritisiert nun, daß umgangssprachlich nicht zwischen "öffentlicher Mei­
nung" und "der Öffentlichen Meinung" unterschieden wird: "Im Sprachgebrauch 
ist man des Unterschiedes sich nicht bewußt." (1922a, S. 134). Deshalb konstru­
iert Tönnies zunächst den Begriff, um sich dann der Empirie nähern zu können, 
um den Begriff anzuwenden. "Nur unterscheidendes - kritisches - Denken ver­
mag es, einen brauchbaren wissenschaftlichen Begriff der Öffentlichen Meinung 
als einheitlicher Potenz zu bilden: dieser muß allerdings an den Sprachgebrauch 
sich anlehnen, zugleich diesen aber auflösen und begrenzen." (1923, S. 83). 

Hat bei "öffentlicher Meinung" das Meinen überwiegend einen intellektualisti­
schen Sinn, so hat es bei "der Öffentlichen Meinung" überwiegend einen "Will­
Ienssinn". "Die Öffentliche Meinung" stellt sich im Gegensatz zur "öffentlichen 
Meinung" als die Gesamtmeinung eines Publikums dar, die "als ein einheitlicher 
Wille ( ... ) sich kundgibt" (1923, S. 83). 

"Die Öffentliche Meinung ist ( ... ) das gemeinsame Urteil des gebildeten, insbe­
sondere des politisch denkenden Publikums, das ich gleichsam kristallisiert vor­
stelle als die 'Gelehrtenrepublik' ." (1922a, S. 154). Damit hat Tönnies in wesent­
lichen Teilen den schon 1916 von ihm selbst geforderten Begriff erarbeitet, dem 
"vielleicht niemals eine Wirklichkeit entsprechen kann, der aber eben dadurch ein 
echt wissenschaftlicher ( ... ) Begriff [ist]." «1916, S. 415). 
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3.3 Inhalt und Funktion der Öffentlichen Meinung l 4 

Zur weiteren Ausdifferenzierung des Begriffs der Öffentlichen Meinung führt 
Tönnies die Unterteilung in verschiedene Aggregatzustände ein. Auf diese Unter­
teilung legt Tönnies, wie er im Vorwort der KöM hervorhebt, "ganz besonderes 
Gewicht" (1922a, S. VI). Die Unterteilung der Öffentlichen Meinung in einen 
festen, flüssigen und luftartigen Aggregatzustand mutet vom heutigen Stand der 
Sozialwissenschaft ausgehend allerdings etwas seltsam an. IS Sie erklärt sich m. E. 
aus Tönnies' grundSätzlicher Orientierung an dem Vorbild der Naturwissen­
schaften.16 Für Tönnies jedenfalls ist der Sinn dieser Unterteilung offensichtlich 
und "unmittelbar einleuchtend" (l922a, S. VI). Im Rahmen der hier vorgeschla­
genen Lesart seiner Theorie der Öffentlichen Meinung sind die verschiedenen 
Aggregatzustände der Öffentlichen Meinung vor allem in Bezug auf den heraus­
zuarbeitenden normativen Gehalt des Normalbegriffs von Interesse. 

Eingeführt hat Tönnies die Aggregatzustände schon bei der Untersuchung des 
Wortsinnes der Meinung. "Als Aggregatzustände der Meinung ( ... ) verstehe ich 
das Maß, worin der Mensch, in seiner Ansicht oder Überzeugung, 'mit sich einig' 
ist oder geworden ist; je vollkommener diese Übereinstimmung in seinem Ge­
müte, um so unerschütterlicher ist ( ... ) seine Meinung." (1922a, S. 24). Die Ag-

14 In den folgenden Kapiteln ist, falls nicht anders ausgewiesen, immer "die Öffentliche 

Meinung" gemeint. 
IS Diese auf den ersten Blick altertümlich anmutende Unterteilung der Öffentlichen Mei­
nung scheint Fraenkel im Blick gehabt zu haben , als er Tönnies' Theorie als nicht mehr 
zeitgemäß kritisierte (1962, S. 7). Gleichwohl findet sich eine recht ähnliche Unterteilung 
auch in Fraenkels Konzeption von öffentlicher Meinung wieder: Er unterscheidet (als 
Neopluralist natürlich vor einem ganz anderen theoretischen Hintergrund als Tönnies) 
zwischen der "fluiden" (= flüssigen) und der ,,konsolidierten" (= festen) öffentlichen Mei­
nung. Hat sich im Streit der Partikularwillen noch keine "klare Linie" im "öffentlichen 
Bewußtsein" herausgebildet, so spricht Fraenkel von fluider öffentlicher Meinung, hat 
sich die öffentliche Auseinandersetzung gelegt, von konsolidierter öffentlicher Meinung 
(1991b, S. 250). Erläuternd führt Fraenkel folgendes Beispiel an: "Ob es richtig ist, den 
17. Juni als Feiertag zu begehen, ist ein Diskussionsgegenstand der fluiden öffentlichen 
Meinung. Die Erklärung des 1. Mai als gesetzlichen Feiertag wird von einer kon­
solidierten öffentlichen Meinung gebilligt" (S. 251). 

16 In der ersten Auflage seiner Hobbes-Monographie (1896) kommt Tönnies, in Zusam­
menhang mit Hobbes' Verständnis der Physik, ebenfalls auf Aggregatzustände zu spre­
chen (S. 151). Vgl. hierzu auch Tönnies (1991, S. 5) und Schreib (1991, S. 80 f.). 

Tönnies-Forum 3/99 25 



Martin Poske 

gregatzustände stellen hier zunächst einmal ein formales Kriterium dar. Sie be­
schreiben nicht, was für eine Meinung vertreten wird, sondern wie fest man von 

einer Meinung überzeugt ist. 

Bei der Öffentlichen Meinung geht es aber nicht um die veröffentlichten Parti­
kular-Meinungen, sondern um die Meinung einer sozialen Gesamtheit, um die 
Meinung der Gelehrtenrepublik, die "über den Parteien" (l922a, S. 249) steht. 
Wie stellt sich nun die feste, flüssige und luftartige Öffentliche Meinung dar? 

Zur Erläuterung der Öffentlichen Meinung hat Tönnies die Analogie zur Ver­
sammlung aufgestellt. Die "geistige Versammlung", als die Tönnies die Ge­
lehrtenrepublik vorstellt, diskutiert, berät und beschließt. Deren "Urteile" faßt 
Tönnies als einheitlichen Akt auf. In Bezug auf die Aggregatzustände heißt das: 
"Der Grad ihrer Festigkeit ist der Grad ihrer Einheitlichkeit." (l922a, S. 137). 
Das heißt: je einheitlicher das Urteil, desto "fester" die Öffentliche Meinung. 
"Die feste Öffentliche Meinung ist eine allgemeine unerschütterliche Überzeu­
gung des Publikums, das als Träger solcher Überzeugungen ein ganzes Volk oder 
einen noch weiteren Kreis der ' zivilisierten Menschheit' vertritt." (ebd.). 

Die Öffentliche Meinung wird also wesentlich über ihre Einheitlichkeit de­
finiert. Nun ist Tönnies aber nicht der Ansicht, daß nur die feste Öffentliche 
Meinung eine einheitliche Meinung ist, nein, "auch im luftartigen Zustande kann 
sie als Einheit erscheinen." (ebd.). Und zwar dann, wenn dieser Zustand "gleich­
sam durch Verdunstung einer festen und inniger zusammenhängenden Einheit 
entsteht, also aus einem flüssigen oder unmittelbar einem festen Aggregatzustand 
hervorgeht. Die feste Öffentliche Meinung gerät in Fluß, wenn ihr Bewegung 
zugeführt wird, und dies kann durch irgendwelche Wahrnehmung, irgendwelche 
Gedanken, irgendwelche Erfahrung geschehen, von der die Gesamtheit, die wir 
als Subjekt der Öffentlichen Meinung vorstellen, ergriffen wird." (ebd.). Die luft­
artige Öffentliche Meinung wird von Tönnies auch als "die Öffentliche Meinung 
des Tages" bezeichnet. Die Öffentliche Meinung des Tages ist ihm im Bereich 
des Politischen die "am meisten auffallende, ja sich aufdrängende Erscheinung 
der Öffentlichen Meinung überhaupt" (l922a, S. 276). Zwar ist der Grad der Ein­
heitlichkeit bei der Öffentlichen Meinung des Tages nicht so groß wie bei der 
festen Öffentlichen Meinung, jedoch "strebt wenigstens die Öffentliche Meinung 
[des Tages] immer nach klarem und gemessenem Urteil" (ebd., S. 277). Die Öf­
fentliche Meinung des Tages mag zwar der auffälligste Typus "der Öffentlichen 
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Meinung" sein, darf jedoch nicht mit "öffentlicher Meinung" verwechselt werden, 
denn diese ist im Gegensatz zu jener kein "wohlerwogenes" (ebd., S. 253) und 

einheitliches Urteil. 

Das höchste Maß an Einheitlichkeit besitzt jedoch die feste Öffentliche 
Meinung, und Tönnies sieht dementsprechend auch die feste als die eigentliche 
Öffentliche Meinung an. Nur die feste Öffentliche Meinung "ist erhaben über den 
Streit des Tages und bleibt als die gemeinsame Überzeugung der ' Intellektuellen' 
- der Gelehrtenrepublik - oft in dessen Hintergrunde wirksam. ( .. . ) In diesem 
Sinne bleibt die echte Öffentliche Meinung als die vernünftige 'Weltanschauung' 
über den Parteien und ihrem vielfältigen Zweck." (l922a, S. 249). "Öffentlich" 
steht bei der festen Öffentlichen Meinung immer auch für das Öffentliche im 
Sinne des anzustrebenden Gemeinwohls (vgl. ebd., S. 143). Tönnies betont, daß 
die "flüchtigen Urteile" (ebd, S. 231) der Öffentlichen Meinung des Tages aus 
den dauerhafteren, festeren Gestalten der Öffentlichen Meinung hervorgehen. Die 
Öffentliche Meinung des Tages konzipiert er als die "Anwendung" (ebd., S. 264) 
der festen Öffentlichen Meinung auf besondere Fälle. 

Aber auch wenn die Öffentliche Meinung des Tages der auffälligste Typus 
"der Öffentlichen Meinung" ist - alltäglich ist sie nicht: "Das alltägliche Bild, 
das sie [die Presse; M. P.] darbietet, ist vielmehr ( ... ) das Bild streitender 
Meinungen, ja eines heftigen und erbitterten Kampfes." (1923 , S. 82). 

Bezüglich welcher Ereignisse ist nun am ehesten eine einheitliche Öffentliche 
Meinung zu erwarten? "Über die allgemeinen Ideen ist die Einigkeit der Öffent­
lichen Meinung am vollkommensten, wie sich schon im Affekt der Sprache kund­
gibt, die Wörter wie Tyrannei , Despoti smus, Barbarei ( ... ) mit dem Bann belegt. 
( ... ) Ebenso wird in Fällen , wo die Humanität, mit der im allgemeinen die Öffent­
liche Meinung fest verbunden ist, in Frage steht ( ... ) eine krasse Inhumanität ( .. . ) 
von der Öffentlichen Meinung mit ( ... ) Einmütigkeit verurteilt werden." (1922a, 
S. 138 f.). Hier wird nun der m.E. wesentlichste Aspekt der Unterteilung der Öf­
fentlichen Meinung in verschiedene Aggregatzustände deutlich. Diese Untertei­
lung hat nämlich nicht nur einen formalen, sondern auch einen inhaltlichen 
Aspekt (vgl. Deichsel 1991). 

Der inhaltliche Aspekt der Öffentlichen Meinung wird auch in der Festschrift 
zu Tönnies' 80. Geburtstag, in Reine und Angewandte Soziologie, angesprochen. 
Es findet dort ein Vortrag Erwähnung, den Tönnies zum Thema "Öffentliche 
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Meinung" gehalten hat. Brockdorff erinnert daran und schreibt über diesen Vor­
trag: "Was uns in dieser Sitzung besonders fesselte, waren Tönnies' interessante 
V ergleiche zwischen dem Inhaltszusammenhang in verschiedenen Zuständen der 
öffentlichen Meinung mit den physikalischen Aggregatzuständen." (Brockdorff 
1936, S. 371). Die feste Öffentliche Meinung enthält einen Komplex von Grund­
sätzen, und diese "sind die Sprösslinge des Zeitalters der Aufklärung, der mo­
demen und freigeistigen Philosophie." (TN, eb 54.34:42, S. 6). "Der Grundzug 
der Öffentlichen Meinung, der sich in ihrer festen Gestalt am stärksten ausprägt, 
[ist] die Vernünftigkeit." (l922a, S. 279). Die feste Öffentliche Meinung steht bei 
Tönnies als Synonym für "freie Vernunft und objektive Wahrheit" (ebd., S. 249). 

Tönnies benennt in der KöM die allgemeinen Inhalte der Öffentlichen Mei­
nung. Er unterscheidet dabei zwischen dem ökonomischen, dem politischen und 
dem sittlichen Gebiet und untersucht jeweils die entsprechenden Inhalte der 
festen, flüssigen und luftartigen Öffentlichen Meinung. Jedoch geht er an anderer 
Stelle m. E. sehr viel klarer und deutlicher, als es in der KöM geschieht, auf 
diesen Zusammenhang ein. In einem im Nachlaß vorhandenen Manuskript 
thematisiert Tönnies genau diesen Zusammenhang. Da er auf diesen Punkt beson­
deren Wert legt, sollen nun Teile seiner Ausführungen zu diesem Zusammenhang 
etwas ausführlicher wiedergegeben werden. Mittels eines "Gedankenexperi­
ments" beschreibt er den Inhalt der festen Öffentlichen Meinung: 

"Wie wir auch in der Sprache die lose und lockere Meinung des Augenblicks 
als eine geringere Erscheinung betrachten, verglichen mit der festen und dauer­
haften Meinung, die wir lieber eine feste Ueberzeugung nennen, so gewinnt das 
Wesen der Oe.M. mehr Licht, wenn wir der flüchtigen, dunstartigen Tagesmei­
nung die feste Gestalt einer herrschenden, tief wurzelnden Ansicht der grundsätz­
lichen Ueberzeugung der Nation oder sogar der Menschheit gegenüberstellen. 
Und wie in den Aggregatzuständen der Materie die flüssige Form zwischen der 
gasförmigen und der festen den Uebergang darstellt, so gibt es auch eine flüssige 
Oe.M., zu der die Tagesmeinung oft sich verdichtet, wie sie durch Verdunstung 
aus der flüssigen hervorgeht. (00 ') Diese Uebergänge und Veränderungen können 
wir an vielen nahen Ereignissen und Erlebnissen, aber auch an gros sen histo­
rischen Vorgängen beobachten. Die feste Oe.M. ist ein Komplex von Grund­
sätzen, Ueberzeugungen, Lehrmeinungen, der sehr schwer zu erschüttern ist, der 
vielen Angriffen Widerstand leistet, den anzugreifen man oft nicht einmal wagt. 

( 00 ') Wie stark diese Oe.M. ist, lässt sich leicht an einem Gedankenexperiment er-
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messen etwa an der Aufnahme im Publikum, die ein Antrag finden würde, die 
Strafe ~es Feuertodes wiedereinzuführen oder wenn in einer Flugschrift die 
Zweckmässigkeit der Folterkammer, also der peinlichen Frage erörtert und deren 
Erneuerung empfohlen würde. So gibt es viel schlechthin unzeitgemässe und da­
durch unmögliche Gedanken, unmöglich, weil die Oe. M. als ein Ganzes dagegen 
gerüstet sich erheben würde und entweder mit sittlicher Entrüstung oder mit 
tötendem Gelächter solche Vorschläge empfinge." (TN, eb 54.34:42, S. 5 f.). 

Dieses Gedankenexperiment führt Tönnies an anderer Stelle weiter: "Schon 
wenn etwa durch ein geistreiches und beredtes Buch dahin gewirkt würde, solch 
Lebensformen und die Anschauungen, worauf sie beruhen, zu verteidigen (00 ')' 
so möchte kaum eine Zeitung oder Zeitschrift wagen, solcher (00') Stimmungs­
mache sich anzuschließen." (1923, S. 81). Mittels dieses Gedankenexperiments 
will er klarmachen, daß die Öffentliche Meinung dem "finsteren Mittelalter" 
(ebd.) entgegensteht, was auf politischer Ebene die Ablehnung traditioneller Herr­

schaftsformen bedeutet. 

Die Ideen des Zeitalters der Aufklärung haben sich in der Öffentlichen Mei­
nung sozusagen verfestigt, und in diesem Sinne gilt: "Das Werden der Öffent­
lichen Meinung ist ihre Befestigung (00')' denn eine Meinung hat wie ein Ent­
schluß (00') um so mehr Kraft und Bedeutung, je mehr sie unerschütterlich und zur 
festen Überzeugung geworden ist. Das Werden der Öffentlichen Meinung ist ein 
Prozeß, der zumeist erst durch mehrere Generationen hindurch sich vollendet." 
(l927d, S. 267). Der Prozeß des Werdens der Öffentlichen Meinung fällt zu­
sammen mit dem Prozeß der Aufklärung. Dieser vollzog sich in Auseinander­
setzung mit den "Autoritäten des Herkommens und der Religion, [die ihm] (00 ') 
lange einen zähen Widerstand entgegengesetzt [haben]" (TN, eb 54.34:42, S. 6). 

Aus diesen festen Bestandteilen der Öffentlichen Meinung ergeben sich die 
entsprechenden Forderungen auf dem politischen Gebiet: hier nennt Tönnies das 
Verlangen nach "Konstitution, Gewissensfreiheit, Pressfreiheit, Redefreiheit, Ge­
schworenengerichte, Mündlichkeit und Oeffentlichkeit des Gerichtsverfahrens, 
fernerhin Handels- und Gewerbefreiheit, Freizügigkeit, Freiheit der Ehe- schlies­
sung, kurz persönliche Freiheit und Gleichheit, Vertragsfreiheit nach allen Rich­
tungen und Gleichheit aller vor dem Gesetz!" (ebd., S. 16). Die festen Bestand­
teile der Öffentlichen Meinung gelten Tönnies als solche der "freisinnigen Welt­
anschauung und der Aufklärung" (ebd., S. 14). 
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Aus den bisherigen Ausführungen geht hervor, daß Tönnies die Öffentlichen 

Meinung sowohl formal als auch inhaltlich bestimmt hat. Unter dem formalen 

Aspekt wird die Öffentliche Meinung als einheitliches, bewußtes und wohlerwo­

genes Urteil charakterisiert. Tönnies vergleicht sie mit einer Versammlung, die, 

über den Zustand der Beratung hinaus, sich mittels eines Beschlusses Geltung 

verschaffen will. Der "Willenssinn" der Öffentlichen Meinung wird von ihm da­

bei keineswegs als negativ aufgefaßt, sondern als mit dem Anspruch der Öffent­

lichen Meinung auf Geltung notwendig verknüpft gesehen. 17 Der inhaltliche 

Aspekt bezieht sich auf die Traditionen der Aufklärung. In der festen Öffentlichen 

Meinung ist für ihn emanzipatorisches Potential enthalten, das sich, historisch ge­

sehen, mit den Forderungen des Liberalismus nach Parlamentarisierung und De­

mokratisierung weitgehend deckt. Deshalb wird man auch, so Tönnies, "bei den 

echten Herolden des Liberalismus [die Öffentliche Meinung] gepriesen, ja ver­

herrlicht finden." (1916, S. 401). 

Die Inhalte der Öffentlichen Meinung hat Tönnies also mit dem Blick in die 

Historie zu ermitteln versucht, was für den Begriff der Öffentlichen Meinung be­

deutet, daß er, wie bei der Bestimmung der "Meinung" schon hervorgehoben 

worden ist, auf wissenschaftlichen Fortschritt und Vernunft verweist. 

Es bleibt aber noch die Frage nach der Funktion der Öffentlichen Meinung. 

Dieser Aspekt wird von Tönnies nämlich gar nicht gesondert behandelt, sondern 

schwingt eher implizit mit. So findet sich in der KöM kein Kapitel, das sich expli­

zit mit den Aufgaben oder der Funktion der Öffentlichen Meinung beschäftigt. 

Tönnies fragt nach ihrer Entstehung, ihren Inhalten und Merkmalen - aber nicht 

nach ihrer Funktion. Gleichwohl ist in seiner Konzeption von der Öffentlichen 

Meinung der funktionale Aspekt durchaus enthalten. 

17 Deichsel spricht bei Betonung des Willensaspektes von "Gelehrtendiktatur" (1991, S. 
410). Richtig ist m. E., daß die Öffentliche Meinung sich in struktureller Hinsicht ("so­
zialer Wille") nicht von der Religion unterscheidet. Darauf weist Tönnies in der KöM 
ausdrücklich hin: "Die Öffentliche Meinung ist in ( ... ) den Gebieten, worauf sie größeren 
Wert legt, ebenso unduldsam wie irgendeine Religion" (S. 238). Diese Erkenntnis führt 
Tönnies aber m. E. nicht zu einer pauschalen Verurteilung dieses Sachverhaltes: Die 
Öffentliche Meinung macht als Wille und Urteil auf Geltung Anspruch, und zwar "mit 
um so mehr Grund und Recht [!], je mehr sie Ausdruck einer ( ... ) festen Öffentlichen 
Meinung ist (S. 249). Ohne den Willensaspekt könnten die Inhalte der festen Öffentlichen 
Meinung, die nach Tönnies für Aufklärung stehen, niemals zur Geltung gelangen. 
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"Wir dürfen den Richter, der als die Öffentliche Meinung urteilt, ( ... ) als das 

Publikum bezeichnen" (1923, S. 92). Tönnies spricht dem Publikum also die 

Funktion eines Richters oder eines "Gerichtshofes" (l922a, S. 77, 132) zu. Vor 

diesem "Gerichtshof' werden Fragen des politischen Lebens verhandelt, über die 

dann "geurteilt" wird: "Hier ist seine Tätigkeit in erster Linie Kritik" (ebd., S. 

121). Aus diesem Vergleich läßt sich die Funktion der Öffentlichen Meinung 

gleichsam ableiten; die Bestimmung der Öffentlichen Meinung liegt in der Kritik 

und Kontrolle des staatlichen Handeins. 

Der so bestimmte Normalbegriff der Öffentlichen Meinung hat aber m. E. auch 

durchaus normative Implikationen. Angesichts der Bestimmung der festen Öffent­

lichen Meinung als "bewußtes und einheitliches" Urteil einer deliberierenden 

"Gelehrtenrepublik", der "freie Vernunft und objektive Wahrheit" als Ideale die­

nen, liegt die Vermutung, daß Tönnies mit der Konstruktion des Normalbegriffs 

auch einer Idealvorstellung Ausdruck verliehen haben könnte, recht nahe. Zwar 

vermeidet er es in der KöM, expressis verbis von einer Idea]vorstellung zu 

sprechen, jedoch wird er im "Tochterwerk" Macht und Wert der Öffentlichen 

Meinung deutlicher. Dort heißt es über die Öffentliche Meinung: "Es wäre töricht, 

die Verwirklichung einer solchen Idee zu erwarten. ( ... ) Wenn man nicht ein Ideal 

der Öffentlichen Meinung im Herzen trägt, so wird jede Bemühung, die wirkliche 

Öffentliche Meinung zu erziehen, verloren sein" (1923, S. 97). Der Normalbegriff 

hat hier also, entgegen Tönnies' eigentlichem Wissenschaftsverständnis, durchaus 

auch eine normative Funktion. 18 Er stellt m. E. für Tönnies auch ein Ideal dar, das 

anzustreben sich lohnt. In dem angeführten Zitat weist Tönnies schon auf die 

Diskrepanz zwischen Ideal und Wirklichkeit hin, er spricht von der Notwendig­

keit der "Erziehung" der Öffentlichen Meinung. Deshalb ist im Folgenden die 

18 Auch S. Tönnies (1981 , S. 180) liest Tönnies als normativen Theoretiker. Sie verdeut­
licht diese Lesart an hand seiner Auseinandersetzung mit Hobbes' Naturrecht. Sie hebt 
hervor: "Wer sich auf Naturrecht beruft, nimmt Partei. Tönnies hat nicht nur ( .. . ) seine 
Parteinahme außerhalb der Reinen Theorie zum Ausdruck gebracht, sondern auch inner­
halb. 'Gemeinschaft und Gesellschaft' ist ein politisches Konzept genauso wie der 'Levia­
than'''. Die von ihm selbst postulierte Trennung zwischen theoretischer Forschung und 
praktischem Wirken ist für Tönnies nach dem ersten Weltkrieg immer schwerer aufrecht­
zuerhalten. 1919, mitten in den Arbeiten zur KöM, schreibt er (1989, S. 137) an Höff­
ding: "Alle Gedanken treten aber jetzt zurück hinter dem Wunsche zu helfen - aber was 
vermag der Einzelne? ( ... ) Die rein theoretische Beschäftigung genügt mir jetzt nicht.". 
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"Anwendung" des Begriffs der Öffentlichen Meinung zu them~tisieren. Ging es 
bisher recht abstrakt um die Rekonstruktion der Tönniesschen Uberlegungen zur 
begrifflichen Bestimmung der "eigentlichen" Öffentlichen Meinung, so sollen 
nun seine empirischen Beobachtungen untersucht werden. 

3.4 Die Öffentliche Meinung als empirische Erscheinung 

Betrachtet man die Öffentliche Meinung in ihrer empirischen Erscheinung, so 
ruckt deren Verhältnis zur Presse in den Mittelpunkt des Interesses. Wurde bei der 

Konstruktion des Norrnalbegriffs noch recht allgemein von "öffentlicher Kund­
gebung" gesprochen, so wird nun der Prozeß des Veröffentlichens hinterfragt. 
Tönnies legt den Schwerpunkt seiner Untersuchung zum Verhältnis zwischen 
Öffentlicher Meinung und Presse auf die Tageszeitungen. 

Mit Tönnies kann die Frage gestellt werden: "Kann man nun aus den Zei­
tungen die Öffentliche Meinung erkennen?" (1923, S. 78). Hierzu stellt er zu­
nächst einmal fest: "Sehr selten stimmen die Meinungen, die uns aus den Zei­
tungen entgegentönen, miteinander überein. Vielmehr widersprechen sie einander 
regelmäßig auf das heftigste, sie bekämpfen und beschimpfen einander, sie stellen 

die Verneinung ihrer eigenen Meinung nicht nur als irrig, sondern oft als verrucht 
oder verderblich dar." (ebd.). Die in der Presse veröffentlichten Meinungen ent­
sprechen nach Tönnies dem Typus "öffentliche Meinung". 

Die Tagespresse gilt Tönnies nur in einem Fall als Ausdrucksmittel der Öf­
fentlichen Meinung, und zwar wenn diese sich vor der Veröffentlichung gebildet 
hat. "Ohne Zweifel ist die Tagespresse das bedeutendste 'Ausdrucksmittel' der 

Öffentlichen Meinung auch als einheitlichen sozialen Willens. ( .. . ) Die Voraus­
setzung ist, daß die Öffentliche Meinung vorher und unabhängig von der Tages­
presse feststeht." (l922a, S. 276). Nur dann, wenn sich, unabhängig von den öko­

nomischen Interessen des Zeitungsgeschäfts, eine Öffentliche Meinung gebildet 
hat, die sich anschließend über die Presse kundgibt, darf die Öffentliche Meinung 
mit der Tagespresse gleichgesetzt werden. "In diesem Falle werden die Zeitungen 
einmütig sein, ( ... ) Parteiansichten, die sonst von ihnen verfochten werden, treten 
zuruck, sie ( ... ) dienen der Öffentlichen Meinung." (ebd.). 

Aber gemeinhin stellt sich die Presse eben nicht als "einmütig" dar. Im allge­
meinen bietet sich ein anderes Bild, nämlich das Bild "öffentlicher Meinung". 
Tönnies stellt fest: "In Wahrheit wissen wir jedoch nur zu gut, dass die Publizistik 

32 Tännies-Forum 3/99 

Die Öffentliche Meinung in der Demokratiekonzeption von Ferdinand Tännies 

sehr selten das Bild einer einigen und gleichen Meinung darbietet, daß sie viel­
mehr der Schauplatz fortwährender Meinungs- und Redekämpfe ist." (TN, Cb 
54.34: 12, S. 3). Diesen Typus der öffentlichen Meinung nimmt Tönnies nur als 
"wüstes Durcheinander" (l922a, S. 276) wahr; die Meinungen, die mit "mög­
lichst starkem Getöse laut [werden]" (TN, Cb 54.34:12, S. 2), stellen vorwiegend 
veröffentlichte Meinungen dar: sie grunden nicht in der Öffentlichen Meinung; 
sie sollen die Verkäufe der Zeitungen ankurbeln. Tönnies interpretiert die Tages­
presse in erster Linie als ein Geschäft; geschrieben und veröffentlicht wird seiner 
Ansicht nach vorwiegend deshalb, um Geld zu verdienen. "Die Zeitung, zumal 
die große, [ist] wesentlich eine kapitalistische Unternehmung ( ... ), deren unmittel­
barer Hauptzweck also der ist, Gewinn aus dem Geschäfte zu erzielen." (l922a, 
S. 179). Daß Tönnies die Entwicklung des "Zeitungswesens" als Niedergang 

deutet, soll nun gezeigt werden. 

Tönnies datiert die Entstehung des "Zeitungswesens" auf das 17. Jahrhundert. 
Die ursprungliche Bedeutung der Zeitung liegt in der schlichten Veröffentlichung 

von Nachrichten (vgl. ebd., S. 94, 100), die Zeitung fungierte als ein "Gerät der 
Mitteilung" und durch mitgeteilte Nachrichten wiederum "bilden sich Mei­
nungen" (ebd., S. 99). Das Publikum ist nach Tönnies auf die Veröffentlichung 
von Nachrichten angewiesen, denn diese sind die Voraussetzung für die Bildung 
eines Zusammenhangs zwischen den lokal verstreut auftretenden kleineren Publi­
ka. Nach diesem Modell würde im Idealfall eine "wahre" Nachricht über ein Er­
eignis übermittelt werden, zu dem sich dann das Publikum, nach Diskussion und 
Beratung, ein Urteil bilden kann, das sich in einer dann einmütigen Presse aus­
druckt. 

Tönnies stellt aber auch heraus, daß neben dem "Nachrichtenzweck" das "Zei­
tungswesen ( ... ) eine liberal-fortschrittliche Tendenz gehabt [hat]" (1922a, S. 
168); er sieht folgendes Grundverhältnis: "Die Öffentliche Meinung geht mit und 
entwickelt sich mit den Angriffen der Neuerer gegen die hergebrachten ( ... ) An­
schauungen; und diese Angriffe suchen ihren Hauptschauplatz in der Literatur, 
mehr und mehr ( ... ) in der periodischen Literatur, in der Presse." (ebd.). War 
fruher das Auftreten eines wohlerwogenen Urteils in der Presse nach Tönnies 
noch möglich, so haben sich die Bedingungen dafür in der Gegenwart rapide ver­
schlechtert: "Was das Nachrichtenwesen betrifft, so schadet seiner Wahrheit 
ebensosehr wie die Fremdkörper der Absicht die Hast der Produktion, die Un­
möglichkeit auch für gewissenhafte Redakteure, die Zuverlässigkeit der Nach-
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richten ( ... ) zu prüfen." (1923, S. 95). 

Die ursprüngliche Funktion der Zeitungen, nach Tönnies die reine Nachrich­
tenübermittlung, ist längst nicht mehr gegeben. Die Entwicklung der Zeitungen 
erfüllt sich nach Tönnies darin, "daß sie mehr und mehr außer Nachrichten Er­
örterungen bringen" (1922a, S. 99). Meinungen bilden sich nicht mehr im Publi­
kum, sondern werden von Zeitungen produziert: "Die Meinungen gewinnen einen 
erweiterten Absatz, einen größeren Markt. Sie ( ... ) gehen in der Öffentlichkeit 
um." (ebd., S. 100). Das Interesse der Zeitung liegt in Tönniesscher Interpretation 
hauptsächlich im Erzielen eines geschäftlichen Profits. Die Zeitungen müssen sich 
an den Weisungen der Abonnenten, Inserenten und Geldgeber orientieren statt am 
Ideal der objektiven Wahrheit. 

Es gilt Tönnies als "eine unbestrittene Tatsache, daß die Zeitung, zumal die 
große einflußreiche ein Unternehmen darstellt gleich einer Fabrik, ein Geschäft, 
das schlechthin auf Gewinn abzielt. Die Schriftstellerei hat also einige 
Aehnlichkeit mit der Fabrikarbeit gewonnen, während sie ihrem Wesen gemäß 
ein ,ehrbares Handwerk' war." (l928b, S. 260). Tönnies kritisiert weiterhin den 
Umstand, daß das Verlegerkapital in erster Linie "am Absatz der Ware Inseraten­
raum" (ebd.) interessiert ist. 

Der Prozeß der Meinungsbildung kehrt sich im "Preßkapitalismus" gleichsam 
um. Bestand früher zumindest die Möglichkeit, daß sich die über Rede, Beratung 
und Beschluß gebildete Öffentliche Meinung in einer daraufhin einmütigen 
Presse ausdrückt, so entsteht die Einmütigkeit im (monopol-)kapitalisierten 
Pressewesen, wenn überhaupt, durch Repression: "Im großen Stile entwickelt sich 
dieser Preßkapitalismus durch das Zusammenkaufen vieler Zeitungen, so daß ( ... ) 
auch in diesem Gebiete etwas wie ein Monopol des bedruckten Papieres an die 
Stelle der Konkurrenz treten kann; es entsteht dadurch allmählich ein umge­
kehrtes Verhältnis zum Publikum und zu der sonstfreier wachsenden öffentlichen 
Meinung: während die Konkurrenz sich in einigem Maße nach dieser richten 
muß, zwingt das Monopol ihr seinen Willen und seine Meinung auf, eben dadurch 
aber Willen und Meinungen des Spekulations-, sogar des Börsen- und Bank­
kapitals." (I 928b, S. 260) [Hervorhebung nicht im Original]. 

Die modeme Presse ist für Tönnies eine wesentlich unfreie Presse: "Litt sie 
ehemals (und auch heute in kritischen Zeiten und in tyrannisch regierten Staaten) 
unter dem Druck der Zensur, so fühlt sie heute einen zwiefachen gesellschaft-
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1· hen Druck: den des Verlages wie der hinter ihm stehenden Partei, deren Gunst 
IC d· . h 

für die Zeitung Lebensfrage ist, und den der Inserenten, unter welc~en le WIC -
tigsten selber Vertreter großer Kapitalinteressen sind." (ebd.). Es Ist ~ber ~nzu­
merken, daß Tönnies trotz dieser verheerenden Gegenwartsanalyse die Stlm~e 

der "Gelehrtenrepublik" immer ~och wah.rnimmt. .. In der .Tagesp~esse ä:ßert sie 
sich nicht. Wo und wie drückt Sich also die feste Offenthche Memung . 

Tönnies hebt in der KöM hervor, daß die feste Öffentliche Meinung in 
Wechselwirkung mit anderer, soliderer Literatur" (1922a, S. 187) steht. Als das 
i~sende Publikum hebt er jenes hervor, das Monatsschriften, Vierteljahres­
schriften oder Bücher gewohnheitsmäßig liest. Er spricht von einem sich ver­

engenden Kreis des lesenden Publikums, "und je enger der Kreis, um so mehr 
prägt er in sich einen wissenschaftlichen Typus aus, er repräsentiert um so ~ehr 
Sektoren der 'Gelehrtenrepublik' , die in einem Lande und in der 'Welt' gleich­
sam die höchste Instanz der Öffentlichen Meinung darstellt. Die Meinung selber 
gewinnt an Solidität, also an Widerstandskraft, sie hat aber weniger das Bedürf­
nis, sich mit lautem Getöse kundzugeben." (ebd., S. 1870. Der tatsächliche Ein­
fluß der "Gelehrten" auf die öffentliche Meinungsbildung geht nach ihm jedoch 
immer mehr zurück. Er hebt an anderer Stelle erneut hervor, daß das besonnene 
und reife Urteil, wie es in "Wochen- oder Monatsschriften" hervortritt, für die in 
der Tagespresse verbreiteten Meinungen kaum Bedeutung hat. "Die deutsche 
Journalistik pflegte sich ehemals ( ... ) öfter und lieber, als es heute geschieht, auf 
solche Urteile zu berufen und die eigenen dadurch zu unterstützen, auch scheint 
die Mitarbeit von Gelehrten erwünschter gewesen zu sein." (1928b, S. 259). Bei 
der "solideren Literatur" und den "Monatsschriften" denkt er auch an die Inhalte, 
die in diesen vertreten werden. Die Erkenntnis der Notwendigkeit von sozialen 
und wirtschaftlichen Reformen drückt sich nach ihm vorwiegend in diesem 
kleiner werdenden, "sich verengendem" Kreise "solider Literatur" aus, der aller­

dings kaum Wirkung entfaltet. 

Tönnies konkretisiert diesen Sachverhalt mit Erfahrungen aus der eigenen 
Lebenswelt; er kritisiert die "Tatsache ( ... ), daß z. B. in Hinsicht auf die Sozial­
politik und Sozialreform in den bürgerlichen Kreisen, die nicht unmittel~ar i~ 
Geschäftsleben standen, und die man noch im Unterschiede von dem BeSitz die 
Gebildeten nennt, die gebildete Meinung eben nicht öffentliche Meinung werden 
konnte, weil sie von den Zeitungen entweder totgeschwiegen oder entstellt ( ... ) 

wurde." [Hervorhebung nicht im Original). 
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Pointiert fonnuliert: In der Öffentlichkeit ist zu Beginn des 20. Jahrhunderts 
in Tönnies'Ansicht also keineswegs eine über den "Streit des Tages" erhabene 
Öffentliche Meinung gleichsam im Hintergrunde wirksam, deren Subjekt, die Ge­
lehrtenrepublik, sich dem Ideal des Gemeinwohls verpflichtet weiß, sondern viel 
eher das am ökonomischen Profit orientierte Verlegerkapital. Insoweit registriert 
Tönnies tatsächlich einen Verfall von Öffentlichkeit. Dieser Prozeß des Nieder­
gangs der Öffentlichen Meinung ist verbunden mit dem Aufstieg un~.der Etablie­
rung de-rjenigen Schicht, die ursprünglich einmal das Subjekt der Offentlichen 
Meinung stellte. Ehemals drückte sich der Wille zur Aufklärung durch das bür­
gerliche Publikum aus, historisch gesehen mit der "emporstrebenden und empor­
kommenden Schicht". Das Bürgertum trat als Vertreter des Allgemeinwohls auf 
und stellte sich dem Adel entgegen. Der alte Gegensatz von Adel und Bürgertum 
wurde nach Tönnies aber durch einen neuen Gegensatz verdrängt: "Bürgerliche 
Parteien und Denkweisen - proletarische Parteien und Denkweisen" (l922a, S. 
169). Das wirkt sich auch auf das empirisch feststellbare Auftreten der Öffent­
lichen Meinung aus. Diese ist für ihn zwar historisch an den Aufstieg des Bürger­
tums gekoppelt, jedoch stellt sich dieser Zusammenhang nicht als ein notwendiger 
dar: "Indessen ist das Verhältnis doch keineswegs so einfach und eindeutig, daß 
es die Anwendung einer Schablone gestattet." (ebd., S. 167). Das heißt, daß mit 
dem Aufstieg des Bürgertums keineswegs auch das Vorherrschen einer emanzipa­
torisch auftretenden Öffentlichen Meinung, die Tönnies als wohlerwogenes und 
vernünftige Urteil der Gelehrtenrepublik konzipiert hat, verbunden sein muß. 
Vielmehr hebt er mit Blick auf die deutsche Entwicklung der Öffentlichen Mei­
nung hervor: "Die Furcht und Abneigung vor sozialistischen Neuerungen führt 
nicht nur zu Verschmelzung mit konservativen Gedankengängen, sondern macht 
auch sonst den Liberalismus verblassen und gewissennaßen zur Umkehr und 
Reue geneigt, als möchte er, wenn es möglich wäre, zurücknehmen und wider­
rufen, was er einst als Ideal erstrebt ( ... ) hatte." (ebd., S. 169). 

Einen "Höhepunkt" dieser spezifisch deutschen Geschichte der Öffentlichen 
Meinung stellt für Tönnies der Zeitraum des vorletzten Jahrzehnts des 19. Jahr­
hunderts dar. Bismarck nahm ein Attentat auf den Kaiser im Mai 1878 zum An­
laß, um gegen die Sozialdemokratie gesetzlich vorzugehen, und setzte im Oktober 
1878 das "Gesetz gegen die gemeingefährlichen Bestrebungen der Sozialdemo­
kratie" unter Zustimmung der Nationalliberalen, die zunächst ihre Zustimmung 
verweigert hatten, im Reichstag durch. Das Gesetz war bis 1890 in Kraft. Durch 
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staatliche Unterdrückungsmaßnahmen wurden sozialdemokratische Vereine, Ver­

sammlungen und Druckschriften verboten. 

In diesem Konflikt zwischen Kaiserreich und Sozialdemokratie zeigt sich für 
Tönnies der politische Standort der Öffentlichen Meinung. In Gemeinschaft und 

Gesellschaft, dessen Entstehung genau in den Zeitraum der Wirksamkeit der So­
zialistengesetze fällt, spiegeln sich diese Ereignisse wieder: "Nichtsdestoweniger 
hat die öffentliche Meinung, als welche die Moral der Gesellschaft in Ausdrücke 
und Fonneln bringt, und dadurch auch über den Staat erhaben werden kann, ent­
schiedene Tendenzen, diesen zu drängen, seine unwiderstehliche Macht zu ge­
brauchen ( ... ): Erweiterung des Strafgesetzbuches und Ausdehnung der Polizeige­
walt scheinen ihr die richtigen Mittel zu sein, um den üblen Neigungen der 
Menge zu begegnen. Sie geht leicht von der Forderung der Freiheit (für die 
Oberen) zur Forderung des Despotismus (wider die Unteren) über." (1991, S. 
214). Im Rückblick auf diese Zeit wird Tönnies in der KöM bezüglich der Sozia­
listengesetze und der Einstellung der Öffentlichen Meinung hierzu noch deut­
licher. Er fonnuliert knapp: "Die Öffentliche Meinung verlangte Repression." 
(1922a, S. 312). Für Tönnies bedeuteten die Sozialistengesetze "einen vollkom­
menen Sieg der Öffentlichen Meinung über die noch junge und mutwillige Par­
tei." (ebd. S. 472). Die sich hier offenbarende Diskrepanz zwischen dem Begriff 
der Öffentlichen Meinung, dem Tönnies, wie gezeigt, emanzipatorisches Potential 
zuspricht, und der tatsächlich wahrzunehmenden Öffentlichen Meinung soll im 

Folgenden thematisiert werden. 

3.5 Die Kritik der Öffentlichen Meinung 

Tönnies muß mit Blick auf die Empirie feststellen: "So bleibt die wirkliche 
Öffentliche Meinung ( ... ) in politischen Dingen und Fragen, wo sie am ent­
schiedensten als soziale Macht hervortritt, am meisten hinter ihrem Begriff, der 
ein wohlerwogenes Urteil verlangt, zurück." (1922a, S. 253). 

Tönnies kritisiert mit seiner Gegenwartsanalyse im wesentlichen zwei Punkte. 

Erstens wird die Öffentlichkeit von ihm als unübersichtlicher Kriegsschauplatz 
sich widersprechender Meinungen wahrgenommen. Dieser Aspekt wird im 
Aufsatz Macht und Wert der Öffentlichen Meinung hervorgehoben. Die veröffent­
lichten Meinungen tönen demnach "in verworrener Disharmonie durcheinander 
und widereinander" (1923, S. 83). Diese zunächst einmal ästhetizistisch anmu-
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tende Kritik impliziert jedoch den Hinweis auf den Mangel einer Grundvoraus­
setzung für die Bildung einer "echten" Öffentlichen Meinung: wesentliches Merk­
mal hierfür war (wie Tönnies mit der Analogie der Versammlung klarzumachen 
versuchte) ein Zustand der "Beratung", in dem man sich mit der als Argument 
auftretenden gleichberechtigten Meinung des anderen auseinandersetzt. Zwar hat 
diese Vorstellung in erster Linie die Funktion, den rein ideellen Charakter der 
Öffentlichen Meinung etwas anschaulicher zu machen, sie dient ihm aber auch 
als Folie, um die Wirklichkeit danach beurteilen zu können. Nun ist es zunächst 
einmal nicht verwunderlich, daß dieses Ideal empirisch nicht auffindbar ist, zumal 
unter den Bedingungen des "Preßkapitalismus" im 20. Jahrhundert. Jedoch 
kritisiert er, daß eine so verstandene Öffentlichen Meinung nicht einmal mehr als 
regulative Idee Geltung beanspruchen kann: "Wo das Geschäft herrscht, geht der 
Beruf und seine Würde zugrunde. ( .. . ) An die Stelle des Ideals tritt die Illusion." 
(ebd. , S. 97). 

Aufgrund dieser Gegenwartsanalyse plädiert Tönnies für eine Reform der 
Presse. Diese Reform kann sich über von ihm nicht näher explizierte "Mittel der 
Gesetzgebung" vollziehen, also von außen; für erfolgversprechender hält er aber 
die Reform von innen: "Es gibt auch rein geistige Mittel, unter denen das erste die 
Hebung des Geistes und des Standes der Schriftsteller ist. Und diese Hebung kann 
ihm nicht von außen zuteil werden, sie muß von innen her, aus der eigenen 
Erkenntnis, dem eigenen Willen der Berufsgenossen erfolgen." (ebd.). 

Die KöM läßt Tönnies mit der Mahnung ausklingen, daß die Reform der 
Öffentliche Meinung nur über Reformen im Bereich der Presse möglich sein 
wird; und er plädiert auch hier für innere Reformen, für eine "Selbsterziehung der 
Öffentlichen Meinung" (1 922a, S. 575), an der mitzuwirken insbesondere die 
"Männer und Frauen des gelehrten Standes" berufen sind. (ebd., S. 574). 

Der zweite von ihm kritisierte Aspekt ist mit dem ersten zwar verbunden, geht 
aber in eine andere Richtung. Er wird von Tönnies selber auch nicht in direkten 
Bezug zum erstgenannten gesetzt, was dazu führt, daß gewisse argumentative In­
kongruenzen auftauchen können. Insbesondere die Unterscheidung zwischen "öf­
fentlicher Meinung" und "der Öffentlichen Meinung" wird von ihm selber nicht 
immer klar beibehalten. 19 Gleichwohl soll nun versucht werden, diesen zweiten 

19 So unterscheidet Tönnies z. B. im Aufsatz Macht und Wert der Öffentlichen Meinung 
zwar zwischen der "äußeren Gesamtheit mannigfacher Meinungen" und der einheitlichen 
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Aspekt zu verdeutlichen, der gerade bei der Beantwortung der Frage nach der Öf­
fentlichen Meinung in seiner Demokratiekonzeption eine wichtige Rolle spielen 

wird. 

Im dritten Abschnitt des vorletzten Kapitels der KöM ("Die Öffentliche 
Meinung nach dem Weltkrieg") behandelt Tönnies, was in der Sekundärliteratur 
bislang kaum thematisiert worden ist, den Konflikt zwischen der Öffentlichen 
Meinung und der neugegründeten Weimarer Republik. Hierbei ist nun an die 
Funktion der Öffentlichen Meinung zu erinnern: nach Tönnies lag diese in Kritik 
und Kontrolle der Regierung. Aber so sehr die Notwendigkeit einer kritischen 
Öffentlichkeit für das Funktionieren einer Demokratie zu betonen ist, so muß 
doch mit Sontheimer festgestellt werden, "daß eine öffentliche Meinung in der 
Demokratie, auch wo sie ihr Amt als ein kritisches versteht und übt, sich doch 
prinzipiell zustimmend zu den Grundentscheidungen der gegebenen staatlichen 
Ordnung verhalten sollte" (Sontheimer 1978, S. 13) .. 

Genau diese nichtvorhandene Zustimmung wird bei der Vorstellung von Tön­
nies' Betrachtungen deutlich werden. Er beginnt im Herbst des Jahres 1918, zu 
einem Zeitpunkt, als "die Öffentliche Meinung des Tages ( .. . ) von dem Wert, ja 
der Notwendigkeit der Monarchie ( ... ) ziemlich fest überzeugt [ist]. Durch den 
Zusammenbruch der Heere, den Verrat des österreichischen, die Fahnenflucht des 
deutschen Kaisers, das überraschende ( ... ) Gelingen der Staatsumwälzung, geriet 
sie stark in Fluß und nahm eine entschiedene Neigung zur Republik an ( ... ); die 
Bildung der Koalitionsregierung entsprach der Meinung, daß nunmehr nichts 
anderes möglich sei, und daß man, wenn nicht die demokratische Republik gut­
heißen, so doch sich mit ihr abfinden und 'sich auf den Boden der gegebenen Tat­
sachen stellen ' solle." (1922a, S. 315). Jedoch ändert sich die Stimmung in der 
Öffentlichkeit mit dem Abschluß des Versailler Vertrages: "Wäre es nun der 
neuen Regierung gelungen - was nach Lage der Dinge unmöglich war - einen 
erträglichen Frieden abzuschließen, eine ausreichende Volksernährung 
sicherzustellen, ( ... ) so hätte sicherlich die Öffentliche Meinung in der Richtung 
auf den Republikanismus sich befestigt, sie hätte den sozialdemokratischen Präsi­
denten aus dem Handwerkerstande, so großes Unbehagen er ihr verursachte, ge­
schluckt.( ... ) Das wäre auf alle Fälle das Gebot eines weisen politischen Bewußt-

"Gesamtmeinung", bezeichnet aber bei des als "die Öffentliche Meinung" (S. 82 f .). 
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seins gewesen. Aber unter dem Druck einer schwülen Atmosphäre, inmitten allge­
meiner Erschlaffung, Abstumpfung, Entsittlichung wurden die Gemüter der Be­
sonnenen in andere Richtung getrieben. ( ... ) Und, wie es in solchen Fällen ge­
schieht, war rasch eine ursächliche Verbindung hergestellt: das Elend - die neue 
Regierung; Wohlstand und Macht - die alte Regierung. Die Öffentliche Mei­
nung des Tages nahm wieder eine monarchistische Färbung an." (l922a, S. 315). 

Die Öffentliche Meinung, die sich ehemals zu Demokratisierung und Parla­
mentarismus bekannte, tritt nach dem ersten Weltkrieg nicht als fortschrittliche 
politische Kraft, sondern als reaktionäre Macht auf. 

Noch deutlicher als in der KöM wird Tönnies in einem Manuskript: "So besteht 
denn die unermessliche Schwierigkeit der gegenwärtigen Regierungen darin, dass, 
um es rund heraus zu sagen, die ö. M. gegen sie ist. Wir brauchen nur in unseren 
Hochschulen, unter Lehrern und Studierenden uns umzusehen, brauchen nur 
unter Großkaufleuten oder Großindustriellen zu verkehren, brauchen nur zu be­
merken, welche Zeitungen und Wochenblätter an den Bahnhöfen und den Kiosks 
am eifrigsten gekauft werden, um uns davon zu überzeugen. Die ö. M. ist heute, 
um es mit einem bekannten Schlagworte zu bezeichnen, reaktionär." (TN, CB 
54.34:42, S. 14). 

Hier wird deutlich, daß Tönnies die vorherrschend "reaktionäre" Stimmung 
nicht "nur" in Zeitungen und Wochenblättern, also in der veröffentlichten Mei­
nung verbreitet sieht, sondern auch und besonders die vorherrschend republik­
feindliche Stimmung bei der geistigen Elite (d. i. den "Gelehrten"), von der öko­
nomischen Elite des Deutschen Reiches ganz zu schweigen, thematisiert: die Öf­
fentliche Meinung steht, empirisch gesehen, nicht mehr für Fortschritt, sondern 
für Reaktion. 

Ging es in den bundesrepublikanischen Diskussionen der 60er und 70er Jahre 
zum Thema "Öffentlichkeit" um die Beanstandung einer Öffentlichkeit, die ihre 
Funktion als Kritik- und Kontrollinstanz nicht mehr wahrnehmen kann, so stellt 
sich für Tönnies das Problem völlig anders dar: nicht der Mangel an Kritikfähig­
keit, sondern das Zuviel an Kritik bezeichnet die Öffentlichkeit der Weimarer Re­
publik. Die Öffentliche Meinung der Weimarer Republik begreift sich nicht als 
Faktor im Prozeß der Demokratie, sondern stellte sich der Demokratie als Staats­
form insgesamt ablehnend gegenüber. 

Ging Tönnies noch bei der Konstruktion des Begriffs "der Öffentlichen 
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Meinung" davon aus, daß "die Öffentliche Meinung" sich auf die "wissenschaft­
liche Denkungsart" stützt, was immer auch eine prodemokratische Einstellung im­
plizierte (erscheint ihm doch die Demokratie "als die durch Vernunft, also im wis­
senschaftlichen Sinne, bestbeglaubigte Staatsform" [1927b, S. 14]), so muß er 
nun feststellen, daß die empirisch vorzufindene Öffentliche Meinung ihrem Be­
griff nicht nur nicht entspricht, sondern ihm diametral gegenübersteht. 

Die wirtschaftliche Misere, der Versailler Vertrag und das "Bewußtsein der Er­
niedrigung des Vaterlandes" (1922a, S. 561): das sind die Faktoren, die auf die 
Öffentliche Meinung einwirken. "Die parteiische Anklage, daß dieser üble Zu­
stand der Sozialdemokratie, der Revolution, der neuen Regierung zugeschrieben 
werden müsse, hat anfangs in der öffentlichen Meinung nur wenig Boden ge­
funden, hat aber unter dem Druck planmäßiger ( ... ) Agitation, die zum guten Teil 
besonders die Anstachelung judenfeindlicher Gesinnungen sich angelegen sein 
ließ und mit diesem rohen Verfahren am erfolgreichsten war, mehr und mehr sich 
ausgebreitet ( ... ). Die Öffentliche Meinung ist in ihren für Deutschland normalen 
Zustand zurückgekehrt, Ausdruck des ( ... ) hochbürgerlichen Bewußtseins (der 
vornehmen Bourgeoisie) zu sein, das ( ... ) durch seine Macht über die Presse ( ... ) 
für weite Kreise maßgebend ist. ( ... ) So ist denn im allgemeinen der abnorme Zu­
stand eingetreten, daß die Öffentliche Meinung gegen die Regierung und - wenn 
auch mit geringerer Entschiedenheit - gegen die neueingeführte Staatsform, die 
sich in den schwarz-rot-goldenen Farben symbolisiert, in Empörung sich befindet 
und, wenn auch verhohlen, aus eine Restauration, also auf den Umsturz hinarbei­
tet." (ebd., S. 562). 

Dieser Eindruck verstärkt sich bei Tönnies in den folgenden Jahren noch. Von 
den "goldenen zwanziger Jahren" ließ er sich nicht blenden; er sah die Weimarer 
Republik nie als stabil und gefestigt an. Sie erschien ihm immer als in ihrer 
Existenz als demokratischer Staat gefährdet. Deshalb stimmt m. E. auch Breuers 
Perspektive nicht, wenn er hervorhebt, daß Tönnies seine verfassungspolitischen 
Vorstellungen "auf dem Höhepunkt der äußeren und inneren Stabilisierung der 
Weimarer Republik vorgetragen hat" (Breuer 1996, S. 24). Mag die Phase Mitte 
der zwanziger Jahre auch relativ stabil gewesen sein - Tönnies sah diese Zeit 
keinesfalls als ruhig und stabil an. Im Januar 1926, einige Monate bevor er auf 
dem Soziologentag in Wien seinen Vortrag zum Thema "Demokratie" hält, hebt 
er nochmals hervor: "Gerade ein großer Teil der 'Intelligentia' steht ihr [der 
Demokratie; M. P.] mißtrauisch und mit Mißgunst gegenüber ( ... ). Innerhalb 
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dieser Opposition sind sogar - wenn auch minder intelligente - Elemente 
vorhanden, die den ernsten Willlen hegen und Pläne verfolgen, die Demokratie 

zu vernichten." (1926f, S. 18). 

Tönnies entwickelt seine Demokratiekonzeption vor dem Hintergnmd einer 
von ihm als extrem krisenhaft erlebten Zeit. Gerade seine Untersuchungen zur 
Öffentlichen Meinung rufen bei ihm diesen Eindruck hervor. Der Blick auf die 
empirische Öffentliche Meinung macht für ihn deutlich, daß sie nicht als "wohl­
erwogenes Urteil" auftritt, sich nicht "den herrschenden Meinungen des Augen­
blicks" (l922a, S. 249) entgegenstellt, sondern daß vielmehr sogar ein großer Teil 
der "Intelligentia", die er als ja als Träger der Öffentlichen Meinung sieht (vgl. 

ebd.), sich als reaktionär erweist. 

Damit steht Tönnies m. E. am Ende der KöM unausgesprochen vor folgendem 
Problem: er konstruierte einen Begriff von der Öffentlichen Meinung, der auf 
Emanzipation gerichtet war, stellt aber fest, daß die empirisch vorzufindene Öf­
fentliche Meinung auf Reaktion gerichtet ist. Ging Tönnies in der Theorie davon 
aus, daß die Öffentliche Meinung auf Wissenschaft beruht und für Fortschritt 
steht, so ergibt die Analyse der empirischen Öffentlichen Meinung ein völlig 
anderes Bild. In der Praxis präsentiert sich ihm die Weimarer Öffentliche 

Meinung als reaktionär. 

Zu berücksichtigen ist dabei, daß bei Tönnies das Konzept der "Gelehrtenrepu­
blik" auch normativen Charakter hat, und es geht ihm immer auch um die Frage 
nach deren Verwirklichung. Wie also ist dem "großen Bunde (00 ')' der durch alle 
Völker geht, der Gelehrten-Republik" (1906, S. VI), Geltung zu verschaffen, wie 
können die Urteile "einer Ratsversammlung, in der die Stimmen der erlesensten 
Meister das größte natürliche Gewicht haben" (ebd., S. VII), wirksam werden? 

In der Sekundärliteratur ist schon darauf hingewiesen worden, daß Tönnies 
sich einem "symbolischen 'Rat der Alten'" zugehörig fühlte, daß er immer die 
Neigung zur "symbolischen Institutionalisierung" (Bickel/Fechner 1989, S. 241) 
einer öffentlichen Ratgeberfunktion verspürte, in der philosophisches Urteilsver­
mögen und wissenschaftlicher Sachverstand sich zur Geltung bringen sollten. Bei 
der Vorstellung seiner Demokratiekonzeption soll nun gezeigt werden, daß ihn 
seine Untersuchungen zur Öffentlichen Meinung, die mit einer Kritik an der 
"Intelligentia" endeten, zu einer keineswegs nur rein symbolischen Institutionali­
sierung einer öffentlichen Ratgeberfunktion führen. Es soll nun gezeigt werden, 
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daß die Diskrepanz zwischen theoretischer Konzeption der Öffentlichen Meinung 
und deren tatsächlicher empirischer Ausprägung ihn dazu führt, der Öffentlichen 
Meinung, wie er sie sich in theoretisch-idealer Form vorgestellt hat, durch Institu­
tionalisierung Geltung zu verschaffen. Die Kritik- und Kontrollfunktion wird im 
Demokratiemodell nicht mehr von der Öffentlichen Meinung, sondern von einer 
durch die Verfassung bestimmten Institution wahrgenommen. 

4. Die Demokratiekonzeption 

Tönnies hat sich, wie gesehen, intensiv mit dem politischen Geschehen seiner Zeit 
auseinandergesetzt. Sein Kampf gegen den Nationalsozialismus, der 1933 seine 
umgehende Entlassung zur Folge hatte, führte dazu, daß er seine letzten drei 
Lebensjahre in Armut verbringen mußte. Trotz seines lebensgeschichtlich beein­
druckenden Eintretens für die Erhaltung der Republik - er trat 1930 im Alter 
von 75 Jahren in die SPD ein20 - sieht er sich nach wie vor dem Vorwurf ausge­
setzt, in einer "typisch" deutschen Tradition zu stehen, die den demokratischen 
Verfassungs staat zugunsten einer totalitären staatlichen "Gemeinschaft" aufgeben 
will. Speziell seine Beschäftigung mit dem Gegensatz von Gemeinschaft und 
Gesellschaft führt häufig dazu, daß sein Werk in die Nähe der neukonservativen 
Zivilisationskritik der Weimarer Zeit gerückt wird. 21 

Wenn man sich mit Tönnies' Demokratiekonzeption auseinandersetzt, so gilt 
es, wie schon bei der Darstellung seiner Konzeption der öffentlichen Meinung, 
die historischen Zeitumstände zu berücksichtigen. Daß auf ihn selbst zutrifft, was 
er über Plato geschrieben hat, soll im folgenden hervorgehoben werden: "Man 
sieht (00')' daß Platos Denken historisch bedingt war, daß er nur an die Rettung 
und Wiederherstellung der hellenischen Polis gedacht hat." (l928c, S. 26). 

Tönnies begrüßte 1918 die Begründung der Republik, sah aber auch, daß sie 
mit erheblichen Problemen zu kämpfen haben wird (zit. nach Jacoby 1971 , S. 
246): "Wenn manche Republikaner jetzt wähnen, das Schlaraffenland sei eröffnet 

20 Tönnies' Eintritt in die SPD erfolgte zu einem Zeitpunkt, als der Nationalsozialismus 
massenhaften Zulauf hatte: 1928 war die NSDAP mit nur 12 Sitzen, 1930 dagegen mit 
107 Sitzen im Reichstag vertreten. 

21 Diese Tönnies-Interpretation findet sich z. B. bei Dahrendorf (1965) und bei Breuer 
(1996). Zur Gemeinschaftsideologie der Weimarer Zeit siehe Sontheimer (1978, S. 25 f.) . 
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_ oh, heilige Einfalt! Nur sehr wenige Volksgenossen werden in den zehn 
Jahren, die kommen, ebenso günstige oder noch günstigere Lebensverhältni sse 
vorfinden, als in den zehn Jahren, die dem Weltkrieg vorausgingen.". 

Sein Blick für die Probleme der jungen Republik hat sich, wie in Kapitel 3.5 

hervorgehoben worden ist, vor allem auf das Problem der antirepublikanisch ein­
gestellten Eliten gerichtet. Da die bürgerlich-konservative Schicht die Öffentliche 
Meinung maßgeblich beeinflußt, ist der von ihm diagnostizierte "abnorme Zu­
stand eingetreten, daß die Öffentliche Meinung gegen die Regierung und ( ... ) 
gegen die neueingeführte Staatsform ( ... ) in Empörung sich befindet und ( ... ) auf 
den Umsturz hinarbeitet." (1922a, S. 562). Tönnies selber spricht zwar nicht ex­

pressis verbis von antidemokratischen Eliten, aber seine Kritik an der "Intelligen­
tia" trifft - inhaltlich gesehen - genau diesen Sachverhalt. Damit hat er ein Pro­
blem benannt, das in der neueren Literatur als einer der Hauptgründe für den Nie­
dergang der Weimarer Demokratie gilt (vgl. Longerich 1995). Tönnies versucht 
nun mit seiner Demokratiekonzeption die Frage zu beantworten, mit weIchen In­
stitutionen (und Qualitäten) ein stabiler demokratischer Staat ausgestattet sein 
müßte, der auf derartig ungünstigen historischen Vorbedingungen aufbauen muß 
- wenngleich er allerdings befürchtet, daß seine Reformvorschläge ungehört 
bleiben. "Es ist auch nicht wahrscheinlich, daß Gedanken dieser Art auf die vor­
herrschenden Denkweisen einen beträchtlichen Einfluß gewinnen können ; zumal 
wenn diese, wie innerhalb des heutigen Deutschen Reiches, in den Kreisen der 
Intellektuellen, ganz überwiegend undemokratisch, ja antidemokratisch sind." 

(1927a, S. 211).) 

Wenn man sich mit Ferdinand Tönnies' Demckratiekonzeption auseinander­
setzten will, dann sieht man sich keiner ausformulierten Demokratietheorie gegen­
über, sondern einer Vielzahl von Aufsätzen, die das Thema "Demokratie" gleich­
sam umkreisen.22 Deshalb muß zunächst geklärt werden, was als Tönnies' Demo­

kratiekonzeption gelten soll. 

In der vorliegenden Arbeit soll unter seine Demokratiekonzeption der Entwurf 
einer demokratischen StaatsverJassung , den er mit seinem Vortrag zum Thema 
"Demokratie" auf dem Soziologentag 1926 in Wien vorgelegt hat, verstanden 
werden. In diesem Verfassungsentwurf bezieht er sich nach eigenem Verständnis 

22 Tännies' Studien zur politischen Soziologie sind bei Jacoby (S. 292) aufgelistet. 
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auf den Normalbegriff der Demokratie, was es m. E. rechtfertigt, diesen Text als 
seine Demokratiekonzeption zu bezeichnen. Wichtige Ergänzungen zu diesem 
Vortrag stellen die Arbeiten Demokratie und Parlamentarismus (1927) und 
Partei und Staat (1929) dar. In jenem erläutert er wesentliche Punkte des Vor­
trages auf dem Soziologentag, in diesem wird seine Einstellung zu politischen 
Parteien bzw. zum "Parteienstaat" besonders deutlich . Wenn auch der Schwer­
punkt bei der Vorstellung des Verfassungsentwurfes auf der Untersuchung der 
verschiedenen Institutionen des demokratischen Staates liegt, so sollen der ökono­
mische und der "geistige" Aspekt, die beide eng miteinander zusammenhängen, 
nicht unberücksichtigt bleiben. 

Tönnies erhebt mit seinem Vortrag "Demokratie" den Anspruch, sich auf den 
Normalbegriff der Demokratie zu beziehen, und erklärt, daß ihm an einer "Recht­
fertigung" der Demokratie nicht gelegen sei. "Es sollen also nicht Werturteile 
oder subjektive Ansichten über die zweckmäßige Gestaltung ihrer Verfassung und 
ihrer Politik ausgesprochen werden, sondern eine Reihe von Folgerungen, deren 
Richtigkeit auch derjenige anerkennen sollte, der in der Durchführung dieser Idee 
eher ein Unheil als ein Heil zu erblicken gesonnen wäre." (1927b, S. 12). Inso­
weit scheint er s i~h ganz an die von ihm immer wieder gestellte Forderung nach 
wertfreier Wissenschaft zu halten. 

Tönnies erklärt jedoch nach seinem Vortrag: "Die modeme Demokratie ist der 
Sieg des Proletariats, das mit gutem Grunde glaubt, sich in ihr günstiger als bisher 
zu entwickeln. Weil mir bange ist, daß sie nicht leben kann, wenn sie sich selber 
unweise entwickelt, habe ich heilsame Wege zu zeigen versucht" (1927e, S. 
112 f.) [Hervorhebung nicht im Original]. Hier wird deutlich, daß Tönnies -

ähnlich wie bei "der Öffentlichen Meinung" - entgegen seinem eigenen An­
spruch, streng theoretisch und ohne Werturteile den Gegenstand zu behandeln 
mit dem Normalbegriff der Demokratie in der Tat auch einer Idealvorstellun~ 
Ausdruck verleihen will. 

Auf die Verfassung der Weimarer Republik geht Tönnies in seinem Vortrag 

"Demokratie" nicht direkt ein. Jedoch wird anhand seines Demokratiemodells 
deutlich werden, daß er es durchaus als Alternative zum Status quo sieht. Er will 
es "sich nicht nehmen lassen, der schlechten Wirklichkeit sein Ideal gegenüberzu­
stellen", denn es geht ihm darum, "die Republik nicht nur zu retten, sondern ­
was wichtiger ist, zu einer sozialen Republik auszugestalten." (1929b, S. 196). 
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Diese Entwicklung zur sozialen Republik stellt für Tönnies das Kernproblem 
der Demokratie dar: "Allerdings aber wird die Lebensfähigkeit der modemen 
Demokratie dadurch bedingt sein, daß sie stark genug ist, um eine systematische 
Sozialreform, insbesondere eine planmäßige Sozialpolitik, in großem Stile durch­
zuführen und dauernd zu befestigen. Um dessen fähig zu werden, wird der demo­
kratische Staat selber stark werden müssen: durch seine Verfassung, durch seine 
Finanzen, durch seinen Geist. In jeder dieser Beziehungen wird er seinen Beruf 
darin finden, vom Liberalismus und dem liberalen Staat sich so scharf als möglich 

abzuheben." (1927a, S. 198). 

Tönnies entwickelt sein Modell einer sozialen Demokratie also in Abgrenzung 
zum "liberalen Staat", und daher soll, bevor sein Modell vorgestellt wird, zu­
nächst seine Liberalismuskritik vorgestellt werden. 23 Daraufhin sollen die wesent­
lichsten Aspekte seiner Überlegungen zur Gestaltung der Institutionen in seinem 
Demokratiemodell vorgestellt werden. Hierbei soll eine Unterteilung vorgenom­
men werden, die sich aus der Fragestellung der vorliegenden Arbeit ergibt: zuerst 
sollen Tönnies' Konzeptualisierungen des Wahlrechts, der Regierung sowie des 
Parlament und der Parteien vorgestellt werden. Schließlich soll mit der Analyse 
der Institution des "Ephorats" versucht werden, die Frage nach der Öffentlichen 
Meinung in Tönnies' Demokratiekonzeption abschließend zu beantworten. 

23 In Tönnies' Konzeption der sozialen Demokratie schwingt immer auch die Frage nach 
der Möglichkeit der Begründung von "Gemeinschaft" auf staatlicher Ebene mit. Was 
dieses Problem angeht, ist auf eine höchst interessante Variante im Text Demokratie und 
Parlamentarismus aufmerksam zu machen. Dieser erschien erstmalig 1927 und wurde 
1929 in den Soziologischen Studien und Kritiken. Dritte Sammlung wieder abgedruckt. 
Hierbei handelt es sich aber nicht um einen schlichten Neudruck, denn der Schluß des 
Textes wurde von Tönnies dabei in einem wesentlichen Punkt geändert. 1927 (S . 216) 
hieß es noch: "In seiner Vollendung durch demokratische Verfassung, demokratische Fi­
nanz, demokratischen Geist kann der Staat einem echten Gemeinwesen so ähnlich 
werden, daß der Begriff Hegels auf ihm anwendbar wird." Dieser für Tönnies vergleichs­
weise euphorische Ausblick wird von ihm zwei Jahre später deutlich abgeschwächt (S. 
84): "Ob in seiner Vollendung durch demokratische Verfassung, demokratische Finanz, 
demokratischen Geist der Staat einen echten Gemeinwesen so ähnlich werden könne, daß 
der Begriff Hegels auf ihn anwendbar würde? Eine Frage welthistorischen Sinnes." 
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4.1 Die Kritik am Liberalismus 

Tönnies' Auseinandersetzung mit dem Liberalismus reicht bis in die Zeit der Ent­
stehung von Gemeinschaft und Gesellschaft zurück. Er schreibt 1881 an Friedrich 
Paulsen, daß er "unter dem Titel 'Gemeinschaft und Gesellschaft' den Gegensatz 
behandle, weIchen die Neueren (Stein, Gneist usw.) als den von Staat und Gesell­
schaft, wie ich meine, liberalistisch falsch behandelt haben." (1961, S. 101 f.). 

Staat und Gesellschaft stellen bei Tönnies, im Unterschied zur Ideenwelt des 
Liberalismus, kein Gegensatzpaar dar. Der Staat wird in Gemeinschaft und Ge­
sellschaft unter die Kategorie "Gesellschaft" subsumiert. Der Staat gilt ihm als In­
strument in den Händen der bürgerlichen Gesellschaft. "Als Ausdruck der Gesell­
schaft gibt er auch deren Machtverhältnisse wieder, und ist wesentlich constituiert 
durch die vermögende Klasse." (1987, S. 222). Tönnies diagnostiziert: "Der Staat 
ist kapitalistische Institution." (1991, S. 200). 

Die "falsche" liberale Gegenüberstellung von freiheitlicher Gesellschaft und 
repressivem Staatsapparat kritisiert er ideologiekritisch mit dem Aufzeigen der 
Diskrepanz zwischen den vom Liberalismus in Anspruch genommenen Idealen 
und der tatsächlichen Instrumentalisierung dieser Ideale durch das Bürgertum zur 
Unterdrückung der unteren gesellschaftlichen Klassen. Klassische Forderungen 
des Liberalismus im 18. und 19. Jahrhundert wie Anerkennung individueller 

Grundrechte und -freiheiten, Gleichheit vor dem Gesetz oder Teilnahme an der 
politischen Willensbildung im Staat konterkariert er mit dem Hinweis auf deren 
Vorenthaltung den unteren Klassen gegenüber. In einem unter dem Pseudonym 

"Normannus" verfaßten Artikel schreibt er 1908, S. 730): "Daß sich liberale Ge­
danken richtungen ganz wohl mit Ausschließung der Massen vom Wahlrecht oder 
mit Abstufung der politischen Rechte nach dem Vermögen oder nach Steuerlei­
stungen vertragen ( .. . ) liegt dem Blick nur allzu offen." 

Nach Tönnies erhebt sich seit Mitte des 19. Jahrhunderts "aus dem Schoße des 
Bürgertums selber dessen Gegnerschaft und Kritik in Gestalt der industriellen Ar­
beiterklasse" (1990, S. 19), die die Aufklärung in sich aufnimmt und fortsetzt, 
während das Bürgertum, ehemals Anwalt des Gemeinwohls, den Forderungen der 
breiten Mehrheit, den Forderungen des Proletariats, ablehnend gegenübersteht. 
Die Ideale des Liberalismus werden nach Tönnies vom Proletariat aufgenommen, 
und dieses führt den Kampf des Liberalismus weiter, während sich das Bürgertum 
seiner Ideologie entledigt und selbst repressiv liberalen Forderungen gegenüber 
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wird. "Diese Lehren des Liberalismus sind, obgleich immer bekämpft, mehr und 
mehr siegreich geworden. Die Überzeugung von ihrer Richtigkeit und ihrem 
Werte ist ( ... ) gerade in den neubürgerlichen Kreisen, denen sie ursprünglich als 
Ausdruck ihres Willens dienten, schwach geworden. Erhalten hat sie sich mehr 
im Kleinbürgertum und Proletariat, die Lehren selber werden aber in dem sehr be­
wußt geführten Klassenkampf gegen die "Bourgeoisie" als Kampfmittel und Waf­
fen gebraucht, wozu sie um so tauglicher sind, weil ihnen die bekämpfte Klasse 
die grundsätzliche Anerkennung und Geltung nicht versagen kann." (1 922a, S. 
61). Der Schlußteil dieser Aussage scheint allerdings mehr (er)mahnenden als 

deskriptiven Charakter zu haben. 

Auf das Verhältnis zwischen Liberalismus und Öffentlicher Meinung ist im 
vorigen Kapitel bereits eingegangen worden. Mit Tönnies kann hier zusammen­
fassend nochmals hervorgehoben werden: "Überhaupt läßt sich beobachten, daß 
fast das ganze [19.] Jahrhundert hindurch, die Stoßkraft der Öffentlichen Mei­
nung wie die der gesamten liberalen Denkungsart, der sie den am meisten gei­
stigen Ausdruck gibt, erheblich vermindert wird durch das Emporkommen des 
Radikalismus und Sozialismus, weil gegen diese Mächte auch, und oft am 

meisten, der Liberalismus sich wehren muß und daher nicht selten mit den kon­
servativen Gesinnungsmächten sich zu vertragen und sogar zu verbünden geneigt 
wird ." (1922a, S. 310). 

Tönnies' Kritik am Liberalismus richtet sich, wie gesehen, in erster Linie nicht 
gegen den Liberalismus als Komplex von Ideen. Er historisiert den Liberalismus, 
d. h. er betont dessen Charakter als Aufstiegsideologie des Bürgertums. Er sieht 
im "Kleinbürgertum und Proletariat" die Ideen des Liberalismus weiterleben, und 
die Integration eben dieser Teile der Gesellschaft in den Staat ist ein Problem, das 
er mit seinen Reflexionen zum Thema "Demokratie" zu lösen beansprucht. 

Weil Tönnies den Liberalismus in seiner historisch-empirischen Gestalt als 
Aufstiegsideologie des Bürgertums betrachtet, kritisiert er auch dessen vor­
wiegend auf die Teilhabe an der Macht im monarchischen Staat gerichteten Inten­
tionen. Der politische Liberalismus tritt in Tönniesscher Ansicht nicht für eine de­
mokratische Neugestaltung des Staates ein, sondern nur für eine "gemäßigte" 
Monarchie. Tönnies, der in seinen politischen Schriften immer als sozialer Re­
former auftritt, geht bei seinen demokratietheoretischen Betrachtungen mit argu­
mentativer Konsequenz von einem Demokratiebegriff aus, bei dem alle Staats-

48 Tännies-Forum 3/99 

Die Öffentliche Meinung in der Demokratiekonzeption von Ferdinand Tännies 

gewalt vom Volk auszugehen hat. Es gilt ihm als das elementare Merkmal einer 
echten Demokratie, "daß die höchste Gewalt: die Souveränität ( ... ) in der Demo­
kratie der als Körperschaft gedachten Gesamtheit aller Staatsbürger gehört, und 
das in dieser Hinsicht, durch politische Berechtigung ( ... ) alle mündigen Indivi­
duen ( ... ) gleich sind." (1927b, S. 27). Staatsformen, in denen die Souveränität 
geteilt ist, bei denen z. B. die Exekutive noch in den Händen eines Erbmonarchen 
liegt, die Legislative hingegen schon durch Wahl legitimiert wird, werden nach 
Tönnies weder dem Begriff der Demokratie noch dem der Monarchie gerecht. "In 
den monarchischen Staaten Europas sind lange Zeit für den emporkommenden 
dritten Stand, und daher für die öffentliche Meinung, diese beiden Ideale: Be­
schränkung der monarchischen Gewalt durch eine Vertretung des Volkes und Un­
abhängigkeit der Staatsgewalten voneinander in wenig angefochtener Geltung 
geblieben. Von der reinen Demokratie war nicht oft die Rede." (l926b, S. 305 0 · 

Tönnies betont bei seiner Liberalismuskritik vorwiegend, wie gesehen, den 
historischen Aspekt, indem er den Kampf des Liberalismus gegen die Monarchie 
hervorhebt. Ihm gilt das "System der beschränkten oder konstitutionellen Mon­
archie [als] das eigentliche Glaubensbekenntnis eines gesättigten Liberalismus, 
der eben mit den historischen Mächten, die zu beschränken und zu dämpfen sein 
Sinn und Ziel gewesen war, ein Kompromiß eingegangen, also seinen Frieden ge­
schiossen hat, aus dem oft ein Bündnis wird, um den gemeinsamen Gegner zu be­
kämpfen." (1927a, S. 174). Der Liberalismus löst seine Ideale nicht ein, sondern 
ist "seiner politischen Tendenz nach ari~tokratisch" und "will die Herrschaft der 
Eigentümer und unter ihnen vorzugsweise die der Kapitalisten." (ebd., S. 173). 

Als Staatsform erkennt Tönnies nur die Monarchie oder die Demokratie an, der 
Liberalismus plädiert nach Tönnies für eine Mischform, die weder der einen noch 
der anderen Idee gerecht wird, somit also immer defizitär bleiben muß. Die 
Staatskonzeption des Liberalismus gilt ihm als "ein unlogisches Übergangsge­
bilde. Wie in der Religion der Protestantismus Wissenschaft und Glauben, d. h. 
Wasser und Feuer vermischen will, so in der Politik der Konstitutionalismus 
Monarchie und Demokratie." (1961, S. 51). 

Der politische Liberalismus führt in seiner realen Ausprägung zur Herrschaft 
der Eigentümer und Kapitalisten, also der Tendenz nach zu einem oligarchischen 

Staatswesen. "Nun ist jene Oligarchie (wie sie besteht in England und nur etwas 
verhüllter in Deutschland) Produkt der ökonomischen Kapitalmacht und deren 

Tännies-Forum 3/99 49 



Martin Poske 

Permanenz verbürgend. Wenn man diese Oligarchie bekämpfen will, so ist das 
nur möglich von den Extremen aus, man muß am Ende des Königtums ziehen 
oder am Ende der Demokratie." (ebd., S. 52). Da für Tönnies eine Umkehrung 
des historischen Prozesses von Gemeinschaft zu Gesellschaft nicht möglich ist, 
ist auch der Versuch einer Wiederbelebung traditionaler Herrschaftsformen (wie 
der Erbmonarchie) weder praktikabel noch wünschenswert. So stellt er schon 
1878 nüchtern fest: "Wenn man sich in den Kampf begibt für die Demokratie, so 
ist man nicht mehr Rebell, als der Logos gebietet, daß man es sei." (ebd., S. 46). 

An die Liberalismuskritik anknüpfend könne~ Tönnies' Überlegungen zum 
ökonomischen Aspekt der Demokratie vorgestellt werden. Seine Kritik am "libe­
ralen Staat" äußert er nämlich in erster Linie unter ökonomischen Gesichts­
punkten. Nicht die liberalen Freiheitsforderungen werden von ihm kritisiert 
sondern die Eigentums- und Herrschaft~verhältnisse im "liberalen Staat". ' 

Die Reform der wirtschaftlichen Grundlagen des Staates ist für Tönnies die 
Conditio si ne qua non der Demokratie. Auf dem Gebiet der Ökonomie "begegnet 
uns nun als ein gewaltiger Widerspruch gegen die der demokratischen Staatsform 
wesentliche Gleichheit aller politischen Rechte die große und gerade unter dem 
Einflusse der wirtschaftlichen Freiheit und Gleichheit sich vergrößernde Un­

gleichheit der Verhältnisse, des Vermögens und Einkommens. ( ... ) Reichtum be­
deutet seinem Wesen nach soziale Herrschaft und durch ihre Vermittlung auch 
politische Herrschaft." (I 927b, S. 22). 

~ür Tön~ies sind "der Klassencharakter der 'Gesellschaft' (die in seinem typo­
logIschen Smne stets die Gesellschaft unter den Bedingungen der kapitalistischen 
Wirtschaftsform ist) und die Funktion des Staates als zweckmäßiger Apparatur 
des Bürgertums zur Regulierung der gesellschaftlichen Antagonismen ( ... ) ganz 
selbstverständlich." (Bickel 1991, S. 218 f.). Er geht davon aus, daß "die großbür­
gerliche Klasse in den Hauptstaaten Europas ( ... ) die vorwaltende des wirtschaft­
lichen Lebens geworden [ist], seit 1789 auch politisch ( ... ) der Herrschaft sich 
bemächtigt hat." (I 926b, S. 327). In der KöM (S. 118) hebt der Sozialreformer 
T.önnie~ leidenschaftslos hervor: "Die besitzenden Klassen haben in aller Regel 
dIe RegIerung in den Händen, die besitzlosen sind die regierten und beherrschten. 
Dies ist das normale Verhältnis ." 

Der "Kaufmann" (1991, S. 44, 48) gilt Tönnies als Prototyp des "gesell­
schaftlichen" Menschen, der feudale Wirtschaftsstrukturen überwindet und völlig 
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neue Formen der Ökonomie entwickelt. Im System des Kapitalismus wird die 
neue "Herrenschicht" von den Kürwillenssubjekten gebildet. "In dem Masse, als 
die Gesellschaft sich entwickelt, erheben sich in ihr als ihre eigentlichen Subjekte 
und Häupter, die durch das Privatrecht selber, d. h. durch Geld und Kredit Mäch­
tigen, die, zumal durch ihre speziellen Verbindungen, als Klassen und Associa­
tionen, den Staat als ihr bIosses Werkzeug zu handhaben beflissen sind." (1896, 
S. 217). Desweiteren: "Daß der liberale Staat arm sei, ist das Interesse und der 
Wille der besitzenden Klassen, die ihn einrichten." (1927 a, S. 206). Solange der 
Staat als "Instrument" in den Händen der bürgerlichen Gesellschaft bleibt, ist er 
nur "Steuerstaat" (ebd., S. 207), d. h. ein schwacher und von wenigen, aber mäch­
tigen Partikularinteressen abhängiger Staat. Eine solche "liberale Demokratie" 
entlarvt Tönnies als "plutokratische Scheindemokratie, wodurch offenbar die Idee 
der Demokratie verneint und verleugnet wird." (1927b, S. 26). 

Da der Begriff des demokratischen Staates aber verlangt, daß die Staatsperson 
die Vereinigung aller Bürger ist, die jeweils die gleichen politischen Partizipa­
tionsrechte haben, stellt sich die Frage, wie der übergroße Einfluß eines Teils 
seiner Konstituenten überwunden werden kann. Als den Kern diese Problems 
sieht Tönnies die Eigentumsfrage. "Der demokratische Staat hat nicht gleich dem 
liberalen Staat in erster Linie die Aufgabe, das wie auch immer verteilte, wie auch 
immer erworbene Privateigentum zu erhalten und zu schützen, sondern er muß 
von dem gesamten Eigentum am Grund und Boden ( .. . ) wie am anderen realen 
Kapital so viele Teile sich selber vorbehalten, als er zur Ausübung seiner Funk­
tionen nötig hat, und im übrigen die Verteilung dieser Güter, auch die der Ein­
kommensgüter, so überwachen und dahin lenken, wie es die Maxime 'salus publi­
ca suprema lex esto' gebietet." (l927b, S. 31; vgl. auch 1926c, S. 48-72). 

Der Staat tritt in Tönnies ' Demokratiekonzeption nicht nur als rein "politische" 
Kraft, sondern auch als Wirtschaftsfaktor in Erscheinung, um den "plutokra­
tischen" Tendenzen der "liberalen" Demokratie entgegenzuwirken. Dazu muß er 
"durch seinen Reichtum allen Reichtum von Privaten weit übertreffen", um so 
eine wirksame Wirtschafts- und Finanzpolitik zu betreiben, die sich am Ideal der 
sozialen Gerechtigkeit orientiert (vgl. 1927b, S. 20). Die Sphäre der Ökonomie 
bindet er in seinen Demokratiebegriff nicht einfach nur mit ein, sondern er geht 
vielmehr davon aus, daß ohne "eine umfassende und tiefgehende Reform der 
wirtschaftlichen Grundlagen ( ... ) die Demokratie überhaupt nicht lebensfahig sein 
[dürfte]." (ebd., S. 36). 
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4.2 Die Institutionen der sozialen Demokratie 

Bei der Frage nach der Öffentlichen Meinung in Tönnies' Demokratiekonzeption 
ist einleitend schon darauf hingewiesen worden, daß sich die Öffentliche Mei­
nung dort in institutionalisierter Form wiederfindet. Nun erschließt sich Zweck 
und Sinn dieser institutionalisierten Öffentlichen Meinung jedoch erst, wenn sie 
in Bezug zu den anderen Institutionen innerhalb der Demokratiekonzeption ge­
sehen wird. Deshalb sollen zunächst Tönnies' konzeptionelle Überlegungen zu 
Wahlrecht, Parlament und Regierung behandelt werden. Außerdem soll seine Ein­
stellung zu politischen Parteien deutlich gemacht werden. 

In seiner Demokratiekonzeption wird die Regierung wird vom Volk in direkter 
Wahl gewählt. Als das richtige Prinzip für die modeme Demokratie gilt ihm nicht 

eine "parlamentarische" Verfassung, sondern "eine unmittelbare Wahl der Re­
gierung, und zwar einer Regierung, der eine bestimmte, feste Dauer gesichert sein 
müßte." (1927a, S. 198). 2~ Da die Demokratie ihrem "Gedanken nach die Herr­
schaft des Volkes über sich selber [ist]" (1927a, S. 174), haben sowohl Männer 
als Frauen das aktive und passive Wahlrecht. Eine Wahlpflicht sieht er in seinem 
Demokratiemodell nicht vor, denn "die Nichtwähler dürfen mit gutem Grunde als 
desinteressiert am Ausfall der Wahl geschätzt werden. Sie mit Nötigungen heran­
zuziehen, heißt die allgemeine Freiheit der Wahl zu vermindern und die Elemente 
vermehren, die einer leidenschaftlichen Agitation preisgegeben wären." (l927b, 
S. 32). Aber wenn Tönnies die Teilnahme an Wahlen auch nicht zur Pflicht 
machen will, so nimmt er doch keine affirmative Haltung gegenüber jeglichen 
Formen von "Zuschauerdemokratie" ein. Im Gegenteil: gerade der politisch des­
interessierte Bürger, der sich durch "Unselbständigkeit und Wandelbarkeit, also 
Unzuverlässigkeit in Bezug auf jede Staatsform" (ebd., S. 23) auszeichnet, wird 
von ihm als Risiko für das Bestehen einer noch jungen Demokratie gesehen. Man­
gelnde politische Reife bedeutet für ihn die Unfähigkeit zur Selbst-Beherrschung, 
also die Unfähigkeit im Umgang mit demokratischen Rechten und Pflichten. 

24 Die Reichsregierung hatte in der Weimarer Verfassung gegenüber Parlament und Präsi­
dent eine recht schwache Stellung. Eine "bestimmte und feste" Dauer war für sie nicht 
gesichert, da sie vom Reichskanzler durch ein einfaches Mißtrauensvotum abgesetzt 
werden konnte. Der Reichspräsident wiederum konnte, obwohl formal nicht Leiter der 
Regierung, aufgrund seiner verfassungsmäßigen Stellung eine weitgehend von ihm ab­
hängige Präsidialregierung einrichten. 
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Obwohl Tönnies für sich in Anspruch nimmt, abstrakt die Demokratie zu the­
matisieren, drücken sich in seinen Überlegungen doch immer wieder die speziell 
deutschen Probleme im Umgang mit demokratischen Institutionen aus. Mit Blick 
auf die Tradition des Obrigkeitsstaates stellt er fest: "Es ist eine Tatsache, daß 
eine sehr große Zahl von Menschen ( ... ) sich wohler fühlt, wenn ihnen die Mühe 
und das Verantwortungsgefühl eigener Entscheidung erspart wird, daß sie lieber 
gehorchen und folgen, als sich selbst oder anderen gebieten. Diese allgemeine 
Schwäche steht auch dem Gebrauche der politischen Rechte entgegen, den die 
Demokratie gestattet und fordert." (1927b, S. 23). Vor dem Hintergrund dieser 
obrigkeitsstaatlichen politischen Tradition in Deutschland wird die Demokratie, 
die Selbst-Beherrschung des Volkes, zum Wagnis. Deshalb gilt es Tönnies auch 
als "gewaltiges Axiom ( ... ), das die Wähler, gleichviel welchen Bildungsgrades, 
welchen Charakters, welcher Gunst für (oder Abgunst wider) die bestehende Ver­
fassung, einander ( .. . ) gleichstellt als Miturheber der Gesetzgebung und Teilhaber 
an der Souveränität des Volkes." (1926 f, S. 18). 

Der von ihm wahrgenommenen politischen Unreife25 will Tönnies entgegen­
wirken, indem die Altersgrenze, ab der d~ aktive Wahlrecht wahrgenommen 
werden darf, angehoben wird. "Es ist nicht einzusehen, warum der demokratische 
Gedanke eine möglichst jugendliche Fähigkeit, das demokratische Schicksal mit­
zubestimmen, postulieren sollte." (1927b, S. 31). Auch beim passiven Wahlrecht 

25 Tönnies sieht in der Ausweitul)g des Wahlrechts auf den weiblichen Teil der 
Bevölkerung zwar in der Logik des demokratischen Prinzips liegend, aber auf die 
konkrete politische Situation seiner Zeit bezogen sieht er es als einen Fehler an. In einem 
von der neueren Forschung bisher kaum beachteten Artikel (1926 f, S. 18) schreibt er: 
"Vom Standpunkt ihrer [der modernen Demokratie; M. P.] eigenen Erhaltung und gemäß 
darauf gerichteter Staatsklugheit, ist es ein schwerer Fehler gewesen, daß die jüngsten 
Revolutionen das weibliche Wahlrecht ihren Verfassungen zugrunde gelegt haben, anstatt 
es als Prämie für die Gunst die von Seite der Frauen der Republik zu Teil werden würde, 
in Aussicht zu stellen." Auch zwei Jahre später (I 928a, S. 41) beklagt er noch das "allzu 
rasch den Frauen zugeworfene Wahlrecht", und in einem Manuskript von 1928 (TN, Cb 
54.34:49, S. 7) kritisiert er "die Launenhaftigkeit und Unkenntnis der weiblichen und der 
vielen allzu jungen Wähler". Da der weibliche Teil der Eevölkerung bisher immer von 
der Politik ausgeschlossen war, fehlt ihm auch, so Tönnies, die politische Reife, den 
demokratischen Staat mitzugestalten. Pointiert formuliert: Um der Erhaltung der 
Demokratie willen plädiert er für die Vorenthaltung demokratischer Grundrechte. 
Allerdings hätte diese Vorenthaltung "nur" vorläufigen Charakter. 
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plädiert er für eine gestaffelte Anhebung der Altersgrenzen: die Wählbarkeit sollte 
"je nach der Art des Amtes, in das gewählt wird, nicht zu niedrig gesetzt werden." 
(ebd., S. 32). Allgemein geht Tönnies davon aus, daß es besser wäre, wenn "die 
Teilnahme an der Bildung des Volkswillens an ein etwas höheres Lebensalter als 
die Bildung eines geschäftsfähigen privaten Willens geknüpft wäre", denn "ge­
rade die jungen Leute sind die natürlichen Opfer einer mit Phrasen, Schlagworten, 
Unwahrheiten operierenden politischen Agitation. Sie folgen ihren Gefühlen und 
Leidenschaften, die Politik erfordert aber nüchternes und besonnenes Denken." 
(Tönnies zit. nach Heberle 1981 , S. 246). Mit diesen Maßnahmen versucht Tön­
nies den Bereich des Politi schen von jeglichen Formen der Unvernunft, von Ge­
fühlen und Leidenschaften, freizuhalten . Deshalb spricht er der politischen Bil­
dung der Bevölkerung auch erhebliche Bedeutung für das Bestehen einer Demo­
kratie zu. Wenn er allgemein formuliert, daß jeder Verein der Lehre bedarf (vgl. 
I 922a, S. 57), so bedeutet das, in den Bereich des Politischen übersetzt, die Not­
wendigkeit der Herausbildung eines demokratischen Bewußtseins, denn nur der 
total entpolitisierte Staatsbürger ist irrationaler politischer Agitation zugänglich . 
Das Staatsbürgerrecht, und damit das Wahlrecht, verknüpft er deshalb mÜ einer 

"Vorbereitung". Die politische Bildung "auch erwachsener Personen durch plan­
mäßigen politischen Unterricht" hat das "Staatsbürgerrecht" zum Ziel , daß da­
durch "an Würde und Bedeutung gewönne." (1927b, S. 31). Bei dieser Bildungs­
arbeit geht es darum, dem Untertanengei st entgegenzuwirken, dem Wähler Sinn 
und Zweck der Demokratie zu erläutern. Voraussetzung zur Ausbildung des de­
mokratischen Bewußtseins wiederum ist eine umfassende und tiefgehende Re­
form der wirtschaftlichen Grundlagen, was hier im Kapitel 4.1 schon ange­
sprochen worden is·t. Durch den "planmäßigen politischen Unterricht", verbunden 
mit der Reform der Wirtschaft, hofft er auf die "Entfaltung und Ausbreitung des 
demokratischen Geistes" (l927a, S. 208). Dieser würde sich dann in der "Mäßi­
gung der eigenen Ansprüche und ( .. . ) [im] Verzicht auf die restlose Geltend­
machung sowohl der eigenen Interessen als der eigenen Rechte" (ebd.) aus­
drücken; außerdem die prinzipielle Bejahung der demokratischen Staatsform ein­
schließen. Tönnies geht sogar so weit, die Hoffnung auf die Herausbildung eines 

demokratischen Geistes mit der Erwartung zu verknüpfen, "ein gut Teil des Ge­
meingeistes, der in ihren besten Zeiten antike und moderne Stadtrepubliken aus­
gezeichnet hat, auf den heutigen Massenstaat zu übertragen." (ebd., S. 209). Jaco­
by (1971, S. 140) spricht folglich dem Demokratiemodell auch den Charakter 
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einer "modernen Politeia" zu. 
Den Gedanken einer Vorbereitungszeit erwägend, spricht Tönnies in seiner 

Demokratiekonzeption also prinzipiell jedem Mann und jeder Frau das Wahlrecht 
zu, plädiert aber für die Anhebung der Altersgrenze. Außerdem betont er die Not­
wendigkeit des Herausbildens eines demokratischen Bewußtseins bei der Wähler­
schaft, welches sich durch die prinzipielle Bejahung der demokratischen Staats­
form auszeichnen sollte. Gewählt werden soll nun von den Staatsbürgern kein 

Parlament, sondern direkt die Regierung. 

Tönnies ' Kritik des Parlamentarismus resultiert aus seiner Liberalismuskritik. 
Das Parlament gilt ihm, historisch gesehen, als "Vertretung der das Volk beherr­
schenden Stände", und der Parlamentarismus ist dementsprechend auch nur "eine 
Erneuerung der Ständeversammlung." (1927a, S. 177). Die Richtigkeit dieser In­
terpretation der Historie kann an dieser Stelle nicht diskutiert werden, es kann hier 

nur auf seine Ablehnung des Parlamentarismus hingewiesen werden: "Der Par­
lamentarismus ( .. . ) entspricht ( ... ) nicht dem demokratischen Gedanken ." (ebd.). 
Neben dieser historisch begründeten Ablehnung kritisiert er den Parlamentaris­
mus aber auch mit dem Hinweis auf di~ aktuelle politische Situation der Wei­
marer Republik, mittels der er die Notwendigkeit einer Direktwahl der Regierung 

durch das Volk begründet. Die Regierung soll vom Volk "so unmittelbar als mög­
lich" (l927b, S. 32) gewählt werden. Die Regierung wird nicht von einem aus 
Wahlen hervorgegangenen Parlament gewählt, sondern direkt vom Volk. Das 
"Kardinalproblem der Demokratie als Staatsform [ist], daß das Volk seine Regie­
rung selbst wähle." (l927a, S. 184). Die Befürwortung einer Direktwahl der Re­
gierung durch das Volk leitet Tönnies aus den Problemen der parlamentarischen 
Praxis der Weimarer Republik ab: "Die bisherige parlamentarische Methode für 
die Schaffung einer Regierung [ist] untauglich ( ... ). Man kann sich dafür mit 
gutem Grunde auf die Erfahrung berufen: auf die Tatsache, daß die französische 
Republik nur schwache Regierungen in raschem Wechsel hervorgebracht hat, und 

daß schon die deutsche Republik diesem Beispiele gefolgt ist, indem sie keine Re­
gierung hervorbringen konnte, die auch nur die bestehende Staatsform und die 

geltende Verfassung einmütig und in voller Entschiedenheit bejaht, daß also aus 
Parteien die Regierung zusammengesetzt wird, die einander verneinen und wider­
streben." (ebd., S. 199) [Hervorhebung nicht im Original]. Tönnies sieht seine 
theoretische Ablehnung des Parlamentarismus durch empirische Beobachtung 
bestätigt. Daß es zwischen 1920 und 1930 in der Weimarer Republik neun Kanz-
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lerwechsel gegeben hat, macht seine Kritik verständlich. Deshalb besteht das 
theoretische Problem für Tönnies darin, ein System zu konstruieren, in dem die 
Regierung durch Wahlen legitimiert wird, d. h. dem Prinzip der Volkssouveränität 
verpflichtet bleibt, aber auch handlungsfähig ist. Die Herstellung einer hand­
lungsfähigen und der demokratischen Staatsfonn verpflichteten Regierung ist ein 
Ziel seiner Demokratiekonzeption. 

Das Prinzip der Volkssouveränität läßt sich für Tönnies nur durch die direkte 
Wahl der Regierung vom Volk verwirklichen. "Denn das Volk regiert sich selber 
verrnittels der von ihm eingesetzten Regierung, die außer dem, daß sie das Staats­
organ ist, dem der souveräne Wille des Volkes delegiert wird, kein Mandat hat." 
(l927b, S. 34). Die Wahl der Regierung stellt er "als Bejahung einer und Ver­
neinung einer anderen Liste" (l927a, S. 198) vor. Darüber, wie diese Listen ge­
nau zustande kommen sollen, macht er im Zusammenhang mit den Wahlen zum 
Direktorium keine genauen Angaben. Daß politische Parteien bei der Wahl zum 
Direktorium eine Rolle spielen, ergibt sich aus seinen Ausführungen eher impli­
zit: "So würde auch das Volk seinem Direktorium in dem Maße Vertrauen 
schenken dürfen, als dieses wirklich aus seinen politisch bedeutendsten Männern, 
wenn auch nicht aller Parteien bestünde, aber doch innerhalb einer Partei oder 
doch einer als Mehrheit sich zusammenfassenden Parteigruppe. Parteien, die 
Staatsfonn und Verfassung verneinen, wären, das versteht sich von selbst, ( ... ) 
ausgeschlossen." (ebd., S. 206). Während bei den Wahlen zum Ephorat, wie zu 
zeigen sein wird, Parteien keine Rolle spielen, geht Tönnies bei den Wahlen zum 
Direktorium offenbar von deren Mitwirkung aus, expliziert ihre Rolle in diesem 
Zusammenhang allerdings nicht. 

Jedenfalls ist es für ihn notwendig, "daß das Volk sich selber vor die Entschei­
dung stelle." (l927b, S. 32) [Hervorhebung nicht im Original). Hat keine Liste 
im ersten Wahlgang eine Mehrheit erhalten, so muß eine "engere Wahl zwischen 
den bei den meistbegünstigsten Listen stattfinden." (ebd.). Die auf diese Weise zu­
stande gekomrnene Regierung besteht aus 15 Ministern und wird von ihm als "de­
mokratisches Direktorium" bezeichnet. 

Tönnies betont - die labilen Weimarer Koalitionen vor Augen - die Notwen­
digkeit einer möglichst homogenen, einheitlichen und somit handlungsfähigen 
Regierung. Auffällig ist nun, daß Tönnies offenbar von der absoluten Gleichbe­
rechtigung aller 15 Minister innerhalb des Direktoriums ausgeht; er macht keiner-
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lei Aussagen über Fonnen von "Richtlinienkompetenz". Jedoc~ wird ~on ih~ so 
etwas wie ein "Rotationsprinzip" angedeutet, denn das Direktonum mußte semen 
Vorsitzenden, dessen Kompetenzen von Tönnies nicht weiter thematisiert werden, 
"alljährlich oder doch in einem häufigen Turnus wechseln." (l927.b, S. 35). D~ 
das Direktorium 15 Mitglieder haben sollte, begründet er damIt, daß es rrut 
diesem Ausmaß "groß genug wäre, um die Mitglieder gegenseitig zu bedingen 
und zu beschränken, und klein genug, um gemeinsame Verständigung und in den 
für das Staats leben wichtigsten Angelegenheiten einhellige Aktion zu erleichtern 
und wahrscheinlich zu machen." (l927a, S. 204). Die gegenseitige "Bedingung 
und Beschränkung" soll das Machtstreben eines einzelnen Mitgliedes des Direk­
toriums verhindern, womit Tönnies innerhalb des Direktoriums also eher an psy­
chologische und charakterliche als an institutionelle Machtschranken zu denken 
scheint. "Ein gewisses Maß der Kontrolle läge schon in dem wechselseitigen Miß­
trauen, das natürlich ein tatsächliches Uebergewicht einzelner oder sogar einer 
einzelnen Person nicht unmöglich, aber doch viel unwahrscheinlicher macht." 
(1927b, S. 35). Aus demselben Grunde setzt Tönnies auch ein Kollegium an die 
Spitze des Staates und nicht eine einzelne Person, etwa einen Präsidenten. "Die 
Kontrolle eines einzigen, seines Ehrgeizes und seiner Herrschsucht wie die Hem­
mung seiner Popularität [ist] viel schwieriger als die einer Körperschaft." (ebd.). 

Mit der Konzeption des demokratischen Direktoriums grenzt sich Tönnies von 
denjenigen politischen "Denkern" ab, die einen "starken Mann" an der Spitze des 
Staates sehen wollen, der der Parteipolitik ein Ende macht. Zwar kritisiert er auch 
die politischen Parteien seiner Zeit, jedoch richtet sich seine Parteienkritik nicht 
gegen die generelle Existenz politischer Parteien, sondern hauptsächlich gegen 
die Parteien, die die demokratische Staatsform also solche bekämpfen sowie 
gegen diejenigen, die sich im politischen Alltag als kompromiß- und damit auch 
handlungsunfähig erweisen. 26 Tönnies ' Überlegungen zur Existenz politischer 
Parteien sollen aber weiter unten noch genauer ausgeführt werden . 

Das demokratische Direktorium vereint in sich als Regierung sowohl die Exe­
kutive wie auch die Legislative (vgl. 1927a, S. 188). Diese Doppelfunktion des 
Direktoriums ergibt sich aus Tönnies' Kritik am Parlamentarismus, mit der ein 

26 Das "schrankenlose Treiben" (1929, S. 197) vieler Parteien vor Augen, mahnt Tönnies 
(l927a, S. 208) die Parteien zur "Mäßigung der eigenen Ansprüche und zum Verzicht auf 
die restlose Geltendmachung C ... ) der eigenen Interessen.". 

Tännies-Forum 3/99 57 



Martin Poske 

Parlament als Gesetzgebungsorgan ausscheidet. Da das Parlament nun als Organ 
der Gesetzgebung de facto wegfällt, muß das Direktorium auch diese Funktion 
erfüllen. Damit hat Tönnies die Regierung mit einer erheblichen Machtfülle aus­
gestattet. Eine einzige staatliche Institution mit einer derartigen Kompetenz auszu­
statten, scheint die Gefahr des Machtmißbrauchs gleichsam zu provozieren. Nun 
hat Tönnies für die Gefahren des Mißbrauchs von politischer Macht, wie oben ge­
zeigt, durchaus ein Auge. Wie will er also dieser Gefahr begegnen? 

Neben der schon genannten gegenseitigen "Bedingung und Beschränkung", die 
sich aus der Anzahl der Minister ergeben sollte, soll ein strukturelles Merkmal, 
das sich aus der Gestaltung des passiven Wahirechts ergibt, die Gefahr des 
Machtmißbrauchs erschweren. Da die Altersgrenze für die Wählbarkeit je nach 
Art des Amtes nicht zu niedrig angesetzt werden sollte, kann davon ausgegangen 
werden, daß Tönnies für dasAmt eines Ministers im Direktorium eine recht hohe 
Altersgrenze vorsieht, die erreicht worden sein muß, damit der Kandidat dieses 
Amt bekleiden darf. Das Direktorium wäre dann von Männern und Frauen be­
setzt, "die in reifem oder schon vorgerücktem Lebensalter stehen, die durch Tem­
perament, Charakter und Lebenserfahrung den leidenschaftlichen Parteikämpfen 
abgeneigt sind und den Parteischlagwörtern mit Mißtrauen gegenüberstehen; die 
durch ihre berufliche oder sonstige soziale Stellung so sehr als möglich von dem 
Streit der wirtschaftlichen Interessen unabhängig sind und auf diese Unab­
hängigkeit großen Wert legen." (1921, S. 499 f.). Tönnies möchte im Direktorium 
offenbar weniger den "Leidenschaft und Augenmaß" verkörpernden Politiker­
typus vertreten sehen, sondern eher den leidenschaftslosen, altersweisen und 
Distanz wahrenden Politikertypus. 

Exekutive und Legislative sind, wie gesehen, im Direktorium vereint. "Gleich­
wohl kann ein vielköpfiges Parlament für eine demokratische Regierung sehr 
nützlich sein." (1927b, S. 34). Diese Aussage überrascht, weist doch Tönnies, wie 
gezeigt, häufig auf die Unzulänglichkeiten eines parlamentarischen Regierungs­
systems hin. Er ordnet dem Parlament dementsprechend auch keine legislativen 
Funktionen zu, sondern konzipiert es als "eine Volksvertretung von anderer Art". 
(1927a, S. 205). Im Parlament kommen die "Partikularitäten der großen kommu­
nalen Körperschaften zur Geltung." (ebd.). Während im Direktorium das Staats­
volk sich in seiner Einheit darstellen soll, soll im Parlament das Volk sich in 
seinen Partikularitäten präsentieren. Kommt es bei der Regierung auf eine mög­
lichst homogene Besetzung an, so bekommt das Parlament gerade durch seine He-
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terogenität einen Sinn. Ein Parlament ist für eine demokratische Regierung des­
halb nützlich, "weil es das Volk in seiner Mannigfaltigkeit, in seinen wider­
sprechenden Interessen, Wünschen und Beschwerden darstellt. Hier scheint die 
Vertretung der Minderheiten unerläßlich. ( ... ) Der demokratische Gedanke wird 
( ... ) empfehlen, alle Gesetzgebung, aber auch die maßgebenden Prinzipien der 
Verwaltung und der Justiz von einem solchen Parlament gtiindlich beraten zu 
lassen, wenn und so oft die Notwendigkeit des Handeins solchen Aufschub 
zuläßt. Bedingung für die Rechtsgültigkeit von Gesetzen wäre die Zustimmung 
des Parlaments so wenig wie für die Rechtsgültigkeit von Verordnungen." 

(l927b, S. 34). 

Das Parlament hat in Tönnies' Demokratiekonzeption lediglich eine beratende 
Funktion.27 Zu Gesetzen und Verordnungen der Regierung kann es allenfalls kom­
mentierend Stellung nehmen, verhindern kann es sie nicht: "zustimmungspflich­
tige" Gesetzgebung sieht Tönnies nicht vor. Das Parlament hat gegenüber der Re­
gierung eine sehr schwache Stellung. Die Parlamentarier sind, im Gegensatz zu 
der Regierung, nicht direkt vom Volk legitimiert, sondern nur indirekt. Die demo­
kratische Legitimation ergibt sich über die kommunale Ebene, denn die kommu­
nalen Körperschaften kommen über das gleiche und allgemeine Wahlrecht zu­
stande. Das Parlament setzt sich dann aus den Vertretern der kommunalen Kör­
perschaften zusammen. Auf diese Weise sieht Tönnies die Gewähr dafür gegeben, 
"daß Volksvertreter von einiger Erfahrung und Kenntnis in den Angelegenheiten 
kleinerer Gebiete an die großen Angelegenheiten des ( ... ) Gesamtstaates" (l927a, 
S. 205) herantreten. Aufgabe des Parlamentariers ist es, "ehrlich und treuherzig 
die Angelegenheiten, Wünsche und Beschwerden seines Bezirkes zur Geltung zu 
bringen." (ebd.). Der Parlamentsabgeordnete soll gerade nicht Vertreter des 

27 Höffding geht in seinem Brief vom 28. August 1926 (Bickel/Fechner 1989, S. 175f) auf 
Tönnies' Verfassungsentwurf ein. Tönnies hatte ihm die "Leitsätze" seines Vortrages 
schon im Vorfeld des Soziologentages zukommen lassen. Daß Tönnies dem Parlament 
eine nur beratene Funktion zuspricht, erregt Höffdings Aufmerksamkeit: "Wird das 
Hauptproblern nicht dies sein: wie können die Parlamente dazu bewegt (resp. gezwungen) 
werden, nur eine beratende Stellung einzunehmen?" Probleme der praktischen Um­
setzung seines Verfassungsentwurfs thematisiert Tönnies in der Tat nicht. Er antwortet 
Höffding am 2. September 1926: "Das praktische Hauptproblern ist ohne Zweifel das von 
Ihnen hervorgehobene, ich aber überlasse es dem Napoleonischen 'Schicksal', nämlich 
der Politik.". 
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ganzen Volkes sein - dies wird von Tönnies als "gehaltlose Fiktion" (ebd.) abge­
lehnt. Das Parlament ist, im Gegensatz zum Direktorium, eine Institution, in der 
Partikular-Interessen bestimmend sind, was aber jegliche übergreifende Sicht­
weise, die das politische Ganze und nicht nur die Teile im Auge hat, nach Tön­
nies unmöglich macht. 

Bei der Vorstellung von Tönnies' Überlegungen zu Aufgabe und Zusammen­
setzung des Parlaments stellt sich fast automatisch die Frage nach seinem Blick 
auf die Parteien. Es fällt auf, daß er in seiner Demokratiekonzeption kaum auf po­
litische Parteien eingeht. Diese di stanzierte Haltung wurde kürzlich zum Anlaß 
genommen, ihm eine prinzipielle Ablehnung politischer Parteien zu unterstellen 
(vgl. Breuer 1996, S. 22). Daß dem nicht so ist, soll nun hervorgehoben werden . 

Tönnies' Haltung zu Parteien wird in seinem Demokratieentwurf in der Tat 
nicht besonders deutlich. Gleichwohl finden sich dort gewisse Andeutungen, die 
er drei Jahre später, im Text Partei und Staat, weiter ausführt. Auf die Bedeutung 
dieses Textes weist Tönnies' damaUger Forschungsassistent Jacoby hin : "Im Sep­
tember 1929 hatte Tönnies den strategischen Punkt herausgearbeitet, an dem die 
politischen Kräfte der Erhaltung von den Kräften der Zersetzung ( .. . ) der repubU­
kanischen Verfassung sich trennen. Alle späteren Äußerungen ( .. . ) [sind] 
Klärung, Verfestigung dieses Standpunktes." (Jacoby 1971 , S. 247). Tönnies be­
zieht sich in diesem Text allerdings nicht auf seine drei Jahre zuvor entwickelte 
Demokratiekonzeption, sondern nimmt direkt zum politischen Geschehen seiner 
Zeit Stellung. Er thematisiert den "Parteienstaat", d. h. er geht auf das Verhältnis 
zwischen Partei und Staat ein. Die Weimarer Republik mußte sich bekanntlich 
mit dem grundsätzlichen Problem auseinandersetzen, daß eine Vielzahl von anti­
demokratischen Parteien im Reichstag vertreten war, die die demokratischen 
Grundrechte instrumentali sierten, um die Demokratie als solche zu bekämpfen . 
Erschwerend kommt zu dieser Tatsache hinzu, daß in der Demokratietheorie 
dieser Zeit die Ansicht weit verbreitet ist, daß die Demokratie eine "relativistische 
Staatsfonn" sei (Sontheimer 1978, S. 181). Diese u. a. von Kelsen und Radbruch 
vertretene Theorie "verneinte die Verbindlichkeit absoluter Nonnen für die De­
mokratie. Sie war in der Meinung befangen, jede Festlegung absoluter Werte wi­
derstreite prinzipiell der Idee der Freiheit und der freien Konkurrenz der Meinun­
gen und Gruppen, aus welcher sich die aktuelle Nonn für das Staatsleben ergebe." 
(ebd.). Von diesem Standpunkt aus ist es nämlich nicht mögUch, gegen antidemo­

kratische Parteien in irgendeiner Weise vorzugehen, denn aus dieser Sicht liegt 
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Wesen und Wert der Demokratie gerade darin, daß die Demokratie "den politi­
schen Willen jedennanns gleich [einschätzt], wie sie auch ( ... ) jede politische 
Meinung ( ... ) gleichennaßen achtet." (Kelsen zit. nach Sontheimer 1978, S. 181). 
Nach dieser theoretischen Ansicht sind alle politische Parteien und Meinungen 
gleichwertig; gerade das würde das Wesen der Demokratie ausmachen . Tönnies 
betont hingegen die Gefahr eines solchen Relativismus: "Ich meine allerdings, 
daß wir, wenn wir die gegenwärtige Verfassung erhalten und stärken wollen, die 
sie zu zerstören beflissenen Potenzen nicht zu leicht nehmen dürfen, sondern 
ihnen als ernsten und schweren Gefahren ins Auge sehen müssen." (1929b, S. 
195). Diese Einsicht drückt sich bei Tönnies, verfassungsrechtlich gesehen, fol­
gendennaßen aus: "Eine demokratische Verfassung kann so wenig als eine mon­
archische das Dasein von Parteien, die ihr eigenes Dasein - das der Verfassung 
selber, nicht etwa bloß das der sie bejahenden Parteien - verneinen und un­
ablässig zu vernichten bestrebt sind, als eine normale Erscheinung des Verfas­
sungslebens betrachten: es hieße die feindlichen Bazillen im eigenen Organismus 
bejahen. Es sind nicht nonnale, sondern pathologische Erscheinungen." (ebd., S. 
194). Damit stellt sich Tönnies relativistischen Positionen entgegen, für die solche 
Erscheinungen dem Wesen der Demokratie entsprechen, sozusagen "nonnai" 
sind. Tönnies hingegen geht von einem "wehrhaften" Demokratiebegriff aus,. und 
er macht deutlich, daß auch in einer Demokratie eben nicht jede Meinung, egal 
welchen Inhalts, gleichen Anspruch auf Geltung haben darf. 

Tönnies' Kritik am Weimarer "Parteienstaat" richtet sich gegen den Umstand, 
daß dieser Parteien zuläßt, die auf dessen eigene Beseitigung hinarbeiten. Seiner 
Ansicht nach stehen diese Parteien außerhalb des demokratischen Staates: "Par­
teien, die das Dasein des Staates verneinen, vennag ich nicht als Glieder des­
selben Staates gelten zu lassen." (ebd., S. 196). Und nur in diesem Sinne gilt ihm 
der Weimarer Staat, um mit Breuer (1996, S. 22) zu fonnulieren , als "zu plurali­
stisch". Pluralismus ist nur möglich, solange eine allgemeine Übereinstimmung, 
ein allgemeiner Konsens über diese Staatsfonn als solche vorhanden ist. Daß dies 
in Weimar nicht der Fall ist, sieht Tönnies nur allzu genau. "Aber die Stahlhelm­
partei, die sogenannten NationalsoziaUsten oder die Wirtschaftspartei, als nonnale 
Organe der Verfassung aufzufassen, wäre nur von einer glücklichen frieden­
seligen Stimmung aus möglich, die den Gefahren der Parteikämpfe mit heiterem 
Lächeln gegenübersteht - um eines Morgens zu erwachen und aus der Zeitung 
zu erfahren, daß ein solches Organ der Verfassung über Nacht der Verfassung den 
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Garaus gemacht hat." (1929b, S. 194). Auch in einem pluralistisch verfaßten Staat 
muß es Werte und Grundsätze geben, die nicht kontrovers sind, die nicht in Frage 
stehen. Genau das betont Tönnies mit seinen Überlegungen zu Partei und Staat. 
In seinem Vortrag "Demokratie" geht Tönnies hierzu allerdings kaum ein, 

Parteien werden dort nur am Rande thematisiert. 

Betrachtet man nun Tönnies' Demokratiekonzeption, so sieht man sich bis jetzt 
zwei staatlichen Institutionen gegenüber, von denen die eine, das Direktorium, 
mit großer Machtfülle und starker Legitimation ausgestattet ist, die andere, das 
Parlament, so gut wie keine politische Macht hat und nur eine schwache Legiti­
mation besitzt. Bis jetzt besteht Tönnies' einzige Vorrichtung gegen den Miß­
brauch von Macht in der internen Struktur (Anzahl der Mitglieder und deren 

Alter) des Direktoriums. 

Die Untersuchung einer weiteren Institution steht jedoch noch aus. Obwohl 
Tönnies sich grundsätzlich gegen die Teilung der Gewalten, die er als prinzipiell 
undemokratisch versteht, ausspricht, führt er die Judikative gesondert auf. Die Ju­
dikative findet sich im sogenannten "Ephorat" wieder - und nicht nur sie. 

4.3 Das Ephorat 

Mit dem Ephorat steht nun die dritte und für die vorliegende Arbeit interessan­
teste Institution in Tönnies' Demokratiekonzeption im Vordergrund. Es ist her­
vorgehoben worden, daß mit dem demokratischen Direktorium eine die Exekutive 
und Legislative in sich vereinende Institution gleichsam unangefochten an der 
Spitze des Staates steht, wobei auch schon auf die Gefahr des Machtmißbrauchs 
hingewiesen wurde. Tönnies hat, wie gezeigt, das demokratische Direktorium so 
konzipiert, daß aufgrund dessen interner Struktur diese Gefahr minimiert wird. 
Außerdem entwickelt er eine "kontrollierende Behörde" (1927b, S. 33), einen Ge­
richtshof, der nun zu thematisieren ist: das Ephorat.28 

28 Das Ephorat war ursprünglich eine Einrichtung der Verfassung Spartas. Deren wich­
tigste Institutionen waren neben dem Ephorat das Doppelkönigtum und die Gerousia (Rat 
der Alten) . Die fünf Ephoren wurden durch Wahl bestimmt; sie waren Wächter der Ge­
setze, der Knabenerziehung und der Lebensführung. Im Laufe der Entwicklung Spartas 
verschob sich die Macht vom Doppelkönigtum hin zum Ephorat (vgl. Nippel 1980, S. 
134). Tönnies macht selber allerdings keine Anmerkungen über den historischen Verlauf. 
Denkbar ist m. E. daß Tönnies auch an die Ephoren in Althusius' Staatskonzeption, die 
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Aufgabe des Ephorats ist die Kontrolle der Regierung; es ist eine Aufsichtsbe­
hörde und besitzt dieselbe Legitimation wie das Direktorium. Die Wahl der Mit­
glieder erfolgt direkt durch das Volk; das Ephorat ist somit eine "unmittelbare 
Volksvertretung" (1927a, S. 205). In das Ephorat können nach Tönnies' aber nur 
die Personen gewählt werden, die besondere Qualifikationskriterien erfüllen. "In 
dieser Hinsicht wäre besonders wichtig die Forderung des Alters: daß etwa die 
Überschreitung des 45. Lebensjahres für notwendig erachtet würde. Die Kör­
perschaft könnte aus dem nach Berufsständen und Gemeindeverbänden geglie­
derten Volke so hervorgehen, daß rtur solchen das Präsentationsrecht, also die 
Aufstellung von gültigen Listen, zustände. Außerdem wäre eine Mischung nach 
Berufen für diese Körperschaft angemessen, politisches Studium und politische 
Erfahrung und Bewährung unerläßliche Voraussetzung." (1927b, S. 33). 

Bemerkenswert ist hier zunächst einmal, daß Tönnies den politischen Parteien 
keinerlei Funktion bei der Besetzung des Ephorats zuweist. Bei den Wahlen zum 
Direktorium geht er von der Mitwirkung politischer Parteien aus - bei den 
Wahlen zum Ephorat spielen diese keine Rolle. Nicht die Parteien stellen die 
Listen auf, über die die Mitglieder des Ephorats gewählt werden, sondern Berufs­
stände und Gemeindeverbände übernehmen diese Aufgabe. Auf diese Weise ver­
sucht Tönnies offensichtlich, die Ereignisse der Weimarer Zeit vor Augen, das 
Ephorat von den Konflikten der einander und die Demokratie als solche bekäm­
pfenden politischen Parteien freizuhalten . Auf der Ebene der Gemeindeverbände 
vermutet er augenscheinlich weniger Konkurrenzdenken und Konfliktbereitschaft. 
Tönnies stellt das Ephorat über die Parteien. Außerdem wird mit der Forderung 
nach der Überschreitung des 45. Lebensjahres Tönnies' kritische Haltung gegen­
über einer zu frühen Einbindung zu junger Menschen in die Politik besonders 
deutlich. Ähnlich wie bei dem Direktorium dient auch hier die körperschaftliche 
Struktur als Machtschranke. Auf Altersreife legt er bei der Besetzung des 
Ephorats ganz offensichtlich großen Wert, denn hier ist die Gabe der Beobach­
tung, der ruhigen Beratung und der besonnenen Urteilsfindung, die er vor allem 

ihm bekannt war (vgl. 1991 , S. XXIII) , gedacht haben könnte. Dort sind die Ephoren 
ständische Organe und haben als solche ein Widerstandsrecht gegen monarchische Über­
griffe (vgl. Schwan 1991, S. 175). Auch Tönnies weist den "Berufsständen" eine beson­
dere Rolle bei den Wahlen zum Ephorat zu; vgl. hier auch Höffdings Brief an Tönnies 
vom 28 . August 1926 (Tönnies 1989, S. 175). 
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älteren Menschen zuschreibt, von größter Wichtigkeit. 

Die Aufgabe des Ephorats liegt, wie schon erwähnt, in der Kontrolle der Regie­
rung. Wie diese Kontrollfunktion genau wahrgenommen werden soll, wird von 
Tönnies jedoch nicht explizit gemacht. Nach Jacoby dient das Ephorat als "Hüter 
der Staatsform und ihrer Verfassung" (Jacoby 1971, S. 192). Demnach müßte das 
Ephorat eingreifen, wenn die Regierung sich außerhalb der Verfassung bewegt, 
wenn sie die Basis der demokratischen Grundordnung verlassen hat. Dann hat das 
Ephorat als Staatsgerichtshof allerdings erhebliche Sanktionsmöglichkeiten: es 
kann die Regierung "jederzeit" und "in Rechtsformen" (I 927b, S. 34) absetzen. 
Das Direktorium hingegen besitzt keine Sanktionsmöglichkeiten gegenüber dem 
Ephorat. Dieses hat also im Vergleich zum Direktorium verfassungsmäßig eine 
deutlich stärkere Position. 

Da Tönnies seine verfassungspolitischen Vorstellungen recht kurz skizziert, 
bleiben dementsprechend auch einige Fragen offen. So schreibt Tönnies, daß bei 
"jedem Konflikt" zwischen Direktorium und Ephorat das Volk in seiner Gesamt­
heit zu entscheiden hätte. Wie sich solch ein Konflikt definiert, d. h. wann von 
einem wirklichen Konflikt zwischen diesen beiden Institutionen gesprochen 
werden kann, wird von ihm nicht geklärt. Allerdings scheint auch bei einem sol­
chen nicht näher bestimmten Konflikt das Ephorat sich in einer stärkeren Position 
zu befinden, denn Tönnies spricht im Konfliktfall zwischen Direktorium und 
Ephorat letzterem das Initiativrecht bei plebiszitären Entscheidungsformen zu: 
"Eine Berufung an den unmittelbaren Ausdruck des Volkswillens müßte zulässig 
sein." (ebd.). 

Nun könnte man vermuten, daß di"e Öffentliche Meinung über plebiszitäre Ent­
scheidungsformen Geltung erlangt, aber Tönnies wendet hierzu ein: "Diese An­
sicht ( ... ) ist durchaus irrig. Im günstigsten Falle ist eine Volksabstimmung Aus­
druck der Volksstimmung. ( ... ) Aber die Volks stimmung ist nicht die Öffentliche 
Meinung." (1922a, S. 153 f.). Daß die Öffentliche Meinung gleichwohl Eingang 
in sein Demokratiemodell findet, soll nun herausgearbeitet werden. 

5. Die institutionalisierte öffentliche Meinung 

Das Ephorat ist in Tönnies' Demokratiekonzeption als Verfassungsgerichtshof 
eine die Regierung kontrollierende und mit erheblichen Kompetenzen versehene 
Instanz. Nun ist schon gezeigt worden, daß Tönnies in der KöM und in dem Auf-
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satz Macht und Wert der Öffentlichen Meinung die Öffentliche Meinung oft mit 
einem "Gerichtshof' verglichen hat. Die Öffentliche Meinung wurde von ihm de­
finiert als "Urteil ( ... ) nach Art des Beschlusses, den ein Gerichtshof ( ... ) 'f~t' 
( ... ) _ Ausdruck des Willens einer Gesamtheit, die aber als ( ... ) Subjekt der Of­
fentlichen Meinung nicht versammelt ist, außer im Geiste." (1922a, S. 132). 

Es fällt auf, daß Tönnies in seiner Demokratiekonzeption gar nicht auf die Öf­
fentliche Meinung einzugehen scheint. Das verwundert, hat er sich doch, wie ge­
sehen, sehr ausführlich mit dieser Thematik auseinandergesetzt. Es ist gezeigt 
worden, daß er dem Normalbegriff der Öffentlichen Meinung auch normativen 
Gehalt zuspricht. Der Begriff der Öffentlichen Meinung diente ihm nicht nur als 
ein "Artefakt des Denkens", das die Erkenntnis der wirklichen Öffentlichen Mei­
nung möglich machen soll, sondern er drückte auch eine Idealvorstellung aus. 
Nun haben aber die empirische Beobachtungen für Tönnies die Erkenntnis ge­
bracht, daß seine Idealvorstellung der Öffentlichen Meinung, also das ausge­
wogene und am Gemeinwohl orientierte Urteil der "Gelehrtenrepublik", sich im 
praktischen Politikalltag kaum durchsetzen kann. Zwar ist nach Tönnies noch ein 
gewisses Auftreten der Öffentlichen Meinung als "einheitliches Urteil" feststell­
bar, jedoch tritt hierbei das Publikum, die "Intelligenz", nicht als fortschrittliche, 
sondern als reaktionäre politische Kraft auf. Als einheitliches Urteil entspricht 
diese empirische Öffentliche Meinung bisweilen noch formal ihrem Begriff, 
keineswegs jedoch inhaltlich. 

Auch die Kommerzialisierung des Pressewesens führt nach Tönnies dazu, daß 
die Öffentliche Meinung, wie er sie als Ideal vorstellte, nicht zur Geltung ge­
langen kann. Über die kommerzialisierte Presse wird die öffentliche Meinungs­
bildung nicht gefördert, sondern verhindert. Die Meinungen, die öffentlichen 
Meinungen werden produziert. Der Großteil der Produzenten dieser Meinungen, 
die an Kapitalinteressen gebunden sind, ist nach Tönnies antidemokratisch einge­
stellt. Für Tönnies ist klar: "Keine wirkliche Volksregierung wird auf die Dauer 
die Mitregierung einer Presse, die nicht frei, sondern mittelbar und unmittelbar 
an kapitalistische, plutokratische Interessen gebunden ist, ertragen können." 
(1927a, S. 188 f.). 

Gleichzeitig sah Tönnies in der Existenz einer intakten "Gelehrtenrepublik" 
aber ein notwendiges Politikkorrektiv; er stellte sich die ideale Öffentliche 
Meinung als Kritik- und Kontrollorgan vor, das sich mit philosophischem Urteils-
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vennögen und wissenschaftlichem Sachverstand Geltung verschafft. Unter den 
gesellschaftlichen Bedingungen der Weimarer Zeit ist für Tönnies jedoch die Ver­
wirklichung dieser Idealvorstellung kaum zu erwarten, und darum entwickelt er 
m. E. in seinem Demokratiemodell eine Institution, die mit ihren Merkmalen und 
Eigenschaften seiner Idealvorstellung von der Öffentlichen Meinung weitest­

gehend entspricht. 

Galt Tönnies mit der KöM noch die Öffentliche Meinung als Kontrollorgan, 
so ist in der Demokratiekonzeption das Ephorat an diese Stelle gerückt. Die Öf­
fentliche Meinung stand "über den Parteien" (1922a, S. 249) - auch bei der Wahl 
zum Ephorat spielen die politischen Parteien keine Rolle. Als die Träger der Öf­
fentlichen Meinung gelten ihm die Gelehrten - für die Mitglieder des Ephorats 
sieht er Alter und Ausbildung betreffend strenge Qualifikationskriterien vor. 

Nicht allein die Benennung sowohl der Öffentlichen Meinung als auch des 
Ephorats als "Gerichtshof', sondern vor allem die äquivalenten Funktionen recht­
fertigen m. E. die Interpretation des Ephorats als institutionalisierte Öffentliche 
Meinung. Dem "ausgewogenen" und "überparteilichen", sich am Gemeinwohl 
orientierenden Urteil der Gelehrtenrepublik entsprechen die "Richtersprüche" des 
Ephorats, das nach Tönnies "eine ordentliche Schatzkammer des politischen 
Wissens und Denkens" darstellt (vgl. Tönnies 1922a, S. 143). 

Von Tönnies als nicht durchsetzungsfahig gegenüber der Mannigfaltigkeit sich 
widersprechender öffentlicher Meinungen und dem an Kapitalinteressen gebun­
denen Pressegeschäft erkannt, tritt die Öffentliche Meinung, wie er sie als Ideal 
vorstellte, mit erheblicher staatlicher Autorität ausgestattet, in institutionalisierter 
Fonn im Demokratiemodell wieder auf. Da die wirklich "gebildete" Meinung 
nicht öffentlich werden konnte, gewinnt sie im Demokratiemodell über eine 
"öffentliche" Institution Geltung. 

Das Ephorat ist an die Stelle der Öffentlichen Meinung gerückt. Aus der ehe­
mals rein geistigen, lokal verstreuten Versammlung ist eine Institution auf staat­
licher Ebene geworden. Die schon angesprochene Tönniessehe Neigung zur 
"symbolischen" Institutionalisierung einer öffentlichen Ratgeberfunktion drückt 
sich in der Demokratiekonzeption mit der "realen" Institution des Ephorats aus. 

Das Ephorat besitzt aber nicht nur die Aufgabe, die Regierung zu kontrollieren, 
denn Tönnies spricht ihm auch Aufgaben bei der Refonn der Presse zu - so wie 
Tönnies auch am Ende der KöM an "die Männer und Frauen des gelehrten 
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Standes", also an die Träger der Öffentlichen Meinung, appellierte, an der Refonn 
der Presse mitzuwirken. Diese Aufgabe hat 1926, also vier Jahre nach Veröffent­
lichung der KöM, das Ephorat. Dem Ephorat "würde ( ... ) die offizielle Publizistik 
unterstellt sein, die vennöge wissenschaftlicher Strenge und Gewissenhaftigkeit 
in Wettbewerb zu treten hätte mit dem freien Zeitungswesen, dem sie unbedingt 
überlegen wäre durch die vollkommene Lösung von kapitalistischen Gewinn­
oder auch von Klassen- und Parteiinteressen ideologischen Charakters. Die 
Wahrheit wäre für sie schlechthin das Ideal wie für jede wissenschaftliche 
Forschung." (l927b, S. 33). 

Tönnies hebt auch selber hervor, daß ihm das Ephorat sozusagen als "Ersatz" 
für die Öffentliche Meinung, wie er sie sich als Ideal vorgestellt hat, gilt: "Wenn 
es eine solche in einer wirklich freien Presse sich kundgebende Öffentliche 

Meinung gäbe, so könnte vielleicht die demokratische Staatsfonn jenes Aufsichts­
organes, das hier als Ephorat bezeichnet wurde, entbehren." (l927a, S. 189). Da 
es diese "Öffentliche Meinung" jedoch nicht gibt, wie Tönnies hier deutlich 
macht, rückt das Ephorat an deren Stelle. Der Weg von "der Öffentlichen Mei­
nung" zum "Ephorat" kann als eine institutionelle Wende bezeichnet werden: sie 
ergibt sich für Tönnies aus der Konfrontation des Ideals der Öffentlichen Mei­
nung mit deren Realität speziell in der Weimarer Zeit. 

6. Zusammenfassung 

Mit dieser Arbeit ist die Frage nach der Öffentlichen Meinung in Ferdinand Tön­
nies' Demokratiekonzeption gestellt worden. Es wurde gezeigt, daß die Öffent­
liche Meinung, obwohl sie in der Demokratiekonzeption nicht aufzutauchen 
scheint, dort eine gewichtige Rolle einnimmt - allerdings in vermittelter Fonn. 

Ausgangspunkt der Argumentation ist die Vorstellung des Tönniesschen Wis­
sensehaftsverständnisses gewesen. Da Tönnies in dem ersten Teil seiner Kritik 

der öffentlichen Meinung für sich in Anspruch nimmt, eine theoretisch-begriffl­
iche Klärung zu leisten, erschien die Erläuterung des Verhältnisses zwischen 
Theorie und Empirie in seinem Denken als sinnvoll. Dabei ist Tönnies' begriffs­
konstruktives Verfahren vorgestellt worden: der konstruierte Begriff diente ihm 
als Maßstab, um damit die Wirklichkeit gleichsam zu messen. Es wurde deutlich 
gemacht, daß ihm der Maßstab nach eigenem Verständnis jedoch nicht als Nonn 
dient. Mit dem Erkenntnisinstrument soll die Wirklichkeit erfaßt, jedoch nicht be-
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wertet werden. Daß Tönnies diese Perspektive jedoch nicht einhält, ist bei seinen 
Untersuchungen zur öffentlichen Meinung deutlich geworden. 

Bezeichnend für Tönnies' Entwicklung des Begriffs "der Öffentlichen Mei­
nung" ist seine häufig wiederholte Kritik am "Sprachgebrauch" gewesen. Tönnies 
kam es darauf an, zwischen "öffentlicher Meinung" und "der Öffentlichen Mei­
nung" zu unterscheiden. Hierfür trennte er in einem ersten Schritt "Meinung" von 
"öffentlich" und fragte begriffsanalytisch nach dem Sinn des Wortes "Meinung". 
Es ist gezeigt worden, daß er der "Meinung", im Gegensatz zum "Glauben", kri­
tisches Potential zuweist. 

Bei der Bestimmung von "öffentlich" hat Tönnies eine andere Perspektive ein­
genommen. Nicht über den Wortsinn, sondern über die Abgrenzung von der 
Sphäre des "Gemeinschaftlichen" bestimmte Tönnies die Öffentlichkeit. Diese 
zeichnet sich, als "gesellschaftliches", modemes Phänomen, durch allgemeine Zu­
gänglichkeit, durch Offenheit aus. In der Öffentlichkeit stehen sich der Idee nach 
die Meinungen gleichberechtigt gegenüber. Als wichtige Institutionen der Öffent­
lichkeit nennt Tönnies Kaffeehäuser und Salons. Hierbei ist auf die erstaunliche 
Ähnlichkeit zu Habermas' Strukturwandel der Öffentlichkeit hingewiesen 
worden, zumal dieser in seiner berühmt gewordenen Habilitationsschrift Tönnies' 
Kritik der öffentlichen Meinung nur beiläufig in einer Fußnote erwähnt. 

Als das Subjekt der Öffentlichen Meinung hat Tönnies die "Gelehrtenrepublik" 
bestimmt. Diesen etwas ungewöhnlichen Terminus hat er schon in Gemeinschaft 
und Gesellschaft eingeführt. Er definierte: "Die Öffentliche Meinung ist ( ... ) das 
gemeinsame Urteil des gebildeten, insbesondere des politisch denkenden Pub­
likums, das ich gleic.~sam kristallisiert vorstelle als die 'Gelehrtenrepublik' ." 
(1922a, S. 154). Die Offentliche Meinung gilt Tönnies als das einheitliche, nach 
,,~eratung" und "Beschluß" zustandegekommene "wohlerwogene" Urteil des ge­
bildeten Publikums. 

Desweiteren führte Tönnies die verschiedenen Aggregatzustände ein, bei denen 
vor allem die Verknüpfung von Form und Inhalt als relevant erschienen ist. Er 
unter~cheidet .. die feste, flüssige und luftartige Öffentliche Meinung. Für ihn gilt 
nur die feste Offentliche Meinung als erhaben über tagespolitische Streitigkeiten; 
diese bleibt als gemeinsame Überzeugung der geistigen Elite und "als die ver­
nünftige 'Weltanschauung' über den Parteien und ihrem vielfältigen Zweck" 
(ebd., S. 249). Als feste Bestandteile der Öffentlichen Meinung gelten ihm solche 
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der "freisinnigen Weltanschauung und der Aufklärung" (TN, eb 54.34:42, S. 16), 
die zu erhalten ihm als eine "Aufgabe der humanen Ethik" (1923, S. 99) er­
scheint. In der festen Öffentlichen Meinung ist nach ihm emanzipatorisches Po­
tential enthalten, das sich, historisch gesehen, mit der Kritik des Liberalismus an 
traditionellen Formen monarchischer Herrschaft ausdrückt. Unter dem funktio­
nalen Aspekt bestimmte er die Öffentliche Meinung als "Gerichtshof', dessen 
Aufgabe in Kritik und Kontrolle staatlicher Herrschaftsausübung liegt. In diesem 
Zusammenhang ist dann der normative Gehalt des Normalbegriffs deutlich ge­
macht worden: Tönnies selber spricht von einem "Ideal", das sich mit seiner Kon­
zeption "der Öffentlichen Meinung" ausdrückt. 

Daraufhin wurde Tönnies' Blick auf die Öffentliche Meinung in ihrer empi­
rischen Erscheinung thematisiert, wobei insbesondere die Beziehung zwischen 
der Öffentlichen Meinung und der Tagespresse behandelt worden ist. Es ist 
hervorgehoben worden, daß er die Öffentliche Meinung scharf von den in der 
Presse veröffentlichten Meinungen trennt. Die modeme Tageszeitung ist nach 
seiner Ansicht "wesentlich eine kapitalistische Unternehmung ( ... ), deren unmit­
telbarer Hauptzweck also der ist, Gewinn aus dem Geschäfte zu erzielen." (l922a, 
S. 179). Nicht das Ideal der objektiven Wahrheit steht an erster Stelle, sondern 
das Interesse am geschäftlichen Profit. Es wurde gezeigt, daß Tönnies die an Ka­
pitalinteressen gebundene Presse als unfreie Presse gilt. Die feste Öffentliche 
Meinung, also die auf Emanzipation gerichtete gemeinsame Meinung der "Ge­
lehrtenrepublik", der Vernunft und Wahrheit als Ideale dienen, tritt nach Tönnies 
unter den Bedingungen "moderner" Meinungsproduktion kaum noch hervor. In 
diesem Zusammenhang zeigt sich m. E. auch die Aktualität von Tönnies' Öffent­
lichkeitskritik, denn dem Hinweis, daß nicht nur staatliche Zensurpolitik, sondern 
auch ökonomische Zwänge negativ auf die öffentliche Meinungsbildung ein­
wirken können, kommt gerade im Zeitalter der zunehmenden "Privatisierung" der 
Massenmedien erhebliche Bedeutung zu. 

Neben diesem Aspekt, mit dem Tönnies den Prozeß der Meinungsbildung im 
"Preßkapitalismus" kritisierte, richtete sich seine Kritik der empirischen Öffent­
lichen Meinung auf die konkrete politische Situation seiner Zeit. Er thematisiert 
in der KöM den Konflikt zwischen der Öffentlichen Meinung und der neugegrün­
deten Weimarer Republik. Dabei wurde für ihn deutlich, daß ein großer Teil der 
deutschen "Intelligentia" nicht als fortschrittliche Kraft, sondern als reaktionäre 
politische Macht auftritt. Sprach Tönnies mit seinem Begriff einer emanzipato-
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risch gefaßten Öffentlichen Meinung den "Gelehrten" den Willen zur Aufklärung 
zu, was auf politischem Gebiet ein Eintreten für die Demokratie bedeutet, so 
bringt für ihn der Blick auf die Einstellung der geistigen Elite zur Weimarer De­
mokratie die Erkenntnis, daß die empirische Öffentliche Meinung als antidemo­
kratische Kraft auftritt. Mit der Hervorhebung, daß sich für Tönnies hier eine 
deutliche Diskrepanz zwischen Realität und Ideal der Öffentlichen Meinung zeigt, 
wurde deutlich gemacht, daß am Ende der KöM für ihn die Frage gleichsam un­
ausgesprochen im Raume steht, wie dem anspruchsvollen Konzept der Öffent­
lichen Meinung, wie er sie sich in theoretisch-idealer Form vorgestellt hat, Gel­
tung zu verschaffen ist. Dabei wurde schon die Vermutung geäußert, daß zwi­
schen der Öffentlichen Meinung und der Institution des Ephorats in seinem vier 
Jahre nach der KöM entwickelten Demokratiemodell ein Zusammenhang bestehen 
könnte. 

Bei der Vorstellung von Tönnies' Demokratiekonzeption wurde Wert auf die 
Berücksichtigung der politischen und gesellschaftlichen Zeitumstände gelegt. 
Sein Entwurf einer demokratischen Staatsverfassung basiert (auch) auf seinen um­
fangreichen Arbeiten über die Öffentliche Meinung. Die republikfeindliche Stim­
mung der Weimarer Zeit vor Augen, versucht er mit seinem Modell eines demo­
kratischen Staates die Frage zu beantworten, mit welchen Qualitäten und Institu­
tionen ein stabiler demokratischer Staat ausgestattet sein müßte, der auf solch 
obrigkeitsstaatlichen Traditionen aufbauen muß. Tönnies legt großen Wert auf die 
Herausbildung eines demokratischen Bewußtseins bei der Bevölkerung. Er plä­
diert daher für einen "politischen Unterricht", an den das Staatsbürgerrecht und 
damit auch das Wahlrecht geknüpft ist. Mittels der Herausbildung eines "demo­
kratischen Geistes" will er dem irrationaler politischer Agitation zugänglichen 
Untertanengeist entgegenwirken. Das Wesen der Demokratie erschöpft sich für 
ihn nicht im rein institutionellen Aspekt: auch das ökonomische und geistige Ge­
biet bindet Tönnies in seinen Demokratiebegriff mit ein. Die Herausbildung eines 
demokratischen Bewußtseins ist für ihn eng mit der Neugestaltung der wirtschaft­
lichen Grundlagen, die er mit seiner Liberalismuskritik einfordert, verbunden. So­
ziale und wirtschaftliche Reformen gelten ihm als Grundlage der modemen De­
mokratie. 

Neben der Betonung des ökonomischen und geistigen Faktors sind Tönnies' 
Überlegungen zu den politischen Institutionen des demokratischen Staates aus­
führlich vorgestellt worden. Seine Entwurf der Regierung als ein direkt vom Volk 
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gewähltes und aus 15 Ministern bestehendes "demokratisches Direktorium", das 
die Exekutive und Legislative in sich vereint, wurde besonders unter dem Aspekt 
des möglichen Machtmißbrauchs untersucht. Da das Parlament in seinem Demo­
kratiemodell nur eine beratende und keine kontrollierende Stellung einnimmt, ver­
suchte er diese Gefahr mit der Gestaltung der körperschaftlichen Struktur des Di­

rektoriums zu minimieren. 

Es wurde deutlich gemacht, daß Tönnies' Kritik am parlamentarischen System 
der Weimarer Republik sich hauptsächlich gegen die Tatsache richtet, daß der 
"Parteienstaat" Parteien zuläßt, die auf dessen eigene Beseitigung hinarbeiten, 
und es hat sich gezeigt, daß sich aus dieser Kritik keine generelle Ablehnung von 
politischen Parteien in seinem Denken ableiten läßt. Gleichwohl ist aufgefallen, 
daß er in seinem Demokratiemodell politische Parteien nur am Rande behandelt. 

Tönnies plädiert für eine Anhebung der Altersgrenzen für das aktive und 
passive Wahlrecht, da seiner Ansicht nach gerade junge Menschen irrationaler po­
litischer Agitation zugänglich sind. Insbesondere bei der Vorstellung der Institu­
tion des Ephorats wurde deutlich, daß er im Bereich des Politischen auf "Alters­
reife" Wert legt: Er spricht sich für ein Mindestalter von 45 Jahren für die direkt 
vom Volk gewählten Mitglieder dieses Gerichtshofes aus, die zusätzlich noch 
weitere Qualifikationskriterien, wie z. B. "politisches Studium", erfüllen müssen. 

Es wurde abschließend gezeigt, daß Tönnies das Ephorat als "Ersatz" für die 
Öffentliche Meinung, wie er sie in theoretisch-idealer Form konzipierte, gilt. Da 
für Tönnies der Blick auf die empirische Öffentliche Meinung deutlich gemacht 
hat, daß diese weit hinter ihrem Begriff zurückbleibt, entwickelt er in seinem De­
mokratiemodell eine die Regierung kontrollierende Instanz, die mit ihren Merk­
malen und Eigenschaften seiner Idealvorstellung von der Öffentlichen Meinung 
weitestgehend entspricht. Wenn Tönnies sich auch mit seinem Bestreben, die ver­
fassungsmäßig stärkste Institution seines Demokratiemodells "über die Parteien" 
zu stellen, als Sohn seiner Zeit erweist, so weist er doch mit seiner Kritik an 
einem rein formalen Demokratieverständnis über seine Zeit hinaus. 
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Anhang I 
Ferdinand Tönnies' Leitsätze zu seinem Vortrag "Demokratie" 

auf dem 5. Deutschen Soziologentag 1926 in Wien (l927b, S. 12 f. 

I. Es ist ein wesentliches Merkmal der Demokratie, die Entwicklung des modernen 
Staates zu vollenden. 

2. Sie vermag dies nur, indem sie das Verhältnis des Staates zur Gesellschaft zugunsten 
der Superiorität des Staates abschließend ordnet, d. h. sie muß danach streben, die 
soziale Frage zu lösen. 

3. Der Kern dieses Problems ist die Eigentumsfrage. Der demokratische Staat muß von 
dem gesamten Eigentum am Grund und Boden und seinen Schätzen wie am anderen 
realen Kapital so viele Teile sich selber vorbehalten, als er zur Ausübung seiner 
Funktionen nötig hat, und im übrigen die Verteilung dieser Güter, auch die der 
Einkommensgüter, so überwachen und dahin lenken, wie es die Maxime "salus 
publica suprema lex esto" gebietet. 

4. Der demokratische Staat ist ein absoluter Staat. Es herrscht das Prinzip der Volks­
souveränität. 

5. Die richtige Bestellung der Volksvertretungen und die Erhaltung ihrer Bedingtheit 
durch die Volkssouveränität ist eine Lebensfrage für die Demokratie als Staatsform. 

6. Das gemeinsame Wollen und Denken des souveränen Volkes wird die demokra­
tische Staatsform selber bejahen. 

7. Die Demokratie wird ihre Regierung selber so unmittelbar als möglich erwählen. 
Dieser Akt der Wahl bedeutet seinem Wesen nach einen einheitlichen Staatsakt. 

8. Das Volk muß erkennen, daß auch eine regierende Körperschaft, die großen Minder­
heiten weniger gefallt, besser ist als eine des einheitlichen gemeinsamen Wollens 
und Handeins unfähige Regierung. 

9. Die Regierung ist verantwortlich. Zu ihrer Kontrolle und zur Vermittelung zwischen 
ihr und der öffentlichen Meinung wird die Demokratie einen ständigen Gerichtshof 
bilden (Ephorat). 

10. Auch das Ephorat muß durch das souveräne Volk einheitlich gewählt werden. Das 
Volk wird sich besondere Regeln bilden, die es als Bedingungen der Qualifikation 
für diese Auswahl bindend sein läßt; denn die Aufgabe des Ephorats wäre nicht so­
wohl das Handeln als die Kritik. 

11 . Dies Regierungssystem ist kein Parlamentarismus. Der Parlamentarismus setzt das 
Volk als Vielheit, nicht als Einheit. 

12. Gleichwohl kann ein vielköpfiges Parlament für eine demokratische Regierung sehr 
nützlich sein, eben weil es das Volk in seiner Mannigfaltigkeit darstellt. Das Parla­
ment wird eine beratende Funktion ausüben. Als Volksrat wäre seine Aufgabe, die 
besonderen Angelegenheiten, Wünsche, Beschwerden, Anregungen der einzelnen 
Landschaften und Städte, der verschiedenen Berufe und sozialen Schichten zur Ge­
ltung und Kenntnis der Regierung zu bringen; dadurch wird diese in die Lage ver­
setzt, mit Rücksicht auf die öffentliche Meinung zu handeln. 

13. Das Volk regiert sich selber vermittels der von ihm eingesetzten Regierung. Diese 
ist ihrem Wesen nach dauernd. 
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14. Die Absetzung jedes einzelnen Mitgliedes der Regierung kann jederzeit in Rechts­
formen durch das Ephorat geschehen. 

15. Innerhalb dieser Grenzen und Schranken wäre die Regierung des die Volkssouverä­
nität repräsentierenden Körpers so absolut wie nur je die eines absoluten Königs 
oder Souveräns. 

16. Möglich ist ebenso bei der Wahl einer 12 - 15köpfigen Regier~ng der Übergang 
aus der demokratischen in die aristokratische Staatsform, aber mmder wahrschem­
Iich. [Im Text spricht Tönnies von einer " etwa 15köpjigen Regierung"; M. P.]. 

17. Die Teilung der Gewalten wäre in diesem System prinzipiell zugunsten der Staats­
einheit, die nur ein Ausdruck der Volkseinheit ist, aufgehoben. 

18. Um stark zu sein, muß eine demokratische Regierung finanziell unabhängig sein. 
Der demokratische Staat muß reich sein oder werden. 

19. Eine Verfassung dieser Art setzt einen hohen Grad von allgemeiner und politischer 
Bildung voraus. 

20. Diese wiederum hat eine umfassende und tiefgehende Reform der wirtschaftlichen 
Grundlagen des sozialen Lebens zur Voraussetzung. 

Anhang n 
Anmerkungen zu den verwendeten Manuskripten 

aus dem Tönnies-Nachlaß 

Die Auflistung der Manuskripte zu den Themen öffentliche Meinung und Demokratie er­
hebt nicht den Anspruch auf Vollständigkeit. Sie soll die hier im Kapitel 2. angespro­
chenen werkimmanenten Verbindungen zwischen den einzelnen Texten verdeutlichen. 

Hat Tönnies den Manuskripten selber keinen Titel gegeben, so halte ich mich hier an 
die von Jürgen Zander gegebenen Hilfstitel. Diese sind durch eckige Klammern gekenn­
zeichnet. Die angegebenen Signaturen entstammen dem Autographenkatalog Tönnies (eb 
54) der Schleswig-Holsteinischen Landesbibliothek. 

34: 09 [Demokratie] Dieses aus dem Jahr 1926 stammende handschriftliche Vortrags­
manuskript ist nicht das Manuskript zum Vortrag "Demokratie", den Tönnies auf 
dem Soziologentag im seI ben Jahr in Wien gehalten hatte. Es ist das Manuskript 
zu einem Vortrag, den Tönnies im Republikanischen Klub zu Kiel am 9. Novem­
ber 1926 hielt. 

34: 1 2 Formen der öffentlichen Meinung. Auf der ersten Seite des mit Schreibmaschine 
verfaßten Manuskripts findet sich der handschriftliche Zusatz "Vortrag D. G. 
1914.". Es handelt sich höchstwahrscheinlich um das Manuskript zu einem 
Vortrag, den Tönnies im Jahr 1922 bei der "Deutschen Gesellschaft [von] 1914" 
in Berlin gehalten hat. Dies geht aus dem Brief hervor, den Tönnies ' Tochter 
Franziska am 11. März 1922 an Höffding geschrieben hat (vgl. BickellFechner 
1989, S. 154; vgl. auch Solms 1982, S. 182). Thematisiert wird in diesem 
Manuskript in erster Linie die Öffentliche Meinung. 

34: 42 [Öffentliche Meinung] Bei diesem Manuskriptfragment handelt es sich vermut­
lich um die Fortsetzung des unter der Signatur 34: 12 archivierten Manuskripts. 
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34: 78 Die Öffentliche Meinung und ihre Merkmale. Bei diesem Text handelt es sich 
nicht um das Manuskript zum gleichlautenden fünften Kapitel der KöM. Dieser 
aus dem Jahr 1921 stammende Text ist das Manuskript zu dem Aufsatz Macht 
und Wert der Öffentlichen Meinung, der zwei Jahre später erschienen ist. 

34: 43 Die öffentliche Meinung und die Wahrheit. Hier beschäftigt sich Tönnies haupt­
sächlich mit der Kriegsschuldfrage. 

34: 49 Republikanisches und monarchistisches Staatsbewußtsein. Dieser Aufsatz trägt 
die Datumsangabe 20. I. 1928. Vgl. hierzu Jacoby (1971), S. 308. 
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